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UBERLASSEN SIE IHREN ERFOLG 

NICHT DEM ZUFALL! 

[!§) 
Informationsmanagement 
für Führungskräfte und 
Or.!lanisatoren in der 
öffentlichen Verwaltung 

Einführung und Integration moderner 
Informations· und Kommunikations· 
technik - Mit Praxisbeispielen 

Der fachgerechte Einsatz von Informations· 
und Kommunikationstechnik ist in der 
täglichen Praxis der öffentlichen Verwaltung 
nicht mehr wegzudenken. Grundvorausset­
zung ist die Kenntnis der datenschutzrechtli­
chen Bestimmungen, die in diesem Buch 
besonders berücksichtigt werden. 

Vorschläge zur arbeitsplatzspezifischen 
Anwendung der Informations- und Kommuni­
kationstechnik machen das Buch zu einer 
effektiven Orientierungs- und Entscheidungs­
hilfe für den Praktiker in der öffentlichen 
Verwaltung. Aufgaben wie fachliche Planung, 
Leitung und Führung, Büroorganisation und 
Sachbearbeitung werden beispielhaft gelöst. 

Von Werner Obenhaus 
Broschur. 144 Seiten 
ISBN 3-8029-1541-0 DM 36,-

Bestellen Sie über Ihre Buchhandlung 
oder direkt beim 

Datenschutz -
Recht und Praxis 

Ein Leitfaden für den öffentlichen Dienst 
in Bund und Ländern 

Dieses Buch erleichtert das Verständnis der 
Datenschutzgesetze des Bundes und der Länder 
und ist eine wertvolle Hilfe bei der praktischen 
Umsetzung. Bewußt wurde deshalb auf 
wissenschaftliche Formulierungen verzichtet. 

Schwerpunkt ist die Erläuterung des allge­
meinen Datenschutzrechts. Auf abweichende 
landesspezifische Regelungen wird jeweils 
hingewiesen. Besonders berücksichtigt 
werden die 

- Schlüsselbegriffe des Datenschutzes und der 
Verarbeitungsvoraussetzungen 

- Darstellung der Datenschutzpraxis 

- Datensicherung 

Hilfreiche und nützliche Informationen für 
jeden, der sich mit Recht und Praxis des 
Datenschutzes befaßt. 

Von Hans-Joachim Stange 
Broschur. 272 Seiten 
ISBN 3-8029-8035-2 DM 36,-

WA 

rNEu1 
Laufbahnrecht ~ 
des Bundes und der Länder 

Einstellung - Beförderung - Aufstieg 
Mit Kommentar und aktueller 
Rechtsprechung 

Einstellung, Anstellung, Beförderung und 
Aufstieg der Beamten sowie die jeweiligen 
Voraussetzungen sind die zentralen Themen 
dieses Buchs. 

Ausführlich erläutert werden die gesetzlichen 
Bestimmungen des Laufbahnrechts; auch die 
Zusammenhänge des Laufbahnrechts mit dem 
Beamtenrecht, Verwaltungsrecht und 
Verfassungsrecht werden dargestellt. 

Zusätzlich sind in einem Vorschriftenregister 
die verschiedenen landesspezifischen 
Regelungen übersichtlich zusammengefaßt. 

Besonders geeignet für die persönliche Lauf­
bahnplanung und alle Personalabteilungen. 

Von MaximiJian Baßlsperger 
Broschur. 232 Seiten 
ISBN 3-8029-1650-6 DM 36,-
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Zum Jahresbeginn hat der beamtete Staats­
sekretär Dr. Walter Priesnitz die Abt. KN in 
seinen Geschäftsbereich übernommen. 
Er habe gegenüber dem Minister sein aus­
drückliches Interesse bekundet, so Priesnitz, 
nachdem er in seinen über 15jährigen 
kommunalen Berufserfahrungen die Be­
deutung des Schutzes der Bevölkerung in 
allen Notlagen erkannt und aktiv unterstützt 
habe. 
Was der Staatssekretär aber wohl nicht 
Voraussehen konnte, waren die gespannte 
Stimmung und die Gereiztheit, die ihm bei 
seiner ersten Besprechung am 26. Februar 
1993 zum Thema" Neukonzeption der zivilen 
Verteidigung" entgegenschlugen. 
Seit über zwei Jahren prallen die unterschied­
lichen Auffassungen von Ländern, kommu­
nalen Spitzenverbänden, Hilfsorganisa­
tionen, Technischem Hilfswerk, Deutschem 
Feuerwehrverband und dem Bundesmini­
sterium des Innern sowie dessen nachgeord­
neten Behörden und Institutionen aufein­
ander. 
Dabei kann nicht zwischen "Freund und 
Feind" unterschieden werden. Die neuen 
Bundesländer haben andere Erwartungen 
und Bedürfnisse als die alten Bundesländer. 
Die letzteren geben bei gekürzten Haushalts­
mitteln vorwiegend Geräte und Material in 
den Osten ab. Die Länder insgesamt fordern 
mehr Mittel des Bundes für den Aufbau des 
erweiterten Katastrophenschutzes, lehnen 
aber eine Mitwirkung im Sinne einer Einfluß­
nahme auf den friedensmäßigen Einsatz ab. 
Die Überlegungen des Bundes zum gemein­
samen Hilfeleistungssystem Bund/Länder 
erfuhren eine jähe Abfuhr durch den AK V der 
Innenministerkonferenz der Länder, wo mit 
Beschluß vom 16.2.1993 beschieden 
Wurde: "Gesamtstaatliche Aufgaben kennt 
das Grundgesetz nicht." 

Gemeinsame Stellungnahme 
der vier HiHsorganisationen 

ARBEITER-SAMARITER-BUND (ASB) 
DEUTSCHES ROTES KREUZ (DRK) 

JOHANNITER-UNFALL-HILFE (JUH) 
MALTESER-HILFSDIENST (MHD) 

zum Bericht des Bundes­
ministeriums des Innern zur 
Neukonzeption der zivilen 

Verteidigung vom 8. 2. 1993 

Herrn Staatssekretär Dr. Priesnitz, Bun­
desministerium des Innern 

ASB, DRK, JUH und MHD danken Ihnen für 
das offene Gespräch mit den Ländervertre­
tern und Hilfsorganisationen am 26. 2. 1993. 
Erstmals besteht seit Jahren die Hoffnung, 
daß trotz einer Vielzahl zusätzlicher Probleme 
nunmehr in der Sache Fortschritte zu erzielen 
sind. Wir haben zustimmend zur Kenntnis 
genommen, daß der vorliegende Bericht le­
diglich als Entwurf einer Momentaufnahme 

Der DFV, Deutscher Städte- und Deutscher 
Landkreistag beklagen noch immer und stets 
aufs neue die Entscheidungen des Bundes 
zu BVS und THW - und die anerkannten 
Hilfsorganisationen fürchten den fortschrei­
tenden Verlust von Helfern und den weiteren 
Rückgang von Finanzmitteln bis hin zur 
Undurchführbarkeit der alltäglichen Gefah­
renabwehr. 
Einig waren sich (fast) alle darin, daß die 
"Neukonzeption der zivilen Verteidigung" 
weniger denn eine Bestandsaufnahme sei 
und der 80-Seiten-Report konzeptionelle 
Ansätze gänzlich vermissen lasse. Sitzungs­
leiter Priesnitz ließ alle zu Wort kommen und 
gab jedem eine Antwort. Vielen Personen 
und Argumenten gab er recht oder sorgte für 
erklärende Entschärfung. Und - er entwik­
kelte die neue Marschroute. 
Das zum 1. April 1993 vorzulegende Papier 
sei keine Neukonzeption, sondern ein 
Bericht, eine Bestands-/Momentaufnahme. 
Die Stimmung schlug vom kritischen Neben­
oder Gegeneinander zum Gemeinsamen 
um. 
Auch die zeitlich unbegrenzte Gesprächsbe­
reitschaft von Sts Priesnitz sorgte für eine 
zunehmend gute Stimmung. 

Erste Schritte sind seither bereits getan. Der 
Bericht liegt vor, der Warndienst hat (wieder) 
eine Zukunft. Herr Priesnitz aber wird noch 
vieles anpacken und begründen müssen; 
noch mehr ist seine Überzeugungskraft bei 
Haushältern in den Ressorts und den 
Abgeordneten gefragt. 

Die neue gemeinsame Stellungnahme der 
vier großen anerkannten Hilfsorganisationen 
vom 22. März gibt ihm hierfür Argumente 
und eine Legitimation. 

Horst Schött/er 

zu werten ist und bis zum 1. April 1993 unter 
Einbeziehung der Ansichten aller Beteiligten 
fertiggestellt werden soll. 
Hiermit erlauben wir uns, die Stellungnah­
men der Hilfsorganisationen zu dieser 
Momentaufnahme im Kern noch einmal zu­
sammenzufassen. Zugleich hoffen wir, daß 
die Argumente der Hilfsorganisationen als 
Träger des Ehrenamtes Ihre Aufmerksamkeit 
finden. 

1. Partnerschaft der Beteiligten 
Die Hilfsorganisationen stimmen mit Ihnen 
überein, daß es in der derzeitigen Situation 
erforderlich ist, ein integriertes System von 
der alltäglichen Gefahrenabwehr über den 
friedenszeitigen Katastrophenschutz bis hin 
zum Schutz der Zivilbevölkerung in einem 
Verteidigungsfall zu schaffen. Ein starrer und 
ausschließlicher Hinweis auf die Zuständig­
keiten der Länder und des Bundes mag zwar 
verfassungsrechtlich richtig sein, wird jedoch 
dem übergeordneten Schutzanspruch des 
Bürgers nicht gerecht. Die Hilfsorganisatio­
nen, die den Katastrophenschutz mit Ihren 
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Helfern tragen, sehen sich in der Gefahr, für 
den Staat gesellschaftspolitische Alibifunk­
tionen zu übernehmen. Wir wenden uns 
dagegen, daß mit einem Sparprogramm, mit 
zusätzlicher Umverteilung lediglich der 
Anschein eines Schutzes für die Bürger 
geschaffen werden könnte. 
Deshalb würden wir es begrüßen, wenn die 
Gesamtproblematik unter dem Gesichts­
punkt einer "gesamtstaatlichen Aufgabe " 
weiterverfolgt werden könnte. Wir versi­
chern Sie diesbezüglich ausdrücklich unserer 
Unterstützung in der Erarbeitung eines prak­
tikablen, tragfähigen und effektiven Konzepts 
unter dem Gesichtspunkt des Grundsatzes 
der Subsidiarität. Ihre zeitlichen Vorschläge 
für weiterführende Gespräche sowie für die 
Besprechung der kurzfristig zu bildenden 
Fachgremien werten wir als ein in diese Rich­
tung weisendes positives Zeichen. 

2. Sicherheits- und Bedrohungslage 
Die Hilfsorganisationen teilen die Meinung 
nicht, daß trotz des stattgefundenen 
Umbruchs keine Gefahren für Europa und 
unser Gemeinwesen mehr bestehen. Ein 
Blick in die Welt zeigt vielmehr, daß bei über 
30 Kriegen und 100 bewaffneten Konflikten 
von Entspannung nicht gesprochen werden 
kann. Diesen Umstand muß die Momentauf­
nahme zum Ausdruck bringen auf der Grund­
lage einer glaubwürdigen, realistischen, zeit­
nahen und fortgeschriebenen Bedrohungs­
und Gefährdungsanalyse. Andernfalls würde 
eine Neukonzeption das Ziel verfehlen und 
die Bürger in vermeintlicher Sicherheit wie­
gen. 

3. Vorrang der Sachargumente 
Eine Neukonzeption kann nicht ausschließ­
lich ein verdecktes Sparkonzept darstellen. 
Bei aller Einsicht in das unbestreitbare Erfor­
dernis zur Sparsamkeit des Staates dürfen 
die Notwendigkeiten eines angemessenen 
Zivil- und Katastrophenschutzes nicht den 
finanzpolitischen Vorgaben untergeordnet 
werden. Aus tatsächlichen und rechtlichen 
Gründen zum Schutz der Bürger müssen 
Sachargumente den Vorrang behalten . Wei­
terhin ist den politischen Entscheidungsträ­
gern sowie dem Finanzminister gegenüber 
deutlich herauszustellen, daß die Bundesre­
publik Deutschland nicht nur völkerrechtlich 
aus den Genfer Abkommen und deren 
Zusatzprotokollen heraus verpflichtet ist, den 
effektiven Schutz der Zivilbevölkerung sicher­
zustellen, sondern auch "staatsrechtlich und 
gesellschaftspolitisch " zum Handeln für eine 
funktionsfähige Notfallvorsorge Verantwor­
tung trägt. Das humanitäre Völkerrecht muß 
als Maßstab unserer Zivilisation betrachtet 
werden und tatsächlich zur Geltung kom­
men. 

4. Sicherung der 
bestehenden Ressourcen 
Die in dem vorliegendem Bericht vorgese­
hene Streichung der Finanzierung des Ergän­
zungsteils signalisiert die Beendigung des 
gemeinsamen Hilfeleistungssystems von 
Bund und Ländern, da gerade dieser Bereich 
in besonderer Weise die Verknüpfung der 
Zuständigkeiten versinnbildlichte. Die Hilfsor­
ganisationen fordern deshalb nochmals die 
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Integrationsfähigkeit der Gefahrenabwehr­
potentiale und lehnen gegenläufige Tenden­
zen ausdrücklich ab. In diesem Zusammen­
hang verweisen wir auf Ziff . 4. c) zum Kapitel 
36.04 Titelgruppe 05, in dem - leider - nur 
das bundeseigene THW die zielgerichtete 
Nutzbarkeit bei friedensmäßigen Inlandsauf­
gaben zum Schutz der Bevölkerung, zur Ent­
lastung der Länder und der Gemeinden und 
zur Motivation der Helferschaft zugespro­
chen erhält. Diese Aussage trifft auf alle Hilfs­
organisationen zu, sollte entsprechend zum 
Ausdruck kommen und mit zur Basis derwei­
teren Überlegungen gemacht werden. 

Wir stimmen Ihren Äußerungen voll inhaltlich 
zu, daß die Kontinuität eines effektiven Zivil­
und Katastrophenschutzes gesichert werden 
muß. Deshalb bedarf es der Pflege beste­
hender Ressourcen für die Zukunft, die bei 
Vernachlässigung oder Auflösung nicht wie­
derhergestellt werden können und eine 
erhebliche Lücke im Sicherheitssystem der 
Bundesrepublik Deutschland hervorrufen 
würden. Der Abbau von Helferpotentialen 
bedeutet, daß wertvolle ehrenamtliche Mit­
arbeiter für unser Gemeinwesen verlorenge­
hen, was gerade in der heutigen Situation 
nicht zu vertreten ist. Ein für spätere Zeiten 
nach Maßgabe der Haushaltslage evtl. vorge­
sehener teilweiser Neuaufbau wird nach 
unserer Einschätzung nicht mehr möglich 
sein, so daß zwingend eine angemessene 
Form der Umwandlung mit Bestandsschutz 
erforderlich ist. Unsere ehrenamtlichen Hel­
fer werden für eine andere Betrachtung kein 
Verständnis zeigen; es werden hilfsbereite 
und opferwillige Bürger auf Dauer demoti­
viert. 

In diesem Zusammenhang ist auf die Not­
wendigkeit hinzuweisen, daß die Selbsthilfe­
kraft der Bürger zielgerichtet gestärkt bleibt. 
Trotz staatlicher Gefahrenabwehr und Hilfe­
leistungspotentiale ist es im Rahmen der 
Gesamtvorsorge unabdingbar, daß der Bür­
ger sich selbst und anderen helfen kann. 
Deshalb sind die Breitenausbildung, insbe­
sondere die Erste-Hi lfe- und Sanitätsausbil­
dung, aber auch das Schwesternhelferinnen­
Programm finanziell so auszugestalten, daß 
die Effektivität gewährleistet ist. Wir weisen 
darauf hin, daß die Hilfsorganisationen auf­
grund ihres Engagements bei der Erste-Hilfe­
Ausbildung schon heute erhebliche finan­
zielle Defizite zu verzeichnen haben. Hin­
sichtlich der Schwesternhelferinnen-Aus­
bildung bestehen große Sorgen, da in dem 
Bericht zum Ausdruck kommt, daß zukünftig 
nur noch eine grundsätzliche Förderung 
beabsichtigt ist (was immer dies auch qualita­
tiv und finanziell heißen mag). Hier muß der 
Wert dieser Ausbildung für den Gesundheits­
bereich und die Vorsorge ins Blickfeld gerückt 
werden. Deshalb sind mittelfristig dafür vor­
gesehene Mittel in den kommenden Jahren 
den zu erwartenden Kosten anzupassen. 

Letztlich möchten wir daran erinnern, daß bei 
einer total veränderten Situation im Gesund­
heitswesen mit Bettenabbau in den Kranken­
häusern und teilweisem Aufnahmenotstand 
es gefährlich wäre, Potentiale der Hilfskran­
kenhäuser unreflektiert und ohne Not zur Dis­
position zu stellen 

5. Erweiterter Katastrophenschutz 
"Paketlösung" 
Die sogenannte" Paketlösung " auf der Basis 
eines "rechnerischen Durchschnittskreises " 
von 180000 Einwohnern stellt für die Hilfsor­
ganisationen zunächst nur einen rein mathe­
matischen Ansatz zur Errechnung des Bedar­
fes dar. In gemeinsamen und unmiß­
verständlichen Erklärungen haben die 
Hilfsorganisationen weiterhin zum Ausdruck 
gebracht, daß die hiernach sich ergebenden 
Potentiale die unterste vertretbare Grenze 
darstellen würden, der zugestimmt werden 
kann. Da es jedoch zu den einzelnen Fach­
diensten in einem "Paket" bisher weder 
klare Aussagen zur Größenordnung noch zur 
angestrebten Leistungsfähigkeit gibt, kön­
nen weitergehende Aussagen zum heutigen 
Zeitpunkt nicht gemacht werden. Derartige 
Aussagen sind jedoch zwingend erforderlich, 
um gemeinsam sowohl konkrete Vorstellun­
gen über notwendige Strukturen, personelle 
und materielle Ausstattungen sowie einsatz­
taktische Überlegungen zu entwickeln, als 
auch die Frage einer Neuverteilung von Ein­
heiten beantworten zu können . 

6. Schlußbemerkung 
Wir stimmen mit Ihnen, sehr geehrter Herr 
Staatssekretär, überein, daß in der derzeiti­
gen Situation und angesichts der Haushalts­
lage in Bund, Ländern und Gemeinden eine 
gemeinsame Lösung gefunden werden 
muß, um Sinnvolles und Effektives zu gestal­
ten, ohne bestehende Ressourcen ohne 
Chance auf Wiederaufbau zu vernichten. Die 
seit Jahren bestehenden Forderungen der 
Hilfsorganisationen nach Kompatibilität und 
Integrationsfähigkeit der Hilfeleistungssy­
steme des Bundes und der Länder haben 
heute mehr denn je ihre Berechtigung. Der 
Arbeiter-Samariter-Bund, das Deutsche Rote 
Kreuz, die Johanniter-Unfall-Hilfe und der 
Malteser-Hilfsdienst sind bereit, mit Ihnen 
gemeinsam einen Weg zu gestalten, der eine 
glaubwürdige und realistische Perspektive 
für die Zukunft bietet, der Akzeptanz durch 
die Bevölkerung findet, der die Motivation für 
ehrenamtliches Engagement fördert und den 
Anspruch der Bürger auf einen effektiven 
Schutz sichert. • 
Bonn/Köln, den 22. 3. 1993 

Wilhelm Müller 
Bundesgeschäftsführer 
Arbeiter-Samariter-Bund e. V. 

Johann Wilhelm Römer 
Generalsekretär 
Deutsches Rotes Kreuz e. V. 

Andreas von Block-Schlesier 
Bundesgeschäftsführer 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 

Johannes Freiherr Hereman 
Geschäftsführender Präsident 
Malteser-Hilfsdienst e. V. 



HUMANITÄRES VÖLKERRECHT -
EINE ILLUSION? 
Ein Besuch des Instituts für 
Friedenssicherungsrecht und Humanitäres 
Völkerrecht der Ruhr-Universität Bochum 

Horst Schättler, Bonn/Kaiserslautern 

I. Anstelle einer Einführung -
drei Meinungen zur 
Humanität in dieser Welt! 

Wir brauchen eine Weltpolizei 

Das Morden auf der Welt 
ist nicht mit Worten abzustellen 

Von NORBERT BLÜM*) 

Haß, Hetzmorde und Totschlag ziehen um 
die Welt. Während wir aus der Vordertür die 
alten Gefahren des Ost-West-Gegensatzes 
hinausgeworfen haben, ziehen durch die Hin­
tertür neue Unruhestifter ein. 
Wortreich sehen wir zu, wie im ehemaligen 
Jugoslawien Völker sich abschlachten. 
Wir sind stolz auf unsere wissenschaftlichen 
Siege und technischen Triumphe. Ja, wir 
haben es weit gebracht. Wir sind fähig, Men­
Schen auf dem Mond sanft landen zu lassen. 
VI/eltraumfähren kehren aus dem All zurück, 
als käme ihre Besatzung gerade von einer 
Kaffeefahrt. 
Was wir nicht alles können! 0 schöne neue 
Welt, 0 Fortschritt ohne Ende. 
Nur das Schlachten in Bosnien können wir 
offenbar nicht beenden. Wir landen auf dem 
fv!ond und vergessen die Menschen. Tech­
nisch sind wir fast gottgleich, zivilisatorisch in 
Gefahr, tierähnlich zu werden. Wir beherr­
schen fanatisch und perfekt die Technik und 
SChützen die Menschen nachlässig und 
unvollkommen ... 
vv,'r atmeten befreit auf, als die Mauer fiel 
Und die Raketen, die mitten in Deutschland 
gegeneinander gerichtet waren, abtranspor­
tiert wurden. Ja, die deutsche Einheit war 
Und ist ein großes Glück für Freiheit und Frie­
den. Aber rund um uns geht es weiter mit 
Unfreiheit und Krieg. 
vv,r versuchen, wie so oft, zu verdrängen. 
Aber die Welt ändert sich nicht, wenn wir 
wegsehen. Unser gemütliches, wohltempe­
nertes Wohnzimmer ist nicht die ganze Welt, 
Und unser nationales Glück ist nicht eine Ret­
tungsinsel, auf der wir die Welt vergessen 
können. 
Ich bin dafür, daß die zivilisierte Welt dem kol­
lektiven Morden ein Ende bereitet. Einen 
Amokläufer kann man nicht mit Gedichten 
besänftigen ... 
Wer zusieht, wie in der Nachbarschaft ein 
Kmd geprügelt, eine Frau vergewaltigt, ein 
~ensch ermordet wird, und deren Hilferufe 
uberhört, macht sich der unterlassenen Hilfe­
leistung schuldig. Gilt das nur für die Nach­
barschaft? Wird die Hilfspflicht nach Entfer-

nung gemessen? Gibt es Hilfe nur in Sicht­
nähe ? Aber wir sehen doch die Massaker, 
sichtnah TV-vermittelt, frei Haus. 
So viele Wunden können wir gar nicht heilen, 
wie politisch organisierte, kollektive Kriminali­
tät, staatlich sanktioniert, schlagen kann. Hu­
manitäre Hilfe reicht nicht, um dem Elend der 
Welt den Garaus zu machen. 
Kein Mensch darf sich Krieg wünschen. Oie 
Welt kann nicht durch Feldzüge und Erobe­
rungszüge geordnet werden. Ordnung bleibt 
politische Aufgabe. Doch Politik kann nurord­
nen, wenn das Morden aufhört, und das Mor­
den ist nicht mit Worten abzustellen. Es geht 
also nicht um Kriegsgelüste. Es geht um eine 
Art internationaler polizeilicher Befriedigung. 
Vor dem Krieg muß es doch noch Verfahren 
geben, die Gewaltanwendung verhindern. 
Wir brauchen eine Weltpolizei unter der 
Autorität der UND. Oder wenn die zu 
schwerfällig ist, unter dem Dach Europas. 
VVie viele Waffenstillstandsabkommen ohne 
Folgen sollen denn noch geschlossen wer­
den? Wie oft noch soll Papier mit Tinte belo­
gen werden? Wie oft noch soll der Sicher­
heitsrat Erklärungen abgeben, die wie 
Feuerwerkskörper zischen und verlöschen? 
Moral ohne Folgen bringt sich um ihr Anse­
hen. Moral ohne Macht ist hilflos. 
Es muß möglich sein, die Benzinhähne für 
die Panzer abzudrehen, die Nachschublager 
außer Betrieb zu setzen und Frauen aus Ver­
gewaltigungslagern zu befreien. Wir können 
uns nicht drücken vor einer internationalen 
Friedensaktion mit Hinweis auf unsere 
schlimme Vergangenheit. Freilich, für einen 
solchen Einsatz bedarf es des parlamentari­
schen Einverständnisses. Nicht ein einsamer 
Befehl des Bundeskanzlers kann ihn herbei­
führen. Wir können die Soldaten nicht unter 
dem Streit der Parteien zum Einsatz bringen. 
Oie produktivste Form der Vergangenheits­
bewältigung ist Bewältigung einer humanen 
Zukunft. Auschwitz ist geschehen, aber darf 
niemals mehr und nirgendwo geschehen. 
Unsere Vergangenheit verhindert nicht, son­
dern verpflichtet uns, den Gequälten und 
Bedrohten beizustehen. 
In Sachen Menschenrechte gibt es keine 
Grenzen. Hier gilt das Prinzip der Einmi­
schung aller Gutgesinnten. Der Zynismus der 
Menschenverächter, die auf unser folgenlo­
ses Palaver setzen, darf nicht triumphieren. 
In Chile, in Südafrika, in der Sowjetunion sind 
Unrechtssysteme vor dem Verlangen der 
Menschen nach Menschenrechten für jeder 
mann zurückgewichen. Ist die Welt jetzt 
erschöpft und setzt sich zur Ruhe? 

Muslime und Christen müssen ihren Glau­
ben, daß alle Menschen Kinder Gottes sind, 
renovieren. Das ist auch ein Mittel, dem Aus­
einanderdriften der Weltreligionen einen 
Widerstand einzubauen. 
Der Völkermord in Bosnien kann nur mit 
Macht und Mut für die Menschenrechte 
gestoppt werden. 

') Dr. Norbert Blüm (CDU) ist Bundesmini­
ster für Arbeit 

Freunde, so geht es nicht! 

Vom nachlässigen Umgang 
mit der Wahrheit 

Von RUDOLF DRESSLEW) 

"Freunde, es wird ernst", hat mein Fraktions­
kollege Peter Glotz vor vier Wochen in einer 
linksliberal orientierten Wochenzeitung dem 
lesenden Publikum zugerufen. Den Satz, 
"Freunde, es wird ernst", will ich vor dem 
Publikum dieser Zeitung wiederholen. 
Glotz warnte vor der Gefahr, daß das geistige 
Deutschland in eine rechte, dumpf brütende 
nationale Ecke trotten könnte. Indizien hierzu 
gibt es. Ich beziehe mich jedoch mit meiner 
Wiederholung auf andere Vorgänge, nämlich 
darauf, daß ein Teil der deutschen Medien 
die US-Hilfsflüge nach Ost-Bosnien in einer 
beschämenden Weise reportiert und kom­
mentiert hat. 
Immer wieder und wieder, gebetsmühlenar­
tig, wurde bereits während der ersten huma­
nitären Flüge in einen geschundenen Winkel 
Europas über Frage- und Antwort-Spiele zu 
suggerieren versucht, derartiges sei von 
vornherein zum Scheitern verdammt. Und 
anschließend gab manch einer der moderie­
renden Kommentatoren abschätzig zu ver­
stehen, ein an Mißerfolg grenzendes Ergeb­
nis dieser Aktion habe man voraussehen 
müssen. Ziemlich mies habe ich mich 
gefühlt, als ich die Medienpräsentation der 
US-Hilfsaktion zu begreifen versuchte. 
Ich weiß nicht, was ordentlich verdienende, 
angesehene Journalisten in Abendsendun­
gen wie Morgenmagazinen zu einem sol­
chen Verhalten treibt. Liegt dem ein ver­
ständlicher, besorgter, vorausschauender, 
aber dennoch gnadenloser Pazifismus zu­
grunde; ein Pazifismus, über den Rupert 
Neucfeck mit Blick auf eine quälende Diskus­
sion in der Partei, der ich angehöre, schrieb, 
wir dürften uns nicht an Bosmaken versündi­
gen, "indem wir an ihnen probieren, ob die 
Ghandi-Methode funktioniert"? Haben 
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irgendwelche "Fachleute ", die nicht genannt 
werden wollen, in sogenannten Hintergrund­
runden Medienvertretern weisgemacht, 
Clinton packe mit seiner Luftbrücke die 
Sache falsch an? Ich muß rätseln und will viel­
leicht nicht einmal genau wissen, was diesen 
Merkwürdigkeiten vorausgegangen ist. 

Daher frage ich, warum werden Sinn und 
Zweck solcher Flüge vorab und aufs spitzfin­
digste hin und her gewendet? Und warum 
mengt man, wenn auch verschämt, TOne der 
Schadenfreude unter erste, sparsame Infor­
mationen, aus denen Erfolg oder Mißerfolg 
solcher Flüge nicht zu interpretieren ist? Es 
mag zum Geschäft gehören, sich aus einem 
warmen Studio heraus an einer Supermacht 
zu reiben, aber bitte nicht auf Kosten des Ver­
ständnisses für Hilfen zugunsten hungern­
der, frierender, verfolgter und von einer blind­
wütigen Soldateska bedrohter Menschen. 
Ist es uns fremd geworden, zu verstehen, 
daß sich der Regierungschef eines wahrhaft 
mächtigen Landes moralisch herausgefor­
dert und zu humanitären Aktionen veranlaßt 
sieht, die gleichwohl hilflos erscheinen? Wie 
ordnen sich Medien, die über Bilder, Worte, 
Wertungen unmittelbar Macht ausüben, in 
einen derartigen Sachverhalt ein? 

Freunde, bei viel Verständnis für die inneren 
Erwartungszwänge - sprich : den Konkur­
renzdruck - des Nachrichtengeschäfts, so 
wie im Fall der US-Flüge nach Ost-Bosnien 
geht es nicht! Es ist eine schlimme Unterfor­
derung des journalistischen Ethos, auf spär­
lichster Faktenbasis Urteile zu fällen und Mei­
nungen zu produzieren, bei denen es darum 
geht, wie bedrohten Menschen geholfen 
werden kann. 

Es ist überdies zynisch, einer Regierung 
abschätzig voreilige, nicht durchdachte hu­
manitäre Aktionen in Rechnung zu stellen, 
wenn im eigenen Land angestrengt darüber 
nachgedacht wird, wie man sich raushalten 
kann. Wer die Macht hat, die Meinungen von 
Millionen Menschen über Fragen von Krieg 
und Frieden wesentlich zu prägen, darf sich 
vor Verantwortung nicht drücken. Wer die 
erwähnte Schlüsselrolle in der Meinungsbil­
dung hat, muß aufklären, verantworten und 
sogar gesellschaftlich führen können. Abge­
brühtheit mag im Geschäft statusbildend 
sein; nach meinem Verständnis ist Abge­
brühtheit jedoch bis heute keine Sekundärtu­
gend. 

Was ich folglich anzumerken habe, mag alt­
modisch sein : Die Medien leben vom Pro­
grammsatz, daß ein Höchstmaß an Informa-
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tion immer noch der beste Schutz gegen 
blindes Urteilen, gegen Haß und ungezü­
gelte politische Leidenschaft, gegen Macht­
mißbrauch und Korruption ist. 
Komme keiner und sage, das ist ja nach wie 
vor im Prinzip richtig, aber der Vorwurf der 
Desorientierung, gar der Desinformation sei 
nicht berechtigt, gewiß sei Desinformation 
nicht gewollt. Denn immer noch gilt, was der 
Publizist und vorzügliche Journalist Samuel 
Johnson den Medien ins Stammbuch 
geschrieben hat: "Es kommt mehr vom 
nachlässigen Umgang mit der Wahrheit als 
vom absichtlichen Lügen, daß so viel Falsch­
heit in der Welt ist. " 

*) Rudolf Dressler (SPD) ist Stellvertretender 
Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion 

Unser aUer Schande 
Und was tun wir gegen den Krieg 
in Bosnien? 

Von INGO VON MÜNCH*) 

Was jeden Tag und jede Nacht in Bosnien 
geschieht - Mord, Vergewaltigung, Aushun­
gern, Erfrieren - ist nicht nur ein unvorstellba­
res Leid für die Menschen dort, sondern auch 
unser aller Schande. Warum? Bosnien liegt 
nicht irgendwo. Es ist ein Zimmer in dem viel 
beschworenen "gemeinsamen europäi­
schen Haus ". Was dort seit vielen Monaten 
geschieht, ist nicht irgendein Bürgerkrieg 
oder eine Naturkatastrophe, sondern ist mas­
senhafte Vertreibung und Völkermord. "Eth­
nische Säuberung " nennt man das - als ob 
es um Duschen oder Baden geht. 
Es gibt eine Konferenz für Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa (KSZE), eine West­
europäische Union (WEU), eine NA Ta, eine 
UNO - was sind sie wert? Gewiß: Ohne die 
humanitären Aktionen der UNO wäre alles 
noch viel schlimmer. Aber was ist das für eine 
Weltorganisation, deren Hilfskonvois von 
Serben nach Belieben gestoppt werden? 
Was sind das für Weltmächte, die es gesche­
hen lassen, daß der stellvertretende Mini­
sterpräsident von Bosnien-Herzegowina, 
Turajlic, der sich dem Schutz der UNO anver­
traut hatte, in einem UNO-Fahrzeug von Ser­
ben erschossen wird? Aus der Geschichte 
kann man vielleicht nicht lernen, aber es 
lohnt, sich zu erinnern: Als der Vorgänger der 
UNO - der Völkerbund - im Jahre 1935 nicht 
in der Lage war, den Eroberungskrieg Italiens 
gegen Athiopien zu stoppen, hatte der Völ­
kerbund als Friedenssicherungsinstrument 
ausgespielt. 

Es ist verständlich und richtig, daß die Erinne­
rung an den Zweiten Weltkrieg gerade auf 
dem Balkan die Außenpolitik Deutschlands 
beeinflußt. Die Vorstellung, Bundeswehrsol­
daten könnten als Gefangene in die Hände 
der serbischen Tschetniks fallen, ist ein Alp­
traum. Forsches Säbelrasseln darf es in 
Deutschland nicht geben. Aber eine ganz 
andere Frage ist es, ob wir dem Völkermord 
in Bosnien zusehen dürfen oder nicht und ob 
es wenigstens irgendwelche Mittel gibt, 
dem mörderischen Treiben Einhalt zu gebie­
ten. Haben nicht die Deutschen gerade 
wegen ihrer Geschichte die Verpflichtung, 
sich an friedenserhaltenden oder friedens­
stiftenden internationalen Maßnahmen zu 
beteiligen? Wie ernst nehmen wir eigentlich 
die Präambel des Grundgesetzes, in dem 
vom Willen des Deutschen Volkes die Rede 
ist, " dem Frieden der Welt zu dienen" - ist 
das nur Gerede? 

Wenn es verfassungsrechtliche Zweifel an 
der Zulässigkeit des Einsatzes der Bundes­
wehr außerhalb des Bundesgebietes gibt, 
müssen diese Zweifel geklärt werden. Aber 
politisch absurd ist es, daß ausgerechnet der 
Einsatz eines Schiffes der Bundesmarine, 
das keinen Kampfauftrag hat, sondern aus­
schließlich Schiffsbewegungen in der Adria 
beobachten soll, zum Gegenstand eines 
Organstreites der SPD-Fraktion gegen die 
Bundesregierung vor dem Bundesverfas­
sungsgericht gemacht worden ist. Das 
Gelächter und Schenkelklopfen in den serbi­
schen Offizierscasinos über diesen Beitrag 
der SPD, einer Partei, die einst einmal für Hu­
manität und für Solidarität mit Unterdrückten 
stand, kann man sich vorstellen. In Bosnien 
brauchen die Menschen Schutz vor den dau­
ernden Artillerieangriffen, die Krankenhäuser 
brauchen Medikamente. In Mogadischu ver­
hungerten Tausende von Menschen, weil 
Nahrungsmittel von Banden geplündert wur­
den. .. 

Was tun wir - die Bürger der Bundesrepublik 
- gegen den Völkermord in Bosnien? So 
schlecht wie nichts. Aus Protest gegen Aus­
länderfeindlichkeit gab es Lichterketten. Wo 
sind die Lichterketten gegen den tausendfa­
chen Mord in Bosnien? Europa applaudiert 
zwar nicht, aber Europa gafft. Europa sagt 
"schrecklich" und ist fürs Weiterverhandeln. 
In den Abendnachrichten bringt das Fernse­
hen die erschütternden Bilder von verstüm­
melten Kindern, von weinenden Frauen und 
von Toten. Danach "geht das Leben weiter ": 
Heino schmettert wenig später das Lied: 
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"Der weiße Mond von Maratonga." Das 
Leben geht weiter - und unsere Schande 
auch. WIr haben unsere Eltern gefragt: 
Warum habt Ihr Hitlers Krieg nicht verhin­
dert? Oie Antwort war Achselzucken und 
"Man konnte nichts dagegen tun". Unsere 
Kinder werden uns, wenn erst einmal das 
ganze Ausmaß der Greuel des Bosnien-Krie­
ges bekanntgeworden ist, fragen: Was habt 
Ihr gegen diesen Krieg getan? Was wird 
unsere Antwort sein? 

*) Ingo von Münch (FDP). Professor für 
Staats- und Völkerrecht an der Universität 
Hamburg, war von 1987-1991 Zweiter Bür­
germeister und Kultursenator der Hanse­
stadt 

Oie vorstehenden Beiträge sind - leicht 
gekürzt - der Serie in der Tageszeitung " OIE 
WELT" - »DIE ANDERE MEINUNG« ent­
nommen. 

Drei Vertreter dreier "staatstragender Par­
teien" sind in Ihren übereinstimmenden Auf­
fassungen und Bewertungen sicher unver­
dächtig, Verhaltensweisen zu kritisieren, 
Verstöße gegen Humanität und Menschen­
rechte anzuprangern und vor allem das 
Abseitsstehen, den blanken Voyeurismus 
bloßzustellen, der große Teile der "zivilisier­
ten" Welt, zumeist der wohlhabenden Staa­
ten, in einer zunehmenden "Heraushalte­
Mentalität" erfaßt hat. Die Bürger der Bun­
desrepublik Deutschland, zumindest ein 
großer Teil ihrer rd. 80 Millionen Einwohner, 
Verhalten sich "zivilisationskonform ", auch 
wenn die Bereitschaft, zu spenden und 
Kriegsopfern (auch im Lande) zu helfen, 
Zunimmt. 
Aktives Handeln unseres Staates zur Wieder­
herstellung der Menschenrechte im Rahmen 
der Völkergemeinschaft (UNO) und ihrer 
regionalen Bündnisse (z .B. KSZE, NATO) 
hängt mit dem Erkennen des Handlungsbe­
darfs zusammen. Wer Verstöße gegen Hu­
manität und Menschenrechte als rechtswid­
rig empfindet, fordert Maßnahmen zur 
Wiederherstellung von Recht und Ordnung. 
Während aber der Unrechtsgedanke bspw. 
Im Eigentums- oder Verkehrsrecht weit ver­
b:eitet ist - die Auswirkungen sind für den 
einzelnen erkennbar und spürbar -, ist das 
Völkerrecht ein diffuses, schwer definierba­
res Thema. 

Vielen - auch Parlamentariern - ist der Artikel 
25. des Grundgesetzes nicht, oder nicht in 
Seiner Bedeutung, bekannt. 

Ärtikel25 
(VÖlkerrecht und Bundesrecht) 
~ie allgemeinen Regeln des Völkerrechtes 
Sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie 
gehen den Gesetzen vor und erzeugen 
ReChte und Pflichten unmittelbar für die 
~wohner des Bundesgebietes. 

Bemerkenswert ist die ausdrückliche Gel­
tung des Völkerrechts nicht nur für deutsche 
Staatsangehörige (n. Art 16 GG). sondern für 
alle in der Bundesrepublik Deutschland 
lebenden Menschen. 

~.as humanitäre Völkerrecht ist der Teil des 
vOlkerrechts, der sich mit dem Schutz und 
der Hilfe für den Menschen befaßt. Der 

Begriff stammt aus der Zeit nach dem Ersten 
Weltkrieg, wurde zunächst von Schweizer 
Völkerrechtlern gebraucht, wird jedoch heute 
fast allgemein angewandt. Die beiden 
Zweige des humanitären Völkerrechts 
sind die Menschenrechte und das huma­
nitäre Völkerrecht in bewaffneten Konflik­
ten.') 

11. Das humanitäre Völker­
recht in der Bundesrepublik 
Deutschland 

Am 20. Oktober 1990 hat der Deutsche Bun­
destag, nur 17 Tage nach der Vereinigung bei­
der deutschen Staaten, die Ratifikation der 
Genfer Zusatzprotokolle I und II vom 
8.6.1977 zu den vier Genfer Rotkreuz­
Abkommen (Genfer Konventionen) vom 
12.8.1949 beschlossen. Bundespräsident 
Richard von Weizsäcker hat das Gesetz am 
11. 12. 1990 ausgefertigt. Nach Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunde beim Schweizer 
Bundesrat am 14. Februar 1991 wurde 
Deutschland sechs Monate später Vertrags­
staat. 
Zur Verbreitung der Kenntnisse von den Gen­
fer Abkommen hat sich die Bundesrepublik 
Deutschland als Signatarstaat vertraglich ver­
pflichtet. Alle vier Genfer Abkommen enthal­
ten Artikel, deren Wortlaut nahezu identisch 
ist mit Artikel 83 des I. Zusatzprotokolls, wei­
cher lautet: 

" Verbreitung 

(1) Die hohen Vertragsparteien verpflichten 
sich, in Friedenszeiten wie in Zeiten eines 
bewaffneten Konflikts die Abkommen dieses 
Protokolls in ihren Ländern soweit wie mög­
lich zu verbreiten, insbesondere ihr Studium 
in die militärischen Ausbildungsprogramme 
aufzunehmen und die Zivilbevölkerung zu 
ihrem Studium anzuregen, so daß diese 
Übereinkünfte den Streitkräften und der Zivil­
bevölkerung bekannt werden. 

(2) Die militärischen oder zivilen Dienststel­
len, die in Zeiten eines bewaffneten Konflikts 
Verantwortlichkeiten bei der Anwendung der 
Abkommen und dieses Protokolls zu über­
nehmen haben, müssen mit ihrem Wortlaut 
voll und ganz vertraut sein. " 
Die Bundesregierung erfüllt diese Verpflich­
tung allenfalls dem Wortlaut, nicht dem Sinn 
und Zweck nach. Die Verbreitungsarbeit ist 
zwarvergleichsweise vorbildlich in den Streit­
kräften, daneben spielt sie eine untergeord­
nete Rolle im Zivilschutz. 
Aufgrund der Kulturhoheit der Länder ist es 
der Bundesregierung jedoch offensichtlich 
nicht möglich, die Verbreitungsarbeit auch in 
den Schulen stattfinden zu lassen. Zwar gibt 
es in einigen Bundesländern Ansätze, die 
Bemühungen liegen jedoch unter dem Stan­
dard Österreichs, wo durch Erlaß das huma­
nitäre Völkerrecht in die Lehrpläne der Schu­
len eingebracht wurde. 2} 

1991 veröffentlichte der Bundesminister des 
Innern den Text der Zusatzprotokolle nach 
deren Ratifizierung und bemerkte im Geleit­
wort, daß er damit seine Verbreitungspflicht 
erfülle. Eine nennenswerte Verbreitungsar­
beit durch Bund, Länder und Gemeinden fin­
det jedoch - nach Auffassung des Autors -
im übrigen nicht statt, vielmehr ist sie im 

wesentlichen dem Deutschen Roten Kreuz 
überlassen. Dessen Anstrengungen zur Ver­
breitung der Kenntnisse vom humanitären 
Völkerrecht, insbesondere in Zusammenar­
beit mit dem Institut für Friedenssicherungs­
recht und Humanitäres Völkerrecht (lFHV) der 
Ruhr-Universität Bochum sind allerdings 
weltweit unübertroffen3 } 

111. Das Institut für Friedens­
sicherungsrecht und 
Humanitäres Völkerrecht 
(IFNY) 

Das von dem Völkerrechtler Andreas von 
Block-Schlesier benannte Institut besteht 
noch nicht einmal fünf Jahre. Am 26. Juni 
1993 feiert es sein 5jähriges Bestehen 
(NV+ZV wird darüber in H. 3/93 berichten). In 
diesem halben Jahrzehnt hat es sich nicht 
nur unter Juristen im In- und Ausland einen 
Namen gemacht, sondern Akzeptanz bei den 
Studenten an der Ruhr-Universität gefunden. 
Denn - Völkerrecht ist kein Pflichtfach! 
Gab es im WS 1988/89 gerade 10 Hörer im 
Völkerrecht und rund 25 im Europarecht, so 
waren es im WS 1992/93 vier- bis fünfmal so 
viele Studierende : 50 Hörer im Völkerrecht 
und 100 im Europarecht. Die Prüfungsbedin­
gungen sind bestimmt durch die Tatsache 
daß "Internationales Privatrecht, Internati; 
nales Völkerrecht und Europarecht" ein Prü­
fungspaket sind. 
Die Konsequenz: statt 1 Völkerrechts-Semi­
nar pro Semester finden jetzt 2 statt, Aus­
arbeitungen (Haus-/Seminararbeiten) wuch­
sen von 10 auf 20 und während früher 10 
Studenten im Seminar mitarbeiteten, sind es 
heute mindestens 20 in zwei Veranstaltun­
gen. 
Die Frage an Studierende nach dem Warum 
nach der Bereitschaft zu zusätzlicher Arbeit i~ 
einem Wahlfach, fand vielfältige Antworten: 
- Durch das Erlangen der Souveränität 

zunehmende internationale Verpflichtun­
gen. 

- Durch den Europäischen Wirtschaftsraum 
Orientierung vom nationalen zum interna­
tionalen Recht, insbesondere dem 
Europarecht. 

- Der Sonderstatus des unter alliierten Kon­
trolle strebenden nicht vereinten Deutsch­
lands ist einer gewachsenen Verantwor­
tung nach der Vereinigung gewichen. 

Und immer wi~der wurde kritisch hinterfragt, 
warum u.a. in Osterreich und der ehemaligen 
DDR das Humanitäre Völkerrecht Pflichtfach 
in der juristischen Ausbildung ist/war, wäh­
rend in Deutschland sich nur wenige mit die­
sem Fach befassen. Auch dies sei ein ständi­
ger, geduldeter, ja fahrlässiger Verstoß gegen 
das "Verbreitungsgebot" . Und als Beweis für 
die Legitimation zu dieser Kritik zeigten mir 
Studenten, daß 15 Seminarteilnehmer ein 
Völkerrechtsseminar trotz Semesterferien 
(16. 2. 1993) besuchten (Bild 1) . 

111.1 Zielsetzung und 
Aufgabenstellung 

Das Institut für Friedenssicherungsrecht und 
Humanitäres Völkerrecht hat es sich zum Ziel 
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Bild 1: Völkerrechts-/Europarechts-Seminar mit dem Geschäftsführer des Instituts, 
Dr. Horst Fischer 

gesetzt. die wissenschaftliche Forschung 
und Lehre sowohl auf dem Gebiet der Frie­
denssicherung als auch im Bereich der inter­
nationalen und internen bewaffneten Kon­
flikte zu intensivieren, in den letzten 
Jahrzehnten sichtbar gewordene For­
schungsdefizite aufzuarbeiten sowie Bei­
träge zu grundsätzlichen und aktuellen Pro­
blemen der Forschungsfelder zu leisten. 
Dabei zählt insbesondere die Beschäftigung 
mit den Fragen einer zukünftigen europäi­
schen Friedensordnung, der Gestaltung des 
regionalen und weltweiten Abrüstungs- und 
Rüstungskontrollprozesses sowie aller der 
mit bewaffneten Auseinandersetzungen und 
friedensgefährdenden Situationen zusam­
menhängenden humanitären Probleme zu 
den zentralen Zielen der Institutsarbeit. Mit 
der sich sowohl auf die Friedenssicherung als 
auch auf den bewaffneten Konflikt er­
streckenden umfassenden Zielsetzung der 
Institutstätigkeit trägt das Institut den sich in 
den letzten Jahren zunehmend in der wis­
senschaftlichen Diskussion und der Völker­
rechtspraxis zeigenden Verknüpfungen die­
ser beiden Gebiete der internationalen 
Beziehungen Rechnung, die traditionell eher 
als strikt getrennt zu behandelnde For­
schungs- und Aktionsebenen angesehen 
wurden. 
Neben der intensivierten fachspezifischen 
völkerrechtlichen Forschungsarbeit ist ein 
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weiteres wesentliches Mittel der Erreichung 
des Institutsziels die Konzeption, Vorberei­
tung und Durchführung von integriert ange­
legten Forschungsprojekten. Dadurch sollen 
auch wesentliche, von der fachspezifischen 
Forschung in den letzten Jahrzehnten nur 
sektoral aufgearbeitete Problemfelder erfaßt 
werden. Die gemeinsame Forschung von 
Wissenschaftlem verschiedener Disziplinen 
und u.a. Experten aus Politik, Diplomatie und 
Industrie soll darüber hinaus die Akzeptanz 
der Forschungsergebnisse in der nationalen 
Politik erhöhen und ihre Nutzung für die inter­
nationale Verhandlungsebene verbessern. 
So werden die politischen, militärischen und 
rechtlichen Probleme einzelner Forschungs­
projekte gebündelt und einer gemeinsamen, 
oftmals konsekutiv erfolgenden, Bearbei­
tung zugeführt. 

Ein weiteres Ziel der Institutstätigkeit ist die 
Durchführung von Lehrveranstaltungen in 
den primären Arbeitsfeldern des Instituts. 
Neben den Grundvorlesungen zum Friedens­
sicherungsrecht und Humanitären Völker­
recht sollen aktuelle Fragestellungen und 
Forschungsergebnisse durch Spezialvorle­
sungen in den Lehrprozeß eingebracht wer­
den. Die Umsetzung der vielfältigen Frage­
stellungen und Forschungsergebnisse kann 
dabei - soweit dies möglich ist - vor allem 
durch integriert orientierte Vorlesungen erfol­
gen, die in ihrer ThemensteIlung die vielfälti-

gen Verbindungen der fächerübergreifenden 
Problem bereiche reflektieren und bei denen 
die Durchführung von mehreren Lehrenden 
aus unterschiedlichen Disziplinen gestaltet 
wird. 
Die speziellen Aufgaben des Instituts erge­
ben sich einmal aus den bisher unbearbeitet 
gebliebenen grundsätzlichen Problemen sei­
ner Forschungsfelder. Daneben stellen sie 
sich aus dem in jüngster Zeit gewachsenen 
und schnell entwickelnden Komplex der 
aktuellen Fragestellung der zukünftigen euro­
päischen Friedensordnung, insbesondere 
des damit zusammenhängenden Abrü­
stungs- und Rüstungskontrollprozesses 
sowie der neuen weltweiten humanitären 
Herausforderungen im Bereich der bewaff­
neten Konflikte, der Flüchtlings- und Men­
schenrechtsprobleme. Die Darstellung der 
den politischen Umbruch in Europa mitbe­
stimmenden völkerrechtlichen Rahmenbe­
dingungen zählt ebenso zu den primären Ein­
zelaufgaben wie die Gestaltung möglicher 
neuer Friedenssicherungssysteme und der 
sie beeinflussenden Abrüstungs- und Rü­
stungskontrollelemente. Der Rahmen der 
jeweiligen einzelnen Aufgaben wird dabei in 
den Fällen integrierter Forschungsprojekte 
durch die Fragestellung aller beteiligten Diszi­
plinen vorgegeben. 
Das Institut übernimmt neben der inhaltli­
chen Arbeit an den Forschungsprojekten 
vor allem auch die administrativen Entwick­
lungs- und Organisationsaufgaben. 
Zu den Forschungsprojekten des IFHV zäh­
len primär Arbeiten zur Friedensicherung und 
zum Humanitären Völkerrecht. Im Jahre 1992 
lagen die Schwerpunkte auf dem Gebiet der 
Friedenssicherung, Abrüstung und Rü­
stungskontrolle bei folgenden durch Drittmit­
tel geförderten Projekten: 

1. Fernerkundung und europäische Frie­
denssicherung (Von der Deutschen For­
schungsgemeinschaft gefördert) 

2. Neue technische Mittel für kooperative 
Verifikation (Von der Stiftung Volkswagen­
werk gefördert) 

3. Verfahrensrecht im Völkerrecht der 
Abrüstung und Rüstungskontrolle (Ge­
meinsam mit Prof. Dr. J. Kolasa, Universität 
Breslau; gefördert von der Fritz Thyssen Stif­
tung) 

Auf dem Gebiet des Humanitären Völker­
rechts werden folgende durch Drittmittel 
geförderte Projekte bearbeitet (1991-93): 



1. Waffen wirkung und Umwelt (Von der 
Stiftung Volkswagenwerk gefördert) 
Die Bestätigung und Fortentwicklung des hu­
manitären Völkerrechts in den Zusatzproto­
kOllen vom 8.6.1977 zu den Genfer Abkom­
men von 1949 hat die Frage der rechtlichen 
Zu lässigkeit des Einsatzes bestimmter, die 
Umwelt schädigender Mittel und Methoden 
der Kriegführung erstmalig vertraglich gere­
gelt. Die Darstellung des Anwendungsberei­
ches der Vorschriften des Zusatzprotokolls I 
sowie der gewohnheitsrechtlichen Verbote 
War Gegenstand der ersten Phase des Pro­
jektes, die im Frühjahr 1991 ausgelaufen ist. 
In der zweiten Förderungsphase wird der völ­
kerrechtliche Befund mit Biologen, Chemi­
kern und Ökosystemforschern auf seine Ver­
einbarkeit rnit dem gegenwärtigen natur­
wissenschaftlichen Forschungsstand über­
prüft. Diese Evaluierung aller Forscher der 
beteiligten Disziplinen soll zu einer umfas­
senden, politisch relevanten und handhabba­
ren Interpretation der völkerrechtlichen Vor­
schriften führen. 

2. Aktuelle Probleme des Seekriegsrechts 
(Vom Deutschen Roten Kreuz gefördert) 
Das geltende Seekriegsrecht zeichnet sich 
dadurch aus, daß der Großteil dieses Rechts­
bereichs in Verträgen enthalten ist, die 
bereits vor dem 1. Weltkrieg zustandege­
kommen sind. Dementsprechend sind diese 
Regelungen geprägt von den technologi­
schen, strategischen und taktischen 
Umständen der Zeit ihres Inkrafttretens. Die 
jüngsten bewaffneten Konflikte zur See - der 
Falkland-Krieg, der iranisch-irakische Konflikt 
UTid der Golfkrieg - haben indes offenbart, 
daß die Geeignetheit dieses Instrumenta­
riums zur rechtlichen Einschränkung der 
Anwendung bewaffneter Gewalt, insbeson­
dere gegen die neutrale Handelsschiffahrt, 
zWeifelhaft geworden ist. 

3. Das Zusatzprotokoll I zu den Genfer 
Abkommen und Zivil- und Katastrophen­
Schutz (Vom Deutschen Roten Kreuz geför­
dert) 
Mit der Ratifikation der Zusatzprotokolle ist 
für die Bundesrepublik Deutschland die 
Frage der Umsetzung der Vorschriften akut 
geWorden. Zu den am wenigsten geklärten 
Fragen gehört die Umsetzung der Vorschrif­
ten über den Zivilschutz. Ob und in welcher 
Weise diese Vorschriften einer Umsetzung 
bedürfen, soll durch das Forschungsprojekt 
beantwortet werden. Vor allem wird disku­
tiert, inwieweit die gegenwärtige Organisati­
onsstruktur des Zivilschutzes den Vorgaben 
des Zusatzprotokolls entspricht. 

4. Methoden und Mittel der Verbreitung 
des Humanitären Völkerrechts (Vom Deut­
s~hen Roten Kreuz gefördert) 
Die Mittel und Methoden derVerbreitungsar­
beit sind zeit- und zielgruppenabhängig. Die 
gegenWärtige Situation in Europa, insbeson­
dere aber auch die Aktualität des humani­
tären Völkerrechts im Golfkrieg, stellt die 
Frage, ob nicht für die Verbreitung des huma­
nitären Völkerrechts neue Wege erschlossen 
Werden müssen. Dies gilt für die allgemeine 
Verbreitungsarbeit, aber insbesondere für die 
Tätigkeit an den Schulen. In einer Gruppe mit 
Pädagogen ist während des Golfkrieges eine 

Unterrichtseinheit für die Schulen erstellt 
werden, die internationale Anerkennung 
gefunden hat. 
In Vorbereitung sind Forschungsprojekte zu 
den Auswirkungen der jüngsten Konflikte am 
Golf und in Jugoslawien auf die Entwicklung 
des humanitären Völkerrechts sowie zur 
Bedeutung der Medienberichterstattung für 
die Durchsetzung des humanitären Völker­
rechts. 
Neben den lehrveranstaltungen - Vorle­
sungen und Seminare - im Völkerrecht und 
Staatsrecht werden interdisziplinär z. B. 
"Abrüstung und Rüstungskontrolle" und 
Maßnahmen der Verifikation behandelt. 
Zusätzlich werden Datenbanken erstellt, die 
sich u.a. mit den Resolutionen der Internatio­
nalen Rotkreuz-Konferenzen, dem Archiv des 
DRK oder mit der Genfer Abrüstungskonfe­
renz befassen. 
Tagungen haben seit der Gründung des IFHV 
stets eine besondere Rolle gespielt. Die 

vom IFHV 1988 organisierte Tagung zur 
Zukunft der europäischen Sicherheit im 
Rahmen der PUGWASH Conference on 
Science and World Affairs hat ebenso 
internationale Beachtung gefunden wie der 
Round-table zum Seekriegs recht 1989, der 
gemeinsam mit dem San Remo International 
Institute of Humanitarian Law durchgeführt 
wurde. 
Durch den Golfkonflikt ist der Bedarf an der 
Expertise des IFHV noch gewachsen. In der 
Bundesrepublik wird deshalb der 
Zusammenarbeit mit dem DRK und der 
Bundeswehr bei der Umsetzung von 
Forschungsergebnissen erste Priorität 
eingeräumt. Die Bad Teinacher Tagungen 
vom Februar 1991, 1992 und 1993 (NV+ZV 
wird berichten) zu aktuellen Fragen des 
humanitären Völkerrechts wurden 
gemeinsam mit der Bundeswehr und dem 
DRK durchgeführt. 
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Bild 2 : Plakat einer Fachveranstaltung vom November 1989 mit dem Signet des IFHV 
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HUMANITÄRES VÖLKERRECHT­
EINE ILLUSION? 

Bild 3: Dr. Hans-Joachim Heintze (Ii.) und Dr. Horst Fischer mit einer 
Projektmitarbeiterin 

Das IFHV war auch 1992 an der inhaltlichen 
Gestaltung und Organisation des gemein­
sam mit dem San Remo Institut und dem 
I KRK durchgeführten Prozeß zur Feststellung 
des geltenden Seekriegsrechts beteiligt. 
Daneben wird der seit der Gründung des 
Instituts laufende Veranstaltungsrahmen der 
Ausbildung von Rechtsreferendaren im hu­
manitären Völkerrecht stetig ausgebaut. 
Am 25.126. März 1993 wurde das "INTERNA­
TIONAL SYMPOSIUM ON WAR AND CON­
FLiCT MONITORING" durchgeführt. 
Eine rege Veröffentlichungspraxis hat zu 
folgenden Publikationen geführt: 

1. Humanitäres Völkerrecht ­
Informationsschriften 

Seit dem Herbst 1988 gibt das Institut mit 
dem Deutschen Roten Kreuz die Zeitschrift 
Humanitäres Völkerrecht - Informations­
schriften heraus. Diese Publikation dient 
nicht nur der wissenschaftlichen Aufarbei­
tung von Problemen aus dem Bereich des 
humanitären Völkerrechts und der damit zu­
sammenhängenden Rechtsgebiete. 

2. Bochumer Schriften 
zur Friedenssicherung und zum 
Humanitären Völkerrecht 

Die Ergebnisse von Forschungsarbeiten und 
wissenschaftlichen Tagungen zu den For-
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schungsschwerpunkten des Instituts wer­
den in der Reihe "Bochumer Schriften zur 
Friedenssicherung und zum Humanitären 
Völkerrecht" publiziert. Die bisher erschiene­
nen Bände sind in diesem Heft im Abschnitt 
"Buchbesprechung", S.59 genannt. Gleich­
zeitig ist der neue Band 19 vom Januar 1993, 
Festschrift für Georg Bock, rezensiert. 

3. Verification - Research reports 

Seit Ende 1990 gibt das IFHV die Reihe Verifi­
cation - Research Reports als Unterreihe der 
Bochumer Schriften heraus. 

4. BO-FAX 

Seit Beginn des Jahres 1991 gibt das IFHV 
eine per Fax an das DRK, Agenturen, Zeitun­
gen, die Bundeswehr und verschiedene 
Ministerien versandte Publikation zu aktuel­
len Tagesthemen heraus, die Hintergrundin­
formationen und völkerrechtliche Kommen­
tare liefert. Mit dieser Publikation ist 
erfolgreich der Versuch gewagt worden, die 
Distanz zwischen der wissenschaftlichen 
Forschung und ihrer Umsetzung in die prakti­
sche Tagespolitik zu verringern. 

111.2 Nationale und internatio­
nale Kooperation 

Regelmäßige Forschungskooperationen 
bestehen zwischen dem IFHV und dem Insti-

tut für Friedensforschung und Sicherheitspo­
litik (IFSH) an der Universität Hamburg, dem 
Internationalen Komitee vom Roten Kreuz 
(IKRK) in Genf und dem International Institute 
for Humanitarian Law in San Remo. Die 
Kooperation beinhaltet die gemeinsame 
Bearbeitung von Forschungsprojekten, die 
Durchführung von Veranstaltungen und den 
Austausch von Wissenschaftlern. 

111.3 Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Roten Kreuz 

Angesichts des Forschungsschwerpunkts 
"Humanitäres Völkerrecht" des IFHV kommt 
der Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Roten Kreuz besondere Bedeutung zu. Das 
Deutsche Rote Kreuz hat durch seinen Präsi­
denten regelmäßig sein Interesse an der 
Bestätigung und Fortentwicklung des huma­
nitären Völkerrechts bekundet. Die Bemü­
hungen des Deutschen Roten Kreuzes um 
eine Ratifikation der Zusatzprotokolle zu den 
Genfer Konventionen sind nur ein Beispiel für 
die vielfältigen Aktivitäten auf dem Gebiet 
des humanitären Völkerrechts. Die Schwer­
punkte der Zusammenarbeit mit dem IFHV 
liegen auf fünf Gebieten: 
- Über eigene und mit dem Generalsekreta­

riat zusammen erstellte Publikationen 
greift das Institut aktuelle Themen des Hu­
manitären Völkerrechts und des Rotkreuz­
Rechts auf und bringt sie in die Diskussion 
in der nationalen Gesellschaft und in der 
internationalen Rotkreuz-Bewegung ein. 

- Gemeinsam mit dem Generalsekretariat 
wird die Zeitschrift Humanitäres Völker­
recht -Informationsschriften herausgege­
ben (s.a. Publikationen). 

- Das Archiv des Deutschen Roten Kreuzes 
mit vielfältigen Publikationen zur Rotkreuz­
Geschichte und zum Humanitären Völker­
recht wird vom Institut datenmäßig erfaßt 
und wissenschaftlich aufgearbeitet (s.a. 
Datenbanken). 

- Das Institut ist Ansprechpartner für die 
Konventionsbeauftragten des Deutschen 
Roten Kreuzes bei der Schulung von Rot­
kreuz-Mitarbeitern auf dem Gebiet des hu­
manitären Völkerrechts, bei der Organisati­
on von Spezialtagungen fü r Rotkreuz-Mit­
arbeiter und externe Interessenten, z. B. 
Referendare des Justizdienstes, und bei 
der Ausarbeitung von Material für die Ver­
breitungstätigkeit. 

- Das Institut berät das Präsidium des Deut­
schen Roten Kreuzes direkt und über die 
Organisation und Gestaltung der Arbeiten 

~ 



des Präsidalausschusses "Humanitäres 
Völkerrecht" . 

111.4 Rechtssteilung und 
Ausstattung 

Mit. der Genehmigung der Errichtung des 
Instituts durch den Minister für Wissenschaft 
und Forschung vom 24. Juni 1988 ist das 
I~stitut gegründet worden. Das Institut ist 
eine zentrale wissenschaftliche Einrichtung 
der Ruhr-Universität Bochum gem. § 31 des 
Gesetzes über die wissenschaftlichen Hoch­
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen. Es 
Ist keiner Fakultät zugeordnet. Die Verant­
~ortHchkeit für die Forschungs- und Lehrtä­
tigkeit besteht dem Senat der Ruhr-Universi­
tät gegenüber. 
Die F.inanzierung der Forschungstätigkeit er­
fOlgt Im wesentlichen durch die Einwerbung 
Von Drittmitteln. Dies umfaßt in der Regel die 
Eln:rverbung von Mitteln für die Forschungs­
proJekte, Insbesondere auch für die Absiche­
rung der administrativen Grundkosten und 
der aus den Projekten heNorgehenden Publi­
kationen. Insoweit selbständige Publikatio­
nen vorbereitet werden und Tagungen zu von 
Forschungsprojekten unabhängigen The­
men durchzuführen sind, müssen auch diese 
durch Drittmittel finanziert werden.4

) 

Bild 4: Der Direktor des IFHV, 
Prof. Dr. Dr. h.c. Knut Ipsen, 
der~eit Gründungsrektor der Europa­
Umversität Viadrina in Frankfurt/Oder 

leitung/lnstitutsmitglieder 
Direktor: Prof. Dr. Dr. h.c. Knut Ipsen LLD h.c. 
Geschäftsführer: Dr. Horst Fischer, Akademi­
scher Oberrat 
Dr. habil. Hans-Joachim Heintze, wiss. Mitar­
beiter 
Neben dem Direktor des Instituts, der 
Zugleich Inhaber des Lehrstuhls für Öffentli­
cFhes ~echt (Völkerrecht) in der Juristischen 
akultat der Ruhr-Universität Bochum ist ste­
~en zwei Dauerstellen sowie 1/2 Stelle fÜr die 
erwaltung zur Verfügung. 

Gegenwärtig (Stand 3/1993) werden zudem 
15 Projektmitarbeiter beschäftigt. 

Adresse 

Insti~ut für Friedenssicherungsrecht und Hu­
manitäres Völkerrecht (lFHV) 
RUhr-Universität Bochum NA 02/28 
Postfach 102148 . Telefon: 023417007366 
4630 Bochum . Telefax: 023417094-208 

IV. Zusammenfassung - oder 
ist das Humanitäre Völker­
recht in Deutschland ein 
Randgebiet? 

Zurück zu den Arbeitsbedingungen des IFHV. 
Im Abschnitt" Rechtsstellung und Ausstat­
tung" ist vor allem die Finanzierung interes­
sant. Bel knappem Personalbestand (2/1 Mit­
arbeiter) werden Projektarbeiten erst durch 
Drittmittel möglich. Eine ständige Herausfor­
derung für die Institutsleitung und der 
Zwang, nachfragen-orientiert und effizient zu 
arbeiten. Das Bild von den "weltfremden" 
Forschern, die im Schoß der Wissenschaft 
ihr Leben gestalten (durch den Staat abgesi­
chert). ist in Bochum eine Fabel. 
Sind vielleicht deshalb Prof. Ipsen und Dr. 
Fischer im internationalen Bereich so repu­
tlert, daß der Verfasser dort und nicht hier auf 
sie und das Institut hingewiesen wurde? 
Das IFHV verbreitet zudem Völkerrecht. 
Generationen von Studenten werden in 
ihrem künftigen Berufsleben von der Bedeu­
tung dieses internationalen Rechts profitie­
ren und andere informieren. Trotzdem - der 
"berühmte Tropfen auf den heißen Stein" 
und somit anderen Kultusministern anderer 
Bundesländer zum Nachdenken empfohlen. 
Von Block sei abschließend zum "Ist"­
Zustand in diesem unseren Land zitiert: 
"Die Verbreitungsarbeit des Roten Kreuzes 
sowie der Johanniter und Malteser, die eben­
falls von der Bundesregierung die Anerken­
nung als Hilfsgesellschaften im Sinne des 
Artikels 26 des I. Genfer Abkommens durch 
die Bundesregierung erhalten haben, wird 
von der Bundesregierung nicht unter­
stützt. Es gibt hierfür keinen Haushaltsti­
tel. 
Obligatorischer Gegenstand ist das Humani­
täre Völkerrecht bis heute weder in den Curri­
cula deutscher Schulen noch in irgendeinem 
Fachhochschul- oder Universitätsstudien­
gang. Lediglich in die Referendarausbildung 
der Juristen hat die Unterweisung inzwi­
schen in einigen Bundesländern Eingang 
gefunden. 
Daß die Kenntnisse vom humanitären Völker­
recht seit Ende des Zweiten Weltkriegs in 
Deutschland ständig gesunken und inzwi­
schen auf einem Tiefpunkt angelangt sind, 
wurde durch Umfragen bestätigt und wird 
wohl nicht bestritten. Bemühungen der Bun­
desregierung, dieser Tendenz entgegenzu­
wirken, sind nicht bekannt. 
Ob die Unkenntnis auch mit ein Grund dafür 
ist, daß sich gegen die barbarischen 
Zustände im Konflikt der Völker in Jugosla­
wien ein nennenswerter Protest nicht rührte, 
mag dahingestellt bleiben. Als ein Phänomen 
muß jedoch betrachtet werden, daß ange­
sichts dieses geographisch greifbaren und in 
seinen Auswirkungen täglich spürbaren 
bewaffneten Konflikts, der bereits über 
500000 Flüchtlinge heNorgebracht hat, 
Massenproteste wie beim Golfkrieg CKein 
Blut für 01') oder bei der seinerzeitigen soge­
nannten Nachrüstungsdebatte nicht stattge­
funden haben. 
Die Presse berichtet zwar über die Leiden der 
Zivilbevölkerung, besonders auch über Über­
griffe auf Journalisten, stellt aber in aller 
Regel keinerlei Verbindung zum Humanitä-

ren Völkerrecht her. Dies erfolgt mit Sicher­
heit aus Mangel an Kenntnissen angesichts 
der Tatsache, daß Journalisten speziell durch 
Artikel 79 des I. Zusatzprotokolls geschützt 
Sind. 
Die Bundesrepublik Deutschland muß sich 
an der Fortentwicklung des Humanitären Völ­
kerrechts maßgeblich beteiligen und die Ver­
breltungsarbeit im Inland verstärken. 
Die Beendigung des Ost-West-Konflikts hat 
zunächst zu mancher Euphorie verleitet. 
Schlußfolgerungen aus der veränderten 
,Bedrohungs lage' wurden nicht nur bezüg­
lich der Verminderung der Streitkräfte gezo­
gen, sondern au~h auf den Bevölkerungs­
schutz generell ubertragen. Bevölkerungs­
schutz muß Jedoch als eine zeitlose von der 
jeweiligen außenpolitischen Lage ~nabhän­
gige gesellschaftliche Aufgabe angesehen 
werden. Der Standard des Bevölkerungs­
schutzes ISt ebenso wie die Einstellung einer 
Gesellschaft zu ihren Alten, Schwachen, Kin­
dern und Kranken Indikator für den inneren 
Zustand. Die Bundesrepublik Deutschland, 
auch und erst recht die wiedeNereinigte, 
muß Ihren Standard auch an ihren Möglich­
keiten - denen eines der wohlhabendsten 
Ländern der Erde - messen lassen. 
Es ist Zeit zur Bestandsaufnahme in einem 
verdrängten, vernachlässigten, ganz norma­
len Vorsorgebereich unseres hoffentlich nor­
malen Landes. "5) 

Denn bis heute hat Geltung : 
Zum menschlichen Menschen wird nie­
mand geboren, sondern erzogen. 
Die pädagogische Dimension, der erzieheri­
sche Auftrag gehören also verstärkt in unse­
ren Blick! 

Verzeichnis der Fußnoten : 
') von Block-Schlesier, Andreas: Das humanitäre Völ­

kerrecht - Maßstab unserer Zivilisation; Manu­
sknpt, verteilt anlaßhch der Delegiertenversamm­
lung der JUH vom 7. Nov. 1992, S. 3 

2) Erlaß des österreichischen Bundesministeriums für 
Untemcht. Kunst und Sport vom 10. Mai 1985 

3) von Block-Schlesier, a.a.o., S. 18 

4) Informationen des IFHV vom Februar 1992 

5) von Block-Schlesier. a.a.o., S. 18/19 

• 
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2. Seminar, April '1993 

PROGRAMM 

MITIWOCH, 14. APRIL 1993 
Begrüßung und Einführung in das 
Tagungsthema 

Peter EYKMANN, Recklinghausen 

Die Veränderung der sicherheitspoliti­
schen Rahmenbedingungen und Auswir­
kungen auf die Gesamtverteidigung 
(zivile und militärische Verteidigung) 

Friedhelm POHL, Leiter der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit der 5. Panzerdivision, 
Diez/Lahn 
- Diskussion -

DONNERSTAG, 15. APRIL 1993 
Neuordnung der zivilen Verteidigung 

Ltd. RegDr. Wolfgang SIEDSCHLAG, 
Akademie für zivile Verteidigung, Bonn 
- Diskussion -

Akzeptanz durch Information 
- die Neustruktur des BVS -

Peter EYKMANN, 
Bundesverband für 
Recklinghausen 
- Diskussion -

Landesstellenleiter 
den Selbstschutz, 

Kommunale Sicherheitspolitik 
- Beispiele zum Bevölkerungsschutz aus 
der kommunalen Praxis -

Friedhelm VOGELBUSCH, stellv. Abteilungs­
leiter Bevölkerungsschutz, Stadt Düsseldorf 
- Diskussion -

Neugliederung des Katastrophenschut­
zes - Wunsch oder Utopie? 

Dr. Christoph STEEGMANN, Referatsleiter 
im Innenministerium Nordrhein-Westfalen, 
Düsseldorf 
- Diskussion -

FREITAG, 16. APRIL 1993 
Bundesanstalt THW 
Struktur - Aufgaben - Zukunft 

Gerd Jürgen HENKEL, Direktor des THW, 
Bonn 
- Diskussion -

Mitwirkung der Hilfsorganisationen im 
Zivilschutz am Beispiel des DRK 

Winfried GLASS, DRK-Generalsekretariat, 
Bonn 
- Diskussion -

Gott zur Ehr - dem Nächsten zur Wehr -
Feuerwehren im Zivilschutz 

Friedrich-Ernst MARTIN, DFV, Heiligenhaus 
- Diskussion -

Nicht organisationsgebunden organisiert 
- Regieeinheiten und ihre Bedeutung für 
den Zivilschutz -

Klaus-Dieter KÜHN, Bundesvorsitzender der 
ARKAT, Braunschweig 
- Diskussion -

Zusammenfassung und Seminarkritik 
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NEUORDNUNG 
DER ZIVILEN 

VERTEIDIGUNG 
Vortrag im Seminar "Sicherheitspolitik und 
Zivilschutz" der Theodor-Heuss-Akademie, 

Gummersbach, am 1. Oktober 1992 

Einführung der Redaktion: 
In Heft 4/1992 haben wir über das vom 30. 
Sept. bis 2. Oktober 1992 von der Theodor­
Heuss-Stiftung veranstaltete und von Peter 
Eykmann initiierte und organisierte Seminar 
berichtet. Der folgende Grundlagen-Beitrag 
von Dr. Ewald Andrews, Präsident der Akade­
mie für zivile Verteidigung in Bonn-Bad 
Godesberg, gibt nicht nur Anlaß, wesentliche 
Erkenntnisse dieser Veranstaltung publizi­
stisch weiterzutragen, sondern auch das Pro­
gramm des Folgeseminars vorzustellen. Es 
fand vom 14.-16. April 1993 wiederum in 
Gummersbach statt. Wir werden auch dar­
über unsere Leser informieren. (s. li. Spalte) 

Nach Herstellung der Deutschen Einheit und 
nach Auflösung des Warschauer Paktes 
drängt sich die Frage auf: Wie wird es nun 
weitergehen auf dem Gebiet der äußeren 
Sicherheit? Ich möchte mich hier schwer­
punktmäßig mit einem Teilbereich der 
Sicherheitspolitik, nämlich mit Fragen der 
Neuordnung der zivilen Verteidigung befas­
sen, und zwar auf der Grundlage der Ergeb­
nisse der NATO-Gipfelkonferenz von Rom 
am 7. und 8. November 1991 und des EG­
Gipfels von Maastricht am 10. und 11. 
Dezember 1991. 
Die Staats- und Regierungschefs des 
Nordatlantikrats haben auf ihrer Tagung in 
Rom das neue Strategische Konzept des 
Bündnisses verabschiedet. Darin sind auch 
eine Reihe von Aussagen enthalten, die für 
die Neuordnung der zivilen Verteidigung von 
ganz erheblicher Bedeutung sind. Einige sehr 
wichtige möchte ich kurz in Erinnerung 
rufen: 

1. Zum Fortfall der Bedrohung 
durch den WP und den Folgerisiken 

In Mitteleuropa ist die Gefahr eines Überra­
schungsangriffs beträchtlich verringert; die 
Mindestwarnzeit der Bündnispartner hat sich 
dementsprechend erhöht. Allerdings muß 
auch die zwar unwahrscheinliche, aber ver­
nünftigerweise nicht auszuschließende 
Möglichkeit eines größeren Konflikts in 
Europa einkalkuliert werden. 

2. Zur Abrüstung und Rüstungskontrolle 
- Die NATO begrüßt die Vereinbarung über 

die Vernichtung der nuklearen Gefechts­
köpfe für bodengestützte Waffensy­
steme kurzer Reichweite; sie erwartet die 
baldige Ratifizierung des unterzeichneten 
Staatsvertrages und unterstreicht die 
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außerordentliche Bedeutung des KSE-Ver­
trages sowie der KSE-I A- und der VSBM­
Verhandlungen. 

- Die Regierungen der Republiken der ehe­
maligen UdSSR sollten energische Maß­
nahmen ergreifen, um die Ausfuhr nuklea­
rer oder anderer potentiell desta­
bilisierender Waffentechnologien zu 
verhindern. 

3. Zur blockübergreifenden Kooperation 
- Die Kooperation mit den GUS-, MOE- und 

SOE-Staaten muß intensiviert werden, 
um die Vertrauensbildung zu fördern und 
um mehr Stabilität in diese Staaten hinein­
zuprojizieren; sie muß auf eine stabi le 
Grundlage gestellt werden durch Schaf­
fung institutioneller Einrichtungen und 
Strukturen. 

4. Zu den neuen Risiken 
im globalen Rahmen 

- Die NATO hat sich auf vielfältige Risiken 
einzustellen, einschließlich der Verbrei­
tung von Massenvernichtungswaffen, der 
Unterbrechung der Versorgung mit 
lebenswichtigen Ressourcen sowie auch 
Te rror- und Sabotageakten, welche die 
Sicherheitsinteressen der NATO berühren 
können. 

- Im Gegensatz zur Hauptbedrohung der 
Vergangenheit sind die bleibenden Sicher­
heitsrisiken der Allianz ihrer Natur nach 
vielgestaltiger und kommen aus vielen 
Richtungen; sie sind schwer vorherzuse­
hen und einzuschätzen. 

- Risiken für die Sicherheit der NATO erge­
ben sich weniger aus der Wahrscheinlich­
keit eines kalkulierten Angriffs auf das 
NATO-Gebiet; sie sind eher Konsequenz 
der Instabilitäten, die aus den ernsten wirt­
schaftlichen, sozialen und politischen 
Schwierigkeiten sowie ethnischen Rivali­
täten und Gebietsstreitigkeiten in vielen 
mittel- und osteuropäischen Staaten ent­
stehen können. 

5. Zur neuen Streitkräfteregelung der NATO 
- Die militärische Dimension der NATO 

bleibt ein wesentl icher Faktor, neu ist 
jedoch, daß mehr als je zuvor diese 
Dimension einem breitangelegten Sicher­
heitskonzept dienen wird. 

- Die NATO-Streitkräfte werden sich ihren 
neuen Aufgaben anpassen, wobei sie klei­

~ 



ner und flexibler werden, um auf ein brei­
tes Spektrum von Krisen reagieren zu kön­
nen. Sie werden so strukturiert, daß sie 
sowohl zur Krisenbewältigung als auch zur 
Verteidigung in der Lage sind. Multinatio­
nale Verbände werden in der integrierten 
Militärstruktur eine größere Rolle spielen. 
Die Aufrechterhaltung einer umfassend 
präsenten Verteidigungsstruktur in der 
Zentral region wird nicht mehr erforderlich 
sein. 

6. Zum neuen breitangelegten 
Krisenmanagement der NATO 

- Die NATO wird auch künftig eine Schlüs­
selrolle beim Aufbau einer neuen dauer­
haften Friedensordnung in Europa spielen. 

- Die Herausforderungen in Europa können 
nicht von einer Institution allein, sondern 
nur in einem Geflecht ineinander­
greifender Institutionen, das die Staaten 
Nordamerikas und Europas miteinander 
verbindet, umfassend aufgegriffen wer­
den. Deshalb ist eine neue Sicherheitsar­
chitektur erforderlich, in der die NATO, die 
KSZE, die EG, die WEU und der Europarat 
einander ergänzen. 

- Die Sicherheitspolitik soll auf drei sich 
gegenseitig verstärkende Elemente abge­
stützt werden, nämlich Dialog, Koopera­
tion und die Aufrechterhaltung der kollekti­
ven Verteidigungsfähigkeit. 

NATO-Gipfel in Rom 
am 7.18. November 1991 

ZV-relevante politische Vorgaben über: 

~ Den Fortfall der Bedrohung durch den 
Warschauer Pakt und über Folgerisiken 

~ Abrüstung und Rüstungskontrolle 
~ Kooperation mit den GUS-. MOE- und 

SOE-Staaten 
~ Neue Risiken im globalen Rahmen 
~ Streitkräfteneugliederung der NATO 
~ Krisenmanagement mit breitem sicher­
_ heitspolitischem Ansatz 

Übersicht 1 

Diese zivilverteidigungsrelevanten Kernaus­
sagen des Dokuments der NATO werden 
bestätigt und ergänzt durch die Ergebnisse 
der Tagung des Europäischen Rates am 10. 
und 11. Dezember 1991 in Maastricht. Darin 
wird insbesondere abgestellt auf 

1. die Stärkung der Rolle und Verantwortung 
der europäischen NATO-Partner und darüber 
hinaus 
2. die gemeinsame Bekämpfung des inter­
nationalen Terrorismus, 
3. die koordinierte Abwehr der organisierten 
Kriminalität, insbesondere im Drogenbe­
reich, 
4. die Harmonisierung der Asylpolitik. 

Das neue Konzept der NATO basiert auf einer 
Lageeinschätzung, in der natürlich die Ent­
WiCklungen auf dem Gebiet der früheren 
SOwjetunion und in der Region südlich des 
Mittelmeeres eine herausgehobene Rolle 
spielen. 
Zur Situation in der GUS möchte ich auf 
einige Beispiele hinweisen, wo risikomin­
dernde Maßnahmen dringend erforderlich 
Wären, um die Lage zu stabilisieren. Wichtig 
Wäre 

- etwa 2000 Atomwissenschaftler und 
-fachleute der GUS durch Beschäftigungs-
programme zu binden, da andernfalls ihre 
Abwanderung in Risikostaaten befürchtet 
werden muß, 

- die Konversion des militärisch-industriel­
len Komplexes in Rußland mit etwa 11,4 
Mio. Menschen mit einem geschätzten 
Kostenaufwand von ca. 50 Mrd. Dollar zu 
unterstützen, 

- den Abbau der Streitkräfte der GUS von 
z.z. noch 3,7 Mio. Soldaten in jährlichen 
Schritten von mehreren 100000 Mann 
flankierend zu fördern, 

- die vertraglich vereinbarte Zerstörung der 
ehemals sowjetischen Massenvernich­
tungswaffen durch Mitfinanzierung der 
dafür erforderlichen Delaborationsanlagen 
zügig umzusetzen (Kosten ebenfalls 50 
Mrd. Dollar). 

- die Proliferation bzw. die mißbräuchliche 
Verwendung von ehemals sowjetischen 
Massenvernichtungswaffen durch eine 
sichere Aufbewahrung und Kontrolle zu 
verhindern helfen und schließlich 

- das Vordringen von fundamentalistischen 
islamischen Bewegungen und die Einver­
leibung der sechs islamischen GUS-Repu­
bliken Aserbaidschan, Usbekistan, 
Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan und 
Turkistan in die iranische Einflußsphäre zu 
vereiteln helfen. 

Die südlich des Mittelmeeres an das NATO­
Gebiet angrenzende Region enthält Risiko­
potentiale, die auch für die zivile Verteidigung 
relevant sind. Risikoträchtige Sachverhalte 
sind der ständig wachsende Zuwanderungs­
druck von Afrikanern, dem insbesondere 
auch Italien ausgesetzt ist, die fundamentali­
stischen islamischen Bewegungen, soweit 
sie globale Ziele verfolgen, ferner die in der 
Vergangenheit gezeigte Bereitschaft islami­
scher Staaten, terroristische Gewaltakte in 
NATO-Staaten durchzuführen oder mit hier 
ansässigen Terroristengruppen zusammen­
zuarbeiten; sodann die ungelöste Palästina­
frage und die Abhängigkeit der westlichen 
Welt von den im Nahen Osten vorhandenen 
ungeheuren Erdölvorräten. Letztes belegen 
folgende Zahlen: 
Von den nachgewiesenen Welterdölreserven 
entfallen allein auf den Nahen Osten 66,8%, 
davon 26,2 % auf Saudiarabien, jeweils rd. 
10% auf den Irak, den Iran, Kuwait und die 
Vereinigten Arabischen Emirate. Auf dem 
Territorium der GUS befinden sich dagegen 
lediglich 5,8 %, in den USA nur 2,6 % und in 
Westeu ropa lediglich 1,4 %. Wenn Präsident 
Bush im Zusammenhang mit dem Golfkrieg 
von der Notwendigkeit der Schaffung einer 
Weltfriedensordnung sprach, dann hatte er 
dabei nicht zuletzt auch im Auge, daß künftig 
der gesicherte Zugang zu den lebenswichti­
gen Energiereserven der Erde nicht durch 
machtpolitische Ziele oder das Profitstreben 
regionaler Despoten gefährdet werden darf. 
Und ausgerechnet dort, wo die größten Welt­
erdölreserven lagern, befindet sich gleichzei­
tig auch eine gewaltige Ansammlung von 
hochmodernen Waffen- und Trägersyste­
men, die bei der Unkalkulierbarkeit der dorti­
gen Machtstrukturen natürlich besonders 
gefährlich ist. Dies wird durch folgende Zah­
len verdeutlicht: 

In den fünf Jahren von 1985-1989 wurden in 
die Dritte Welt Waffen im Werte von 106 
Mrd. Dollar geliefert. Davon haben der Nahe 
Osten mit 43,6 und Nordafrika mit 4,6 Mrd. 
Dollar zusammen fast die Hälfte erworben. 
Hauptlieferanten waren und sind die fünf Stän­
digen Mitglieder des Weltsicherheitsrates. 
Diese zusammengefaßte Darstellung des 
neuen Strategischen Konzepts der NATO, die 
auf der hier nur anhand einiger Beispiele ver­
deutlichten globalen Lageeinschätzung 
beruht, skizzieren gleichzeitig den Rahmen, 
innerhalb dessen sich die Neuordnung der 
zivilen Verteidigung als eines wichtigen 
sicherheitspolitischen Aufgabenbereichs 
vollziehen muß. Die Frage ist also, ob die Ver­
änderung der Lage zu einer grundlegenden 
Neuorientierung Anlaß gibt, und zwar im Hin­
blick darauf, daß die Maßnahmen der zivilen 
Verteidigung bisher ausschließlich auf die 
konkrete, grenznahe, äußere, militärische 
Bedrohung durch die Streitkräfte des War­
schauer Paktes ausgerichtet waren. Bei die­
ser Prüfung gehe ich, der besseren Über­
sichtlichkeit und Vergleichbarkeit wegen, von 
dem Schema der zivilen Verteidigung in 
Deutschland aus, das von der NATO Anfang 
der 60er Jahre entwickelt worden ist. Das 
beantwortet gleichzeitig die Frage, was man 
heute unter ziviler Verteidigung versteht, und 
bildet gleichzeitig die Grundlage für die Erör­
terung des Veränderungs- bzw. Aktualisie­
rungsbedarfs der zivilen Verteidigung, auf 
den ich später eingehen werde. 

Zur zivilen Verteidigung gehören, wie Sie auf 
der Übersicht 2 sehen, 

1. die Aufrechterhaltung der wesentlichen 
Staatsfunktionen, 

2. der Schutz der Zivilbevölkerung, 

3. die Versorgung und Bedarfsdeckung der 
Streitkräfte, der lebens- und verteidigungs­
wichtigen Einrichtungen und der Bevölke­
rung sowie 

4. die unmittelbare Unterstützung der Streit­
kräfte. 

Im Gesamtsystem der staatlichen Aufgaben 
ist die zivile Verteidigung ein Bestandteil der 
staatlichen Notfallvorsorge. 

Anhand der Übersicht 3 möchte ich zunächst 
eine kurze Standortbestimmung vorneh­
men: 
Unter staatlicher Notfallvorsorge verstehen 
wir die Gesamtheit aller Maßnahmen zur Ver­
hinderung, Verminderung und zur Abwehr 
von Gefahren und Schäden als Folge von 
- Naturgewalten, 
- technischem Versagen, 
- menschlichem Fehlverhalten, 
- Terrorismus und 
- militärischer Bedrohung. 

Der Begriff "Zivile Verteidigung" umfaßt in 
diesem Rahmen alle nichtmilitärischen Maß­
nahmen, die der Abwehr von und dem 
Schutz gegen militärische Bedrohungen die­
nen. Die zivile Verteidigung ist somit ein spe­
zieller Sektor im Gesamtsystem der staatli­
chen Notfallvorsorge, das weitere Teil­
systeme umfaßt, z. B. den Brandschutz, den 
Katastrophenschutz und die polizeiliche Ge­
fahrenabwehr. 
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I 
Aufrechterhaltung 

der 
Staats- und 

Regierungsgewalt 

a) der Gesetzgebungs-
funktion 

b) der Rechtspflege 

c) der Regierungs- u. 
Verwaltungs-
funktionen 

d) der Sicherheit u. 
Ordnung 

e) der Informations-
mittel und 
-möglichkeiten 

Übersicht 2 
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AUFGABEN AUF DEM GEBIET 
DER ZIVILEN VERTEIDIGUNG 

(gem. Rd. Schr. BMI vom 07.07.'64, GM BI. S. 324) 

I 

ZIVILE VERTEIDIGUNG 
IM NATIONALEN BEREICH 

I I l 

Unterstützung 
Zivi Ischutz Versorgung der 

Streitkräfte 

a) Selbstschutz a) mit Gütern der zum Beispiel : 
Ernährungs-, Land- u. 

b) Warndienst Forstwirtschaft • Deckung des Mob-
Ergänzungsbedarfs 

c) Schutzbau b) mit Gütern und (pers. und mat.) 
Leistungen der 

d) Aufenthaltsregelung gewerbl. Wirtschaft • Freihalten von 
Straßen 

e) Katastrophenschutz c) mit Energie und 
Wasser sowie Ab- • Gestellung von 

f) Maßnahmen zum wasserbeseitigung Transportmitteln 
Schutz der und -leistungen 
Gesundheit d) mit Leistungen a. d. 

Gebiet des • Gestellung von 
g) Maßnahmen zum Verkehrswesens Treibstoff, Bau-

Schutz von maschinen, usw. 
Kulturgut e) mit Leistungen a. d. 

Gebiet des Post- u. • Instandsetzungs-
Fernmeldewesens leistungen 

f) mit Arbeitskräften • Unterstützung durch 
die Polizei 

g) auf dem Gebiet 
des Finanz- und 
Geldwesens 
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ZIVI LE NATO-VERTEIDIGUNG 

NEUORDNUNG 
DER ZIVILEN 

VERTEIDIGUNG 

• 

Staatliche Notfallvorsorg~ 

KATA­
BRAND- STROPHEN ­
SCHUTZ SCHUTZ 

~ Gesamtheit oller Maßnahmen zur Abwehr r von Gefahren und Schäden durch 

• Naturgewalten 

• technisches Versagen 

• menschliches Fehlverhalten 

~ Terrorismus 

• militärische Bedrohung 

Übersicht 3 

Aus dieser Systematik sind für die Standort­
bestimmung der zivilen Verteidigung drei 
Feststellungen abzuleiten : 
1. Die zivile Verteidigung ist nichtfür alle Risi­
ken zuständig, sondern nur für risikoträchtige 
Sachverhalte, die im Zusammenhang mit 
militärischen Bedrohungen stehen, und zwar 
solchen, die gegen Deutschland bzw. die 
NATO gerichtet sind. 
2. Die Teilsysteme der staatlichen Notfallvor­
sorge stehen nicht unabhängig nebeneinan­
der, sondern sind durch gesetzliche oder or­
ganisatorische Interdependenzen mitein­
ander verbunden und vernetzt. So ist der 
Brandschutz der Gemeinden mit dem Kata­
strophenschutz auf der Kreisebene verbun­
den. Der Katastrophenschutz ist mit dem 
Zivilschutz in Gestalt des erweiterten Kata­
strophenschutzes verknüpft. Die polizeiliche 
Gefahrenabwehr wirkt sowohl im Brand­
schutz als auch im Katastrophenschutz und 
auch in den Aufgabenbereichen der zivilen 
Verteidigung mit, dort insbesondere zur Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, bei Evakuierungsmaßnahmen 
und bei der Verkehrslenkung. 



Bild 1: Theodor-Heuss-Akademie in 
Gummersbach-Niederseßmar 

3. Die Vernetzung der zivilen Verteidigung 
mit den anderen Teilsystemen der staatli­
chen Notfallvorsorge hat zwangsläufig zur 
Folge, daß die zivile Verteidigung u. U. auch 
durch nichtmilitärische Risiken, für die sie 
also nicht zuständig ist, tangiert werden 
kann. Dieser Punkt wird nicht immer gebüh­
rend beachtet. Ich will dazu ein realistisches 
Beispiel geben: 
Das polizeiliche Gefahrenabwehrsystem 
wird mehr und mehr überlastet, insbeson­
dere durch eine Zunahme der Banden­
kriminalität, der Gewalthandlungen gegen 
Ausländer und von Ausländern, deren Risiko­
potential durch Zuwanderung ständig 
wächst. Es müssen daher Zweifel angemel­
det werden, ob eben dieses polizeiliche 
Gefahrenabwehrsystem seine Aufgabe der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung im Rahmen der zivilen Ver­
teidigung auch in einem Konfliktfall noch ord­
nungsgemäß wahrnehmen könnte. 
Meine Damen und Herren! Wir kennen jetzt 
den Standort der zivilen Verteidigung im Rah­
men der staatlichen Notfallvorsorge und kön­
nen nunmehr zu den Inhalten der zivilen Ver­
teidigung und danach zu dem Ver­
änderungsbedarf übergehen. 
Ich lege zu diesem Zweck noch einmal das 
vorhin gezeigte Schaubild (Übersicht 2) vor. 
Wir unterscheiden, wie gesagt, vier Haupt­
aufgabenbereiche. 

1. Bei der Aufrechterhaltung der Staatsfunk­
tionen geht es um die Aufrechterhaltung der 
Funktionen aller staatlichen Organe, insbe­
sondere natürlich der Führungseinrichtun­
gen, der Legislative und der Gerichtsbarkeit. 
Diese Aufgabe soll sicherstellen, daß die Ver­
teidigung überhaupt organisiert werden kann 
und politisch handhabbar ist. Ein wichtiger 
Bereich ist hier die Aufrechterhaltung der 
Öffentlichen Sicherheit und Ordnung, denn 
es ist klar, daß bei chaotischen Verhältnissen 
Im inneren eine Abwehr nach außen kaum 
möglich wäre. 

2. Der Zivilschutz umfaßt solche Maßnah­
men, die den unmittelbaren physischen 
Schutz der Menschen zum Ziel haben. Wir 
unterscheiden hier zwei Gruppen: 

- Einmal vorbeugende Maßnahmen; das 
sind solche, die Schäden für Menschen 
von vornherein verhindern sollen. Das sind 
der Selbstschutz, der Warndienst und der 
Schutzraumbau, und sodann 

- solche Maßnahmen, die eingetretene Ver­
luste oder Beschädigungen mildern oder 
lindern sollen. Das sind insbesondere der 
erweiterte Katastrophenschutz und die 
Gesundheitsvorsorge. 

3. Die Versorgung und Bedarfsdeckung 
ist nicht nur für die Bevölkerung von existen­
zieller Bedeutung. Versorgt werden müssen 
auch die lebens- und verteidigungswichtigen 
Behörden und Betriebe, die Streitkräfte 
sowie die Einsatzverbände des Zivil- und 
Katastrophenschutzes, und zwar mit Lebens­
mitteln, Wasser, Energie, Treibstoff, Beklei­
dung, Arbeitskräften, Instandsetzungslei­
stungen, Transportleistungen usw. Ins­
gesamt also ein sehr breitgefächerter 
Bereich mit Auswirkungen auf fast allen Sek­
toren des täglichen Lebens. 

4. Bei der Unterstützung der Streitkräfte 
geht es vor allem um den personellen und 
materiellen Bedarf, den die Streitkräfte im 
Falle einer Mobilmachung haben würden, 
denn dann wächst ja der zahlenmäßige 
Umfang beispielsweise der Bundeswehr um 
das Zwei- bis Dreifache an, bisher von 
495000 auf 1,3 Mio. Mann, künftig von 
370000 auf ca. 900000 Mann. 
Dieser kurze Überblick über das, was ist, 
macht deutlich, daß man auch künftig im 
Prinzip auf keine dieser vier Hauptaufgaben 
der zivilen Verteidigung wird verzichten kön­
nen. Aufgrund der veränderten sicherheits­
politischen Lage ist der Aktualisierungsbe­
darf allerdings nicht unbeträchtlich. Die 
wichtigsten Veränderungen, die nach meiner 
Auffassung notwendig sind, will ich kurz dar­
stellen : 

1. Im ersten Hauptaufgabenbereich "Auf­
rechterhaltung der wesentlichen Staatsfunk­
tionen" muß der gesamte Komplex der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, insbe­
sondere der Objektschutz, durch die zustän­
digen Stellen fortgeschrieben werden. Das 
ergibt sich allein schon aus der Tatsache, daß 
Deutschland nicht mehr - wie früher - an der 
risikoträchtigen Nahtstelle zwischen zwei 
sich feindlich gegenüberstehenden Macht­
blöcken liegt. Deutschland ist jetzt nach 
Osten hin durch eine Pufferzone demokrati­
scher Staaten abgeschirmt. Die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung ist dadurch in sehr 
viel geringerem Maße gefährdet als früher. 
Der Bedarf an Sicherungskräften zur Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung durch Verhinderung subversi­
ver Gewaltmaßnahmen dürfte sich daher 
unter ZV-Gesichtspunkten m. E. nicht unbe­
trächtlich verringert haben. 
Was den Objektschutz selbst anbelangt, so 
stellt sich aufgrund der dargestellten Lage 
der Schutzbedarf künftig sehr viel geringer 
dar und kann als rein polizeiliche Aufgabe der 
Länder angesehen werden. Diese müßten 
allerdings einer angemessenen friedenszeit-

lichen Personalausstattung der Polizei allerer­
ste Priorität zuerkennen. 

2. Im Aufgabenbereich des Zivilschutzes 
sind die fünf Teilsysteme Selbstschutz, 
Warndienst, Schutzraumbau, Katastrophen­
schutzund Gesundheitsvorsorgean die neue 
Lage anzupassen: 
2.1 Im Rahmen des Selbstschutzes dürfte 
künftig der Aufklärung der Bevölkerung zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit beson­
dere Bedeutung zuzumessen sein. Zivile Ver­
teidigung muß von der Bevölkerung akzep­
tiertwerden. Dazu muß ihr bewußt gemacht 
werden, daß die Maßnahmen der zivilen Ver­
teidigung nicht nur fixiert sein dürfen auf eine 
konkrete äußere Bedrohung durch feindliche 
Streitkräfte an den Grenzen unseres Staates. 
Vielmehr muß verdeutlicht werden, daß glo­
bale Risiken sehr schnell auch Europa und 
hier wiederum Deutschland tangieren kön­
nen. Auf diesem Gebiet gibt es noch große 
Informationslücken in der Bevölkerung, z. B. 
über das Waffenpotential der Länder der Drit­
ten Welt, über deren politische, religiöse, 
ideologische Ziele, über die fundamentalisti­
schen Bewegungen, die globale Ziele verfol­
gen, über wirtschaftliche Schwierigkeiten 
und Rassenkonflikte usw. Nur durch Vermitt­
lung derartigen Faktenwissens kann die 
Bevölkerung dahin geführt werden zu akzep­
tieren, daß Maßnahmen der zivilen Verteidi­
gung auch gegen solche Risiken unverzicht­
bar sind. Dem Bundesverband für den 
Selbstschutz wächst hier also ein weites und 
wichtiges Aufgabenfeld zu, das von den Län­
dern nicht bearbeitet werden kann. 
2.2 Der heutige Warndienst ist technisch 
überholt und kann den Anforderungen, die an 
ihn gestellt werden, nicht mehr gerecht wer­
den. Durch die enorme Fortentwicklung der 
Waffenträgersysteme ist eine rechtzeitige 
Warnung nur noch sehr eingeschränkt mög­
lich. Sie muß daher neu definiert und zur 
Grundlage konzeptioneller Überlegungen 
gemacht werden, die sich insbesondere auf 
die kommunikationstechnologischen Mög­
lichkeiten von Rundfunk und Fernsehen 
abstützen. Tendenziell kann der Warndienst 
nur noch vor den Folgewirkungen der durch 
Waffen verursachten Schäden warnen. Eine 
Primärwarnung vor angreifenden Waffensy­
stemen ist dagegen so gut wie unmöglich. 
Die zuständigen Stellen werden daher unter 
dieser Gegebenheiten u. a. auch zu prüfen 
haben, ob sich die Warnung der Bevölkerung 
künftig sogar ausschließlich auf Rundfunk 
und Fernsehen stützen sollte. 
2.3 Der Schutzraumbau verliert künftig an 
Berechtigung, nachdem Deutschland nach 
Osten hin durch demokratische Reformstaa­
ten abgeschirmt ist. Da sich heute die Wahr­
scheinlichkeit des Eintritts kriegsbedingter 
Schutzplatzbedürfnisse aufgrund gleichzeitig 
auftretender flächendeckender Erdkampf­
handlungen in Deutschland fast gegen null 
verringert hat, kann auch künftig keine über­
zeugende Schutzbaupolitik betrieben wer­
den. Schutzbau ohne Schutzbaupflicht hat 
eben in den letzten drei Jahrzehnten zur 
Benachteiligung von über 95 % der Bevölke­
rung geführt. Der Einstieg in eine neue Politik 
wäre z. B. eine begrenzte Pflicht zum Einbau 
von trümmersicheren Kellerdecken. 
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Hilfsorganisationen 

HILFSORGANISATION AKTIVE HELFER 

\)1sclf DEUTSCHES 

Q~ ROTES KREUZ 380000 
'" N (DRK) o ~ 
":~s ",~.'" 

.,,~"'ARlr~ ARBEITER-

e~ SAMARITER- 21000 
~ . BUND 
~D~:~~r (ASB) 

a JOHANNITER-
UNFALLHILFE 15500 

~ '" (JUH) 
+'<4U . ,,\~ 

I 
MALTESER-
HILFSDIENST 47000 
(MHD) 

I 
FEUERWEHREN 870000 Freiwillige Feuerwehr 
(DEUTSCHER 21 000 Berufsfeuerwehr 
FEUERWEHR- 37000 Werksfeuerwehr 
VERBAND) 97000 Jugendfeuerwehr 

1025000 insgesamt 

t;) 
TECHNISCHES 
HILFSWERK 55000 
(THW) 

~ SUMME: 1543500 ~ 
Übers;cht4 

NEUORDNUNG 
DER ZIVILEN 

VERTEIDIGUNG 

FACHDIENSTE IM ERWEITERTEN 
KATASTROPHENSCHUTZ 

Anzahl der 
Einheiten und 

Fachdienst Einrichtungen 

• Soll 

FÜHRUNGSDIENST 1538 

FERNMELDEDIENST 557 

BRANDSCHUTZDIENST 1037 

ABC-DIENST 244 

BERGUNGSDIENST 880 

INSTANDSETZUNGS-
DIENST 256 

SANITÄTSDIENST 699 

BETREUUNGSDIENST 206 

VETERINÄRDIENST 76 

VERSORGUNGSDIENST 1749 

SUMME : 7242 

Übers;cht5 

Helfer 

• Soll 

11159 

9386 

25925 

10290 

34520 

9000 

28482 

6004 

1216 

7318 

143300 

Dessen ungeachtet besteht jedoch um so 
mehr Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß 
die Hartung von Führungs- und Schlüsselein­
richtungen der Deutschen Bundespost, der 
Deutschen Bundesbahn und der Versor­
gungsunternehmen zur Sicherstellung der in 
einer Krise auftretenden Verkehrs-, Trans­
port-, Kommunikations- und Versorgungsauf­
gaben nach wie vor unverzichtbar ist. 

2.4 Im Katastrophenschutz muß der Tatsa­
che Rechnung getragen werden, daß das 
Potential der Länder in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten, seitdem die Länder über 
eigene Rechtsgrundlagen in Form von Lan­
deskatastrophenschutzgesetzen verfügen, 
sehr stark gewachsen, strukturiert, organi­
siert und verbessert worden ist. 

Militärische Angriffe auf das Bundesgebiet, 
die unter den heutigen Risikoannahmen nur 
in Form des Einsatzes von Raketen über die 
uns umgebende Pufferzone demokratischer 
Staaten hinweg denkbar erscheinen, dürften 
in erster Linie - ebenso wie Sabotageakte 
mit militärischer Zielsetzung - lokale, allen­
falls regionale Schadenslagen verursachen, 

~ 
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Aufbau des rnrilschubes in den 5 neuen Bundesländern 

• ERWEITERTER KATASTROPHEN- • BUNDESANSTALT 
SCHUTZ (AUSSER THW) TECHNISCHES HILFSWERK 

(THW) 

• 1991 80 Löschzüge mit 2000 Helfern 
80 Sanitätszüge mit 4000 Helfern 

• 1992 80 Löschzüge 
Wasserversorgung mit 2 000 Helfern 

80 Betreuungszüge mit 2640 Helfern 

• 1993 80 ABC-Züge mit 3360 Helfern 
80 Technische Einsatz-

leitungen mit 800 Helfern 

• 1994 80 Löschzüge mit 2000 Helfern 
80 Fernmeldezüge (neu) 

mit 1 760 Helfern 
80 Versorgungszüge (neu) 

mit 1 360 Helfern 
80 ABC-Melde- und 

Auswertungsstellen mit 640 Helfern 
~ Gesamthelferzahl : 20560 Helfer .... 

Obersicht6 

die nach Auffassung der Länder aber durch 
Nachbarschaftshilfe und durch die überörtli­
che Hilfe grundsätzlich mit dem ländereige­
nen Katastrophenschutzsystem beherrsch­
bar sein dürften. 

Daraus ergibt sich für den Bund zwangsläufig 
die Konsequenz einer Reduzierung des von 
ihm vorgehaltenden Potentials des erweiter­
ten Katastrophenschutzes. Dabei sollte ange­
strebt werden, daß bei der Reduzierung 
Zunächst Unausgewogenheiten beseitigt 
Werden, die in der Vergangenheit beim Aus­
bau des erweiterten Katastrophenschutzes 
in der Bundesrepublik Deutschland entstan­
den sind. 

Darüber hinaus haben sich bestimmte Kom­
ponenten des erweiterten Katastrophen­
schutzes nicht bewährt. Auch sie sollten 
daher künftig entfallen. Schließlich muß auch 
eine ausgewogene Verteilung des Bundes­
Potentials innerhalb der Altbundesländer und 
im Verhältnis zu den neuen Bundesländern 
angestrebt werden. Die entsprechenden Vor­
SChläge sind z. B. in dem Umsetzungsvorschlag 
des BMI vom 20. März 1991 enthalten. 

2.5 Die Planungen auf dem Gebiet der 
Gesundheitsvorsorge zur Erweiterung der 
Kapazitäten im V-Fall, die erst 1991 durch das 
Katastrophenschutzergänzungsgesetz ein­
geführt worden sind, sollten wegen fortbe­
stehender hoher Aktualität weitergeführt 
Werden. Ebenso sollten die von den Sanitäts­
organisationen betriebenen und von der Bun­
desregierung finanzierten Programme zur 
Schwesternhelferinausbildung und zur Erste­
Hilfe-Ausbildung der Bevölkerung fortgesetzt 
Werden, da die dabei erworbenen Fähigkei­
ten nicht nur für friedenszeitliche Notfälle von 
großer Bedeutung sind, sondern darüber hin­
aus auch einen wichtigen gesellschaftspoliti­
schen Zweck erfüllen. Die weitere Vorhal­
tung von Hilfskrankenhäusern und von Sani­
tätsmittellagern ist dagegen unter dem 
Aspekt zu überprüfen, daß der Grund für ihre 

• 1991 20 Ortsverbände 

• 1992 30 Ortsverbände 

• 1993 30 Ortsverbände 

• 1994 30 Ortsverbände 
mit 160 Einheiten des Bergungs- und 
Instandsetzungsdienstes und ca. 6000 Helfern. 

Einrichtung seinerzeit der erwartete Mas­
senanfall von Verletzten aufgrund des damali­
gen Kriegsbildes gewesen ist. 

3. Ich komme jetzt zur dritten Hauptaufgabe 
"Versorgung und Bedarfsdeckung", die im 
wesentlichen rechtlich abgedeckt wird durch 
die sogenannten einfachen Notstandsge­
setze, d. h. die Gesetze zur Sicherstellung 
von Leistungen und Gütern auf den Gebieten 
- der Wirtschaft, 
- der Ernährung, 
- des Verkehrs, 
- der Arbeit, 
- der Wasserversorgung; ferner 
- das Bundesleistungsgesetz. 

RECHTSGRUNDLAGEN 
Versorgung 

und Bedarfscleckung 

im Spannungs- u. Verteidigungsfall 

durch 
~ die Sicherstellungsgesetze 

(Art. 80a GG) 

Ziel: 
~ Sicherstellung der Versorgung mit Gütern 

und Leistungen auf den Gebieten 

- Ernährung 

- Wirtschaft 

- Verkehr 

- Arbeit 

- Trinkwasserversorgung 

für Zwecke der Verteidigung 

durch 
~ das Bundesleistungsgesetz 

Übersicht 7 

Die aufgrund der Sicherstellungsgesetze zu 
erlassenden Rechtsverordnungen bilden die 
Rechtsgrundlage für die notwendigen Maß­
nahmen zur Versorgung und Bedarfsdek­
kung der Verwaltung, der Streitkräfte, der 
Einheiten des Zivil- und Katastrophenschut­
zes und der Bevölkerung im Spannungs- und 
Verteidigungsfall. Unter diesem Aspekt soll­
ten die Regelungen des Art. 80a GG und der 
Art. 115aff GG auch künftig beibehalten wer­
den. Zwar sind nach dem Rom-Dokument 
die Voraussetzungen für den Eintritt eines 
Spannungs- und Verteidigungsfalles gänzlich 
unwahrscheinlich geworden; sie werden 
darin aber immerhin noch als denkbar 
bezeichnet. 

Für die aktuelle Diskussion stellt sich darüber 
hinaus aber die Frage, ob ein neuer Rege­
lungsbedarf entstanden ist, nämlich für Maß­
nahmen der Versorgung und Bedarfsdek­
kung in Krisenfällen unterhalb der Schwelle 
des Art. 80a GG, die nicht durch militärische 
Bedrohung verursacht sind. Dieser Rege­
lungsbedarf wäre ggf. in ähnlicher Weise 
abzudecken wie im Energie- und Ernährungs­
bereich (Erdölkrise 1973; Tschernobyl 1986). 
Das Ernährungsvorsorgegesetz vom 20. 
August 1990 hat die Sicherung einer aus­
reichenden Versorgung mit Erzeugnissen der 
Ernährungs- und Landwirtschaft für den Fall 
einer friedenszeitlichen Versorgungskrise in 
ähnlicher Weise umfassend geregelt, wie 
das Ernährungssicherstellungsgesetz dies 
für Verteidigungszwecke getan hat. Die not­
wendigen Maßnahmen können jedoch hier 
ohne Beteiligung des Bundestages getroffen 
werden. Es reicht aus, daß der Bundestag 
und der Bundesrat das Recht haben, unter 
gewissen Umständen die einschränkenden 
Rechtsverordnungen außer Kraft setzen zu 
lassen. 
Ähnlich wie auf dem Energie- und auf dem 
Ernährungssektor ist zu prüfen, ob auch in 
den Bereichen Wirtschaft - außerhalb des 
Energiesektors - und Verkehr bei nicht V-Fall 
bedingten Versorgungskrisen ein entspre­
chender Regelungsbedarf besteht. Wenn 
man sich vorstellt, daß auf Deutschland in 
einem NATO-Bündnisfall ganz erhebliche 
Unterstützungsleistungen und unmittelbare 
Hilfeverpflichtungen zukommen können, 
und wenn man weiter bedenkt, daß gleichar­
tige Leistungen von Deutschland auch in 
einem etwaigen WEU-Bündnisfall oder aus 
einer Verpflichtung nach der VN-Charta oder 
auch nach Entstehen der Politischen Union 
Europas erbracht werden müßten, dann 
wäre zu überlegen, ob die zuständigen Stei­
len nicht auch dafür möglicherweise rechtli­
che Grundlagen schaffen müßten. 

4. Die vierte Säule ist schließlich die unmit­
telbare Unterstützung der Streitkräfte. Sie 
stellt naturgemäß auch künftig einen 
wesentlichen Bestandteil der zivilen Verteidi­
gung dar. Hier gewinnen die Maßnahmen zur 
AufreChterhaltung der öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung zunehmende Bedeutung. 
Kasernenblockaden im Frieden und im Krieg 
beeinträchtigen z. B. die Funktionsfähigkeit 
der Streitkräfte und müssen mit den dafür 
zur Verfügung stehenden polizeilichen Mit­
teln abgewehrt werden. Das wird auch künf­
tig erforderlich sein. Vorkehrungen für das 

~ 
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NEUORDNUNG 
DER ZIVILEN 

VERTEIDIGUNG 

Bilder 2 und 3: Seminarteilnehmer im Oktober 1992 

Freihalten der Verkehrswege für Aufmarsch­
bewegungen nach Osten sowie für Bevölke­
rungsevakuierungsmaßnahmen und zur Len­
kung von Flüchtlingsströmen nach Westen 
erscheinen dagegen nicht mehr notwendig. 
Denkbar ist dagegen, die in den Katastr0-
phenschutzplänen der Kreise und kreisfreien 
Städte enthaltenen Evakuierungsplanungen 
des friedensmäßigen Katastrophenschutzes 
um Evakuierungsregelungen der zivilen Ver­
teidigung zu ergänzen. 
Die von den Streitkräften benötigten Unter­
stützungsleistungen in den Bereichen Wirt­
schaft, Ernährung und Verkehr sind natürlich 
auch weiterhin unverzichtbar. Sie müssen 
künftig einerseits an den reduzierten Umfang 
der Streitkräfte angepaßt werden. Anderer­
seits haben sie aber der neuen Strategischen 
Konzeption der NATO Rechnung zu tragen, 
deren Anforderungen an die zivile Seite vor 
allem in der Nr. 53 ihren Niederschlag gefun­
den haben. Darin heißt es ausdrücklich, daß 
den zivilen Ressourcen in Zukunft wach­
sende Bedeutung zukommt. 
Mit der Aktualisierung der bisherigen Aufga­
ben der zivilen Verteidigung allein ist es 
jedoch nicht getan. Darüber hinaus ist zu prü-
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fen, ob sich evtl. aus dem neuen Strategi­
schen Konzept der NATO, dessen wesentli­
che Aussagen ich eingangs zitiert hatte, 
zusätzliche Aufgaben für die zivile Verteidi­
gung ableiten lassen. 

Zu diesem Zweck lege ich noch einmal Über­
sicht 1 auf. Ich möchte die sechs Komplexe 
zu zwei Gruppen zusammenfassen. Bei den 
drei ersten Anstrichen handelt es sich um 
West-Ost-Sachverhalte. Die drei letzten 
Anstriche umfassen die globale Risikolage 
und die darauf bezogenen Krisenmanage­
ment- und Abwehrstrukturen. 

In der ersten Gruppe könnte sich für die zivile 
Verteidigung folgender Handlungsbedarf 
ergeben: 

1. Wenn auf dem Territorium des früheren 
Warschauer Paktes Nationalitätsauseinan­
dersetzungen, ethnische Konflikte, Grenz­
streitigkeiten und wirtschaftliche Schwierig­
keiten entstehen, die nach der Einschätzung 
des in Rom verabschiedeten neuen Strategi­
schen Konzepts zwar keine direkte Bedro­
hung für die NATO darstellen, können gleich­
wohl aber aus außenpolitischen Gründen zur 
Stabilisierung der dortigen Verhältnisse 

humanitäre Hilfeleistungen durch die NATO 
erforderlich sein. Das Auswärtige Amt 
könnte dann, wie schon in der Vergangen­
heit, hierbei auf die personellen und materiel­
len Ressourcen der zivilen Verteidigung 
zurückgreifen. Es handelt sich hierbei also de 
lege lata um Amtshilfe für das Auswärtige 
und nicht um eine originäre Aufgabe der zivi­
len Verteidigung. 

2. Direkt betroffen sein könnte die zivile Ver­
teidigung dagegen bei der Umsetzung der 
zwischen Ost und West getroffenen Verein­
barungen über die Abrüstung und die Rü­
stungskontrolle, also beim Abbau von militä­
rischem Bedrohungspotential. In Anbetracht 
der drastischen Reduzierung des Umfanges 
der deutschen Streitkräfte sollte daher ernst­
haft geprüft werden, ob hier nicht per defini­
tionem eine originäre Aufgabe der zivilen Ver­
teidigung vorliegt oder andernfalls neu 
begründet werden sollte. Die Umsetzung der 
Abrüstungsvereinbarungen durch Verschrot­
tung der Waffensysteme, Delaborierung der 
Munitionsvorräte und Konversion der Waf­
fenproduktionsanlagen ist nämlich ebenso­
wenig eine rein militärische Funktion wie die 

~ 

Soeben habe ich die traurige Mitteilung erhalten , daß Friedhelm Vogelbusch im Alter 
von 54 Jahren am 9. Mai 1993 verstorben ist. t Resquiet in pace t (hs) 



Risikoregionen mit 
Gefährdungspotential für Europa 

" - - - - _. - - - - - - -~--~~----~--~----~~ 
REFORMSTAATEN 

GUS 

NAHER OSTEN 

BALKAN 

PAKISTAN 

INDIEN 

GOLFSTAATEN 

SÜDAFRIKA 

SÜDAMERIKA KOREA 

CHINA 

MITIElAMERIKA 

Risikoregionen im NATO-Bereich 
Risikoregionen im engeren Nahbereich NATO-Europas 
Risikoregionen im mittleren Nahbereich NATO-Eurapas 

Entfernte Risikoregionen Akademie für Zivile Verteidigung 

UbersichtS 

Ausführung der Rüstungskontrollverfahren 
durch Inspektionsmaßnahmen, 

3, Auch bei der Realisierung der Kooperation 
mit den Staaten des früheren Warschauer 
Paktes, die das neue Strategische Konzept 
der NATO als drittes konfliktverhinderndes 
Element eingeführt hat, ist m, E. die zivile 
Verteidigung gefordert. Neben den laufen­
den bi- und multilateralen politischen Kon­
takten zwischen der NATO und den Staaten 
auf dem Gebiet des früheren Warschauer 
~aktes, z, B. im Nordatlantischen Koopera­
tionsrat und in den KSZE-Institutionen, hat 
die deutsche militärische Seite auf der Ar­
beitsebene ebenfalls schon zahlreiche bilate­
rale Beziehungen angeknüpft. Militärs des 
ehemaligen Ostblocks nehmen an Informa­
tionsveranstaltungen und Diskussionen über 
sIcherheitspolitische und strategische Fra­
gen teil; für sie veranstaltet das Zentrum für 
I~nere Führung der Bundeswehr in Koblenz 
einschlägige Seminare, die Führungsakade­
mie der Bundeswehr in Hamburg tauscht mit 
den entsprechenden Einrichtungen der 
Nachbarstaaten im Osten Lehrpersonal aus 
und hat mit diesen auch Studien- und Infor­
mationsaufenthalte für Lehrgangsteilnehmer 
auf der Basis der Gegenseitigkeit vereinbart, 
Auch hier ist die zivile Verteidigung angespro­
chen, wenn man bedenkt. daß das Ziel der 
Kooperation die Vertrauensbildung und damit 
der Abbau von Instabilitäten ist. Bei ange­
messener politischer Unterstützung wäre die 
zIvile Verteidigung m, E, durchaus in der 

Lage, mit ihren Einrichtungen und Schulen 
entsprechende Kontakte auf- und auszu­
bauen, und zwar als neue originäre Aufgabe, 
Im zweiten Komplex sicherheitspolitischer 
Vorgaben nach dem neuen Strategischen 
Konzept, den ich mit den Stichworten neue 
Risiken im globalen Rahmen, Neugliederung 
der Streitkräfte und breitangelegtes Krisen­
management umrissen hatte, ist die zivile 
Verteidigung ebenfalls gefordert: 

1. Die zivile Verteidigung könnte mitwirken 
beim Aufbau eines Systems zur weltweiten 
Beobachtung risikoträchtiger Sachverhalte 
und bei deren Analyse und Bewertung in 
bezug auf mögliche Bedrohungen für das 
NATO-Bündnis, Ein solches System kann 
nicht ohne eine qualifizierte personelle Kapa­
zität betrieben werden. Die Aus- und Fortbil­
dung derartiger Experten könnte in den Schu­
lungsstätten der zivilen Verteidigung 
ebenfalls als eine neue orig,inäre Aufgabe 
durchgeführt werden. Das in Ubersicht 8 dar­
gestellte gobale Risikospektrum macht auf 
einen Blick sichtbar, wie notwendig diese 
Aufgabe ist. 

2, Die Neugliederung der NATO-Streitkräfte 
berührt die zivile Verteidigung ganz unmittel­
bar, und zwar vor allem hinsichtlich der soge­
nannten Reaction forces, d. h, der schnellen 
Eingreifverbände, Diese sollen in einer Grö­
ßenordnung von ca. 50000-100000 Solda­
ten aus den NATO-Mitgliedstaaten aufge­
stellt werden; sie sind also multinational 
zusammengesetzt. Sie sollen, wann auch 

immer und wo auch immer Krisen entste­
hen, die für die NATO bedrohlich sind, unver­
züglich verlegt und standortfern eingesetzt 
~erden. Hier ist die zivile Verteidigung auf 
Ihrem Hauptaufgabengebiet der "Unmittel­
baren Unterstützung der Streitkräfte" vor 
allem im logistischen Bereich vor große Her­
ausforderungen gestellt. Das gilt auch für die 
Gewährleistung einer hohen Mobilität durch 
Schaffung der Voraussetzungen für den Luft­
transport dieser schnellen Eingreifverbände. 
Diese Aufgabe der zivilen Verteidigung wird 
hierbei zusätzlich noch dadurch erschwert 
daß im Gegensatz zur Vergangenheit derar~ 
tige Aktionen künftig nicht mehr im Detail 
vorgeplant werden können, eben weil die 
Einsatzziele nicht vorhersehbar sind, 

3, Der dritte Aspekt, nämlich der breite 
sicherheitspolitische Ansatz eines Krisenma­
nagements unter Einbeziehung diplomati­
scher, wirtschaftlicher, entwicklungs­
hilfepolitischer, militärischer und anderer 
Mittel ist für Deutschland besonders wichtig, 
damit es seine Stimme in den Entschei­
dungsprozeß des Bündnisses zur Wahrung 
der deutschen Interessen frühzeitig und 
angemessen einbringen kann. 

Dazu bedarf es u. a. auch schneller Abstim­
mungsprozesse im innerstaatlichen Bereich 
denn die Position der Länder kann hierbei 
nicht unberücksichtigt bleiben, Die Länder 
müssen im Rahmen eines nationalen Krisen­
managements frühzeitig eingebunden wer­
den, damit sie im Ernstfall die erforderlichen 
Maßnahmen zum Schutze der Bevölkerung, 
zur Unterstützung der Streitkräfte und zur 
Information der Medien sowie der Öffent­
lichkeit rasch umsetzen können, Die koordi­
nierende Funktion, die der BMI in derVergan­
genheit im Rahmen der zivil-militärischen 
Zusammenarbeit und der Abstimmung der 
ZV-Aufgaben der zivilen Ressorts sowie im 
Verhältnis zu den Ländem ausgeübt hat, wird 
in Z~kunft sicherlich noch an Bedeutung 
gewinnen, Daher wird die aktive Mitwirkung 
der ZV im Abstimmungsprozeß eines neuen 
Krisenmanagements zu einer essentiellen 
Aufgabe. 

Das sind sechs wichtige Bereiche, in denen 
die ZV nach meiner Auffassung künftig in 
beachtlichem l!,mfang neue Aufgaben über­
nehmen kann. Uber diese tendenziellen Aus­
sagen zur Neuordnung der zivilen Verteidi­
gung aufgrund des in Rom verabschiedeten 
Strategischen Konzepts der NATO kann man 
z. Z. aus drei Gründen nicht hinausgehen: 

1, Die Bundeswehrführung hat ihre Überle­
gungen zu den Konsequenzen, die sich aus 
dem Rom-Dokument für die deutschen 
Streitkräfte ergeben, noch nicht abgeschlos­
sen. Daher sind z, Z. auch noch keine zuver­
lässigen detaillierten Ableitungen hinsichtlich 
der Art und des Umfanges der zivilen Unter­
stützungsleistungen möglich, 

2, Der NATO-Oberausschuß für zivile Not­
standsplanung hat sein Votum in dem Ent­
wurf einer Ministerial Guidance niedergelegt, 
die erst Ende dieses Jahres vom NATO-Rat 
verabschiedet werden wird, 

3, Die Abstimmung unter den zivilen Res­
sorts mit ZV-Aufgaben ist abschließend noch 
nicht erfolgt. ~ 
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Mit dieser Maßnahme möchte ich schließlich 
noch einige Ausführungen zu den möglichen 
Konsequenzen machen, die sich für die zivile 
Verteidigung aus dem EG-Gipfel von Maas­
tricht ergeben könnten. Zunächst einmal ist 
festzustellen, daß das Hauptzie[ von Maas­
tricht die Förderung der Europäischen Po[iti­
schen Union war. Demgemäß war das neue 
Strategische Konzept der NATO, das zuvor in 
Rom beschlossen worden war, in Maastricht 
zwar zusammen mit anderen Tagesord­
nungspunkten ein wichtiges, aber eben nicht 
das zentrale Thema. 

Ein für die zivile Verteidigung bedeutsames 
Ergebnis des EG-Gipfe[s ist, daß sich die bis­
herige [ackere Europäische Politische Zu­
sammenarbeit (EPZ) zu einer institutiona[i­
sierten Gemeinsamen Außen- und Sicher­
heitspo[itik (GASP) fortentwickeln soll, um 
die sicherheitspo[itische Identität Europas zu 
fördern. Zudem soll die Operationa[isierung 
der europäischen Verteidigungspo[itik durch 
die Anbindung der Westeuropäischen Union 
(WEU) an die EG vorangetrieben werden. 
Über die Frage, wie dies geschehen soll , 
konnte bisher jedoch weder mit den nord­
amerikanischen NATO-Partnern noch unter 
den europäischen NATO-Mitg[iedstaaten 
selbst Einvernehmen erzielt werden. Es sind 
im Gegentei[ unter den Vertragspartnern 
eher Irritationen erkennbar, die noch disku­
tiert und abgebaut werden müssen. Deswe­
gen ist es heute kaum möglich, daraus schon 
Fo[gerungen für die zivile Verteidigung abzu­
leiten. Wenn man aber trotzdem eine Ten­
denzaussage machen will, dann die, daß eine 
mögliche Konsequenz von Maastricht die 
Europäisierung der zivilen Verteidigung sein 
könnte. Diese würde voraussichtlich Maß­
nahmen in allen vier Hauptaufgabenberei­
chen der zivilen Verteidigung betreffen. So 
wäre es denkbar, daß zur Aufrechterha[tung 
der Staatsfunktionen ein Bündnisstaat z. B. 
Po[izeikräfte zur Gewähr[eistung der öffent[i­
chen Sicherheit und Ordnung von einem 
anderen NATO-Staat anfordern könnte. [m 
Zivilschutz könnte ein gemeinsamer Kata­
strophenschutzpoo[ mit schnellen Eingreif­
kräften in Gesta[t einer sogenannten task 
force zur gegenseitigen Unterstützung auf­
gestellt werden. Die europaweite Koordinie­
rung des Warndienstes erscheint ebenso 
möglich wie die europäische Zusammenar­
beit auf dem Gebiet der Versorgung und 
Bedarfsdeckung. Die Unterstützung der 
Streitkräfte würde zu einer bündnisweiten 
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Anwendung von Rege[ungen des Host 
Nation Supports führen, wie sie in der Ver­
gangenheit für Deutsch[and und seine Gast­
streitkräfte entwickelt worden sind. 
Diese Bemerkungen stehen aber, wie 
gesagt, unter dem Vorbehalt, daß es tatsäch­
[ich zu einer Europäisierung der zivilen Vertei­
digung kommt. 
[n bilateralen Gesprächen hat der BM[ mit 
der französischen Seite schon mögliche Kon­
sequenzen aus Maastricht erörtert. Darin 
kam die Befürchtung zum Ausdruck, daß 
durch die Europäisierung des Rechts der 
Rückgriff der Regierungen auf nationale Res­
sourcen für Aufgaben der zivilen Verteidi­
gung im nationalen Bereich erschwert wer­
den könnte oder nicht mehr möglich sein 
würde. Wie gesagt, der Meinungsbi[dungs­
prozeß befindet sich noch in vollem Gange. 
Der EG-Gipfe[ in Maastricht hat vor allem 
aber auch Prob[emkomp[exe angesprochen, 
deren Auswirkungen die zivile Verteidigung 
u. U. erheblich tangieren können. Dabei geht 
es vor allem um die gemeinsame Bekämp­
fung des Terrorismus, um einheitliche 
Zuwanderungs- und Asy[rege[ungen und um 
die Bekämpfung der organisierten Krimina[i­
tät, insbesondere der Drogenmafia . Ich hatte 
vorhin schon ausgeführt, daß dafür nicht die 
zivile Verteidigung, sondern andere Systeme 
zuständig sind. Aber hier kann es im Laufe 
der Zeit zu einer Überlastung der zuständigen 
Stellen auf europäischer Ebene kommen mit 

der Fo[ge, daß diese dann im Falle einer mi[i­
tärischen Bedrohung Europas nicht mehr in 
der Lage wären, ihre zusätzlichen Aufgaben 
auf dem Gebiete der zivilen Verteidigung 
wahrzunehmen. Desha[b dürften die Verant­
wort[ichen für die zivile Verteidigung auch 
insoweit gut beraten sein, wenn sie bei der 
Neuordnung dieses Aufgabenbereichs auch 
diese Aspekte, die die ZV indirekt betreffen, 
sie aber unmittelbar beeinträchtigen können, 
mitberücksichtigen würden. 
Meine Damen und Herren, damit beende ich 
meine Ausführungen zur Neuordnung der 
zivilen Verteidigung im Rahmen des in Rom 
verabschiedeten Strategischen Konzepts der 
NATO. Sie sehen, daß die Umsetzung der po­
[itischen Vorgaben und Grund[agen des Rom­
Dokuments nicht nur auf militärischer, son­
dern auch auf ziviler Seite noch gewaltige 
Anstrengungen erfordert, da die zu regelnde 
Materie sehr viel komplexer ist als zu Zeiten 
der Bedrohung durch den Warschauer Pakt. 
Diese Feststellung soll aber kein Ausdruck 
der Resignation, sondern im Gegentei[ die 
Aufforderung sein, künftig die zivi[-mi[itäri­
sche Zusammenarbeit auf allen Ebenen noch 
enger zu gestalten. Sie soll zudem eine Auf­
forderung an die Politik sein, diesen Prozeß 
der Neuorientierung und Umgestaltung der 
zivilen und der militärischen Verteidigung mit 
allen Kräften zu unterstützen. 

• 



FUNKTION UND STELLENWERT DES 
BUNDESGRENZSCHUTZES IM 
GEFAHREN- UND KRISENMANAGEMENT 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
Bernd Walter, Berlin 

1. Vorbemerkungen 

"Kulturstaaten haben schon immer Vorsor­
~emaßnahmen getroffen, um ihren Bürgern 
In Notfällen Hilfe leisten zu können. Diese 
Staatsaufgabe dient der Sicherung der 
Lebensgrundlage der Bevölkerung und 
gehört zum Kembestand der Pflichten eines 
Gemeinwesens. Sie bezieht sich auf die 
Abwehr von Naturkatastrophen und von 
Menschenhand verursachten Gefahren 
Sowie von Schäden aus einem Verteidi­
~ungsfall. Das gleiche Aufgabenverständnis 
ISt bei den Staaten der EG und der NATO 
~egeben. "') Diese Feststellungen werden 
InSbesondere durch die Tatsache erhärtet, 
daß die rapide Zunahme gefährlicher Techno­
logien und die damit verbundene Spezialisie­
rung ungeachtet des hohen Sicherheits­
Standards mitteleuropäischer Industrien 
Weiterhin die Möglichkeiten von größeren 
Unglücksfällen in sich bergen. Selbst die Tat­
sache, "daß naturbedingte Katastrophen bis­
her in unserem Land nur selten und nur regio­
~al auftraten, gibt uns keine Gewißheit. auch 
In Zukunft absolut sicher zu sein. "2) 
Zum gleichen Thema führte der vormalige 
Parlamentarische Staatssekretär beim Bun­
desminister des Innern Spranger am 
14.1.1988 beim Besuch einer Informations­
veranstaltung des Bundesamtes für Zivil­
schutz aus: "Nach einer Schweizer Zeitrei­
henuntersuchung der Jahre 1970 bis 1985 
hat sich die Zahl der Naturkatastrophen und 
Großschäden weltweit erhöht. Dabei waren 
SOwohl bei Naturkatastrophen als auch bei 
Großbränden enorme Schäden mit zahlrei­
chen Opfern zu beklagen. Eine entspre­
chende Studie, die sich nur auf die Bundesre­
publik Deutschland bezieht, liegt bisher nicht 
vor. Wir haben jedoch wenig Veranlassung, 
Uns Vor Katastrophen sicher zu fühlen. Dabei 
zeigen sich folgende Entwicklungen: Techni­
sche Großrisiken bleiben nicht auf ein Land 
begrenzt. Gerade die Katastrophe von 
Tschernobyl hat gezeigt, daß wir trotz hohen 
SIcherheitsstandards im eigenen Land nicht 
davor geschützt sind, von Katastrophen in 
anderen Ländern, auf deren Sicherheitsstan­
~ards wir wenig oder keinen Einfluß haben, 
In Mitleidenschaft gezogen zu werden." 
Auch wenn sich Forschung und Lehre in 
Zunehmendem Maße Fragen des Gefahren­
U.nd Krisenmanagements widmen, ergeben 
Sich doch neben Lösungsvorschlägen in 
Zunehmendem Maße auch zusätzliche 
Gefahrenpotentiale: "Durch die Weiterent­
WiCklung und Umgestaltung unserer moder­
nen Industriegesellschaft ergibt sich ein Kata­
Strophenpotential, das die amerikanische 
Forschung mit dem Begriff "Iife-line-col­
lapse", Zusammenbruch von Lebensadern 

beziehungsweise Versorgungswegen, be­
schreibt. Hierbei treten "Katastrophen" als 
Begleiterscheinungen von Schadensereig­
nissen auf, deren Ursachen nicht oder erst 
nachträglich erkennbar sind, und bewirken an 
verschiedenen Orten verschiedenartige Aus­
fälle. "3) 
Der gemeinsame Verfassungsauftrag zur 
Gefahrenabwehr verlangt gebieterisch von 
allen Mandatsträgern in Bund und Ländern­
alsbald aber auch inter- und supranational- in 
den Bemühungen um eine umfassende Not­
fallvorsorge nicht nachzulassen, auch wenn 
es nicht immer den Anschein hat, daß die 
Verantwortlichen aus Großschadensereignis­
sen und Katastrophen die erforderlichen Kon­
sequenzen gezogen haben. So stellte Schött­
ler, ein ausgewiesener Sachverständiger für 
Zivil- und Katastrophenschutz, zum Unglück 
von Ramstein am 28. August 1988 fest: "Die 
betroffenen Menschen werden psychisch 
dieses Ereignis wohl nie bewältigen und die 
verletzten Personen die Folgen dieser Kata­
strophe bis an ihr Lebensende verspüren. 
Ramstein ohne Ende? Für die Besucher des 
Flugtages wird dies wohl so festzustellen 
sein. Für die Politiker und für die Verwaltung 
in Bund, Ländern und Gemeinden darf Ram­
stein kein Ende haben, solange Erkenntnisse 
nicht aufgearbeitet, Konsequenzen nicht 
gezogen und Vorbereitungen zur Vermei­
dung solcher Gefahrenlagen und ihrer Bewäl­
tigung nicht getroffen sind. In dieses 
Geflecht sachlicher und emotionaler 
Aspekte, tatsächlicher oder vermeintlicher 
Unzulänglichkeiten, objektiver oder subjekti­
ver Mitverantwortung ist die Bundeswehr 
einbezogen, sind die Streitkräfte auf deut­
schem Territorium, teilweise contra factum, 
einbezogen, ja hineingezogen. "4) 
Schöttler geht in diesem Zusammenhang 
auch pointiert auf die Rolle der Bundeswehr 
"als Retter in der Not, als Profis, die über per­
sonelle und materielle Ressourcen verfügen, 
wie sonst keine haupt- und ehrenamtliche 
Katastrophenschutz-Hilfsorganisation" ein. 
Ergänzend und abrundend zu dem umfas­
senden Komplex der Katastrophenbewälti­
gung im Frieden durch uniformierte Organi­
sationen sollen nachfolgend die taktischen 
und technischen Möglichkeiten des Bundes­
grenzschutzes im Gefahren- und Krisenma­
nagement der Bundesrepublik Deutschland 
dargestellt werden. 

2. Die deneitige Funktion 
des Bundesgrenzschutzes 
im System der 
inneren Sicherheit 

Der Bundesgrenzschutz als personalstärkste 
Polizei des Bundes wurde im Verlauf seiner 

Entwicklung ein unverzichtbarer Eckpfeiler in 
der Sicherheitspolitik der Bundesrepublik 
und ist gemeinsam mit den Polizeien der Län­
der Garant für die innere Sicherheit in der 
Bundesrepublik Deutschland. Ungeachtet 
der verfassungsrechtlichen grundSätzlichen 
Zuständigkeit der Länder für das Poli­
zeiwesen erfüllte der BGS in den letzten Jah­
ren neben seinen originären sonderpolizeili­
chen Zuständigkeiten die Funktion eines 
stets abrufbereiten Sicherheitspotentials für 
die Bundesrepublik, was immerhin mit eini­
gen lesenswerten Passagen im "Programm 
für die innere Sicherheit" von 19725) hono­
riert wurde. Das Programm stellt fest, daß 
dem BGS folgende Aufgaben obliegen: 

- der grenzpolizeiliche Schutz des Bundes­
gebietes einschließlich der polizeilichen 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Ver­
kehrs, soweit nicht ein Land im Einverneh­
men mit dem Bund Aufgaben des grenz­
polizeilichen Einzeldienstes mit eigenen 
Kräften wahrnimmt; 

- die Unterstützung der Polizeien der Länder 
in besonderen Fällen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
BGSG); 

- Sicherung oberster Bundesorgane im 
Einvernehmen mit dem betroffenen 
Land; 

- die Katastrophenhilfe (Art. 35 Abs. 2 
und 3 GG); 

- die Aufgaben bei Innerem Notstand 
(Art. 91 GG); 

- die Aufgaben beim Verteidigungsfall 
(Art. 115 f Abs. 1 Nr. 1 GG). 

Durch den Beitritt der ehemaligen DDR und 
die Suspendierung der alliierten Vorbe­
haltsrechte in Berlin vergrößerte sich bereits 
mit dem Tag der Wiedervereinigung der 
Zuständigkeitsbereich des BGS erheblich. Er 
nimmt seit dem Tage der Vereinigung mit 
dem neu aufgebauten BGS Ost in den Bun­
desländern Brandenburg, Mecklenburg-Vor­
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen sowie in Gesamt-Berlin die Aufga­
ben nach dem nunmehr in ganz Deutschland 
geltenden Bundesgrenzschutzgesetz sowie 
die Aufgaben der Bahnpolizei und zum 
Schutz der Sicherheit des Luftverkehrs wahr. 
Auch in dem größeren Gebiet der Bundesre­
publik Deutschland blieben und bleiben die 
Verbände des Bundesgrenzschutzes als Vor­
haltepotential des Bundes für schwierige po­
lizeiliche Lagen unverziehtbar. Der 1. April 
1992 markierte ein historisches Datum 
sowohl für den Bundesgrenzschutz als auch 
für die Belange der inneren Sicherheit in der 
Bundesrepublik Deutschland. An diesem 
Tage trat das Gesetz zur Übertragung der 
Aufgaben der Bahnpolizei und der Luftsicher­
heit auf den Bundesgrenzschutz (Aufgaben-

~ 
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übertragungsgesetz) vom 23. Januar 1992 in 
Kraft.6) Der Bundesgrenzschutz übernahm 
damit unter Beibehaltung seiner bisherigen 
bewährten Funktion die Aufgaben der Bahn­
polizei im gesamten Bundesgebiet. Die Auf­
gaben zum Schutz vor Angriffen auf die 
Sicherheit des Luftverkehrs, die er in den 
neuen Bundesländern - wie die Bahnpolizei­
aufgaben - aufgrund des Einigungsvertrages 
bereits seit dem 3. Oktober 1990 wahr­
nimmt, können nunmehr auf der Grundlage 
des Aufgabenübertragungsgesetzes von 
den übrigen Ländern an den Bund zurück­
übertragen und damit vom BGS übernom­
men werden. Fast alle westlichen Bundes­
länder haben angekündigt, einen ent­
sprechenden Antrag zu stellen bzw. haben 
diesen Schritt bereits vollzogen. 
Bei der Beratung im Bundesrat wurden ver­
einzelt wegen der Konzentration von bundes­
polizeilichen Zuständigkeiten in einer Sicher­
heitsorganisation verfassungsrechtliche Be­
denken geltend gemacht. Dies gilt ins­
besondere für das Land NordrheinWestfalen. 
Letztendlich stimmten nur vier Länder (Nord­
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles­
wig-Holstein, Saarland) gegen das Gesetz. 
Die überwiegende Mehrheit der Länder 
stimmte dem Gesetz zu, ohne dabei jedoch 
einen Zweifel an der grundsätzlichen Zustän­
digkeit der Länder für polizeiliche Angelegen­
heiten zu lassen. 
Mit der Übertragung der zusätzlichen Poli­
zeiaufgaben im Kompetenzbereich des Bun­
des auf den Bundesgrenzschutz geht eine 
umfassende Neuorganisation der Behörden 
und Dienststellen des BGS einschließlich sei­
ner Verbände einher. Von dieser Neuordnung 
des BGS sind fast alle seine Angehörigen 
mehr oder weniger betroffen. Sie ist erfor­
derlich, um dem BGS den passenden organi­
satorischen Rahmen für seine veränderte 
AufgabensteIlung zu geben und ihn best­
möglich in die Lage zu versetzen, sowohl 
seine klassischen Grenzaufgaben als auch 
seine neuen Aufgaben der Luftsicherheit und 
Bahnpolizei sowie seine bewährte Unterstüt­
zungsfunktion für die Länder effektiv wahr­
nehmen zu können. In allen neugeschaffe­
nen Grenzschutzpräsidien werden Vollzug 
und Verwaltung in einer Behörde zusammen­
gefaßt. Die bisherige funktionale Trennung 
der BGS-Organisation in Grenzschutzver­
bände und Grenzschutzeinzeldienst wurde 
durch eine integrierte Organisationsform 
ersetzt. Alle polizeilichen Aufgaben und die 
Verwaltung des Bundesgrenzschutzes wer­
den in regionalen Grenzschutzpräsidien unter 
einheitlicher Führung zusammengefaßt. Als 
neue Mittelbehörden wurden statt der bishe­
rigen Grenzschutzkommandos fünf Grenz­
schutzpräsidien eingerichtet : 
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Grenzschutzpräsidium Nord in 
Bad Bramstedt 
- für die Länder Bremen, Hamburg, 

Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach­
sen und Schleswig-Holstein; 

Grenzschutzpräsidium Ost in Berlin 
- für die Länder Berlin, Brandenburg und 

Sachsen; 

Grenzschutzpräsidium Mitte in Kassel 
- für die Länder Hessen, Thüringen und 

Sachsen-Anhalt; 

Grenzschutzpräsidium Süd in München 
- für die Länder Baden-Württemberg und 

Bayern; 

Grenzschutzpräsidium West in Bonn 
- für die Länder Nordrhein-Westfalen, 

Rheinland-Pfalz und Saarland. 

Neben der Weiterführung der klassischen 
Aufgaben des BGS (hierzu zählen neben 
dem Grenzschutz insbesondere auch die 
Aufgaben auf Hoher See, der Objektschutz 
für Verfassungsorgane sowie spezialgesetz­
lich zugewiesene Aufgaben) und der Über­
nahme neuer Aufgaben muß weiterhin die 
Funktion der Verbände des BGS als Vorhalte­
potential für schwierige polizeiliche Lagen 
und für die Notfallvorsorge in die Gesamtbe­
urteilung der Lage einbezogen werden. Eck­
daten einer derartigen Lagebeurteilung sind 
insbesondere 

- bisherige Erfahrungen mit dem Kräftebe­
darf für geschlossene Einsätze bei Groß­
und Sonderlagen, 

- Prognosen für die künftige Entwicklung im 
Bereich der inneren Sicherheit und der 
Notfallvorsorge, 

- Stärke der Bereitschaftspolizei der 
Länder, 

- Unterstützungsbedarf in den neuen Bun­
desländern. 

3. Die Bedeutung des 
Bundesgrenzschutzes als 
Unterstübungspotential für 
die Notfallvorsorge 

3.1 Allgemeines 

Mit einer Personalstärke von rund 30000 Po­
lizeivollzugsbeamten*) ist der BGS ein wirk­
sames und effizientes Unterstützungspoten­
tial im Bereich der Notfallvorsorge, zumal er 
nunmehr nach dem Aufgabenübertragungs­
gesetz auch im Bereich der spezialisierten 
Gefahrenabwehr (Bahnpolizei und Luftsi­
cherheit) tätig wird. Sowohl der funktionale 
und räumliche Bereich des Luftverkehrs und 
der Flughäfen als auch der gesamte Bahnver-

') derzeit rd. 4500 unbesetzte Planstellen (Red.) s.a. 
Anhang 1 zu diesem Beitrag 

kehr sind besonders sensible Gefährdungs­
potentiale, die den Einsatz spezialisierter Poli­
zeivollzugsbeamten in nahezu allen Son­
derlagen verlangen. Mit seinen personellen 
und materiellen Ressourcen ist der Bundes­
grenzschutz in das integrale Notfallvor­
sorgesystem der Bundesrepublik Deutsch­
land eingebunden, das auf den Prinzipien der 
föderalen Kooperation von Bund und Län­
dern, der Ausnutzung und dem zusammen­
wirkenden Einsatz aller verfügbaren Kräfte 
und Mittel aus allen Verwaltungsbereichen 
sowie dem Subsidiaritätsprinzip beruht. 
Aus dem Spannungsfeld, daß der Schutz der 
Bevölkerung vor Gefahren eine in der Verfas­
sung verankerte Aufgabe des Staates ist, die 
Kompetenzen für den Katastrophenschutz 
jedoch bei den Ländern liegen, ergeben sich 
in einem föderativen Staatsgebilde, wie es 
die Bundesrepublik Deutschland nach dem 
Willen der Väter des Grundgesetzes ist, stän­
dig neue Herausforderungen, denen durch 
besondere Formen und Kooperation begeg­
net werden muß. Dabei ist als Preis für eine 
freiheitlich-demokratische Grundordnung 
hinzunehmen, daß "aus der rechts- und bun­
desstaatlichen Verfassung der Bundesrepu­
blik Deutschland mit ihrem System von 
Garantien der bürgerlichen Freiheit einerseits 
und der Kompetenzverteilung zwischen 
Gesamtstaat und den Gliedstaaten (Ländern) 
andererseits sich Hemmungen und Begren­
zungen der staatlichen Hoheitsbefugnisse 
(ergeben). Demzufolge ist das Verfahren der 
staatlichen Willensbildung und Entscheidun­
gen kompliziert und im Vergleich zu totalitä­
ren Staaten sogar schwerfällig. "7) 
Das Kooperationsprinzip als signifikantes 
Beispiel für praktizierten Föderalismus stellte 
auch der frühere Bundesinnenminister 
Dr. Schäuble bei der ADAC-Fachtagung 
"Luftrettung europaweit" heraus: 
"Katastrophenschutz ist nach unserer Verfas­
sungsordnung Ländersache. Die Länder lei­
sten auf diesem Gebiet HeNorragendes. Ein 
System der Hilfeleistung, in denen staatliche 
Stellen ebenso ihren Platz haben wie ehren­
amtlich tätig Freiwillige in Feuerwehren und 
Hilfsorganisationen, ist in Europa beispielge­
bend ... Die Vorsorge für Katastrophen jegli­
cher Art, einschließlich des Verteidigungs­
falls, sind ein Gebot verantwortungsvoller 
Politik ... Aus der Zuständigkeitsverteilung in 
Zivil- und Katastrophenschutz zwischen Bund 
und Ländern ergibt sich kein Nebeneinander, 
sondern ein fruchtbares Miteinander. "8) Die 
Beteiligten sollten sich dabei die "Tugenden 
der bundesstaatlichen Ordnung" wie 
"Dezentralisation, Demokratie vor Ort, Sach­
nähe der Entscheidungsträger, vertikale 
Gewaltenteilung"9) zunutze machen. 



3.2 Rechtsgrundlagen für das 
Tätigwerden des Bundesgrenzschutzes 

Die Norm, die den Bundesgrenzschutz über 
die Wahrnehmung seiner eigenen Aufgaben 
hinaus zu einer generell im Bereich der 
Gefahrenabwehr und Notfallvorsorge ver­
wendbaren Sicherheitseinrichtung macht, ist 
§ 9 BGS-Gesetz i.v.m. Art. 35 Abs. 2 Grund­
gesetz. Die Bestimmungen sehen die Unter­
stützung von Landesbehörden bei der Erfül­
lung der diesen obliegenden Aufgaben im 
Rahmen der Organleihe vor. 
Die Unterstützung ist in drei Fällen möglich: 

1. Bei einem Fall von besonderer Bedeutung 
Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung. 

2. Zur Hilfe bei einer Naturkatastrophe oder 
bei einem besonders schweren Unglücksfall. 

3. Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für 
den Bestand oder die freiheitliche Grundord­
nung des Bundes oder eines Landes. 

Die Einzelheiten regelt die Allgemeine Ver­
waltungsvorschrift des Bundesministers des 
Innern über die Verwendung des Bundes­
grenzschutzes bei einer Naturkatastrophe 
oder bei einem besonders schweren 
Unglücksfall sowie zur Hilfe im Notfall 
(BGS KatHiVwV vom 2.5.1974)10). Danach 
kann der BGS bei einer Naturkatastrophe 
oder bei einem besonders schweren 
Unglücksfall wie folgt verwendet werden: 

- Zur Unterstützung der für die Bekämpfung 
von Gefahren und Schäden in solchen Fäl­
len zuständigen Behörden oder Stellen 
(technische Katastrophenhilfe), 

- Zur Unterstützung des Polizeivollzugs­
dienstes des betroffenen Landes (poli­
zeiliche Katastrophenhilfe), 

- Zur Notfallhilfe. 

Die technische Katastrophenhilfe ist die Hilfe­
leistung bei einer Naturkatastrophe oder bei 
einem besonders schweren Unglücksfall zur 
Rettung von Menschenleben und von Tieren 
sowie zur Erhaltung von für die Allgemeinheit 
Wertvollem Material und lebenswichtigen 
Anlagen und Einrichtungen. 

Naturkatastrophen sind Naturereignisse, die 
Schäden erheblichen Ausmaßes verursa­
chen, wie z. B. Erdbeben, Erdrutsche, Hoch­
Wasser, Unwetter, Schnee, Eis, Wald- und 
Großbrände. 

Besonders schwere Unglücksfälle sind 
andere Ereignisse, die infolge technischen 
Versagens oder menschlichen Verhaltens 
Schäden erheblichen Ausmaßes verursa­
chen, wie z.B. besonders schwere Verkehrs­
unfälle durch Land-, Luft- oder Wasserfahr­
zeuge, Gebäudeeinstürze, Unglücksfälle in 
Verbindung mit radioaktiver Verstrahlung und 
gefährlichen Chemikalien, Explosionen. 

Die technische Katastrophenhilfe umfaßt 
nicht die Ausübung polizeilicher Befugnisse. 

Die polizeiliche Katastrophenhilfe ist die 
dem Polizeivollzugsdienst eines Landes 
gewährte Unterstützung, um die aus einer 
Naturkatastrophe oder einem besonders 
Schweren Unglücksfall für die öffentliche 
SIcherheit oder Ordnung drohenden Gefah­
ren abzuwehren oder eingetretene Störun­
gen zu beseitigen. 

Dies gilt insbesondere für die Ausübung poli­
zeilicher Befugnisse. 

Notfallhilfe ist die Hilfe, die erforderlich ist, 
um Schäden aus einem dringenden Notfall 
abzuwehren oder zu beseitigen, soweit 
diese nicht, nicht rechtzeitig oder nicht in aus­
reichendem Maße von der dafür zuständigen 
Stelle geleistet wird. 

Ein dringender Notfall im Sinne dieser 
Bestimmung ist ein Ereignis, das Leben oder 
Gesundheit weniger Menschen oder eines 
einzelnen oder Sachgüter von hohem Wert 
erheblich gefährdet. Notfallhilfe sind insbe­
sondere 

- Erste Hilfe und ärztliche Erstversorgung 
bei Verletzten und Kranken, 

- Transport von Schwerverletzten und Kran­
ken mit Kraftfahrzeugen und Hubschrau­
bern, 

- Einsatz beim Suchdienst oder Rettungs-
dienst. 

Als ausgesprochen hinderlich bei der Koope­
ration von Sicherheitseinrichtungen bei der 
Notfallvorsorge erweist sich neben dem 
nicht abgestimmten Vorschriftenwesen die 
uneinheitliche taktische Terminologie. So 
konnte sich bisher auch nicht die Ständige 
Konferenz der Innenminister der Länder zu 
gemeinsamen Definitionen durchringen; die 
Polizei selbst subsumiert die Katastrophen­
abwehr unter dem Begriff "Größere Scha­
densereignisse "11). 

Bei diesem polizeilichen Einsatz aus beson­
derem Anlaß haben die Polizei des Bundes 
und der Länder insbesondere folgende Auf­
gaben: 
- Einleitung der unaufschiebbaren Maßnah­

men zum Schutz von Leben, Gesundheit 
und Sachen 

- Warnung der Bevölkerung 
- Räumung und Absperrung von Gefahren-

steIlen einschließlich Einleitung der ver­
kehrspolizeilichen Maßnahmen 

- Freimachen und Freihalten der Notwege 
für Einsatz- und Rettungsfahrzeuge 

- Unterstützung des Einsatzes der zuständi­
gen Behörden und Fachdienste 

- Mithilfe bei allen Rettungsmaßnahmen 
Ermittlungen zur Erforschung des Verlaufs 
und der Ursachen des Schadensereignis­
ses einschließlich der Aufklärung aller kau­
salen Straftaten. 

3.3 Die polizeiliche Katastrophenhilfe 

Die Gliederung eines Teils der Einsatzkräfte 
in Verbänden und Einheiten sowie deren 
geschlossene Unterbringung befähigen den 
Bundesgrenzschutz im Einsatzfall zu schnel­
lem Handeln. Eingeübte Alarmmaßnahmen 
sowie das Vorhalten von Bereitschaftskräf­
ten im Bedarfsfall ermöglichen den Einsatz 
aller verfügbaren Einsatzkräfte sowie der 
benötigten Einsatz- und Führungsmittel 
innerhalb kurzer Zeit. Bei der polizeilichen 
Katastrophenhilfe unterstützt der BGS die 
Polizeiorganisationen der Bundesländer bei 
ihren hoheitlichen Maßnahmen zur Gefah­
renabwehr und Störungsbeseitigung, die 
sich aus Katastrophen und besonders 
schweren Unglücksfällen ergeben. Die poli­
zeiliche Katastrophenhilfe umfaßt in aller 
Regel auch die technische Katastrophenhilfe. 
Die Polizeivollzugsbeamten haben die poli-

zeilichen Befugnisse der Polizeibehörden 
des unterstützten Landes. 

Die große taktische Verwendungsbreite, das 
in Ausbildung und Einsatz eingeübte Zusam­
menwirken der Einsatzkräfte, das umfangrei­
che und sichere Kommunikationssystem 
sowie die Autarkie in der Versorgung ermög­
licht einen wirksamen Einsatz des BGS 
besonders in folgenden Bereichen: 

- umfassende Aufklärung 
(auch luftbeweglich) ; 

- Aufbau und Betreiben von Führungsstä­
ben; 

- Unterstützung beim Absperren, Räumen 
und Freihalten von Gefahrenstellen; 

- Freihalten von Anmarsch- und Notwegen 
für Einsatz- und Rettungsfahrzeuge ein­
schließlich der erforderlichen verkehrspoli­
zeilichen Maßnahmen; 

- Bergung von gefährdetem Eigentum und 
Verhinderung von Plünderungen; 

- Durchführung der Nachaufsicht. 

4. Die technische 
Katastrophenhilfe 

4.1 Allgemeines 

Die technische Katastrophenhilfe wird im 
wesentlichen durch den Technischen Ein­
satzdienst im Bundesgrenzschutz als Haupt­
träger dieser Aufgabe geleistet. Der Techni­
sche Einsatzdienst umfaßt die Technischen 
Hundertschaften, die Technischen Einsatz­
züge und die Technischen Spezialeinsatz­
trupps der GSG 9. Daneben kann technische 
Katastrophenhilfe aber auch von anderen 
speziellen Verwendungsbereichen des BGS 
geleistet werden. Hierzu zählen insbeson­
dere der Fernmelde-, Kraftfahr-, Luftfahrt-, 
Seefahrt- und Sanitätsbereich. 

Bild 1: Unterstützung von Rettungs­
und Bergungsmaßnahmen mit 
Einsatzmitteln zur Materialtren­
nung gehört zum Ausbildungs­
programm des Technischen Ein­
satzdienstes. 
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Bild 2: Wasserwerler des Bundesgrenzschutzes werden auch erlolgreich zur 
Waldbrandbekämpfung eingesetzt. 

4.2 Technischer Einsatzdienst 

Die besonders ausgebildeten Spezialkräfte 
des Technischen Einsatzdienstes des BGS 
können umfangreiche personelle, materielle 
und technische Unterstützung leisten. Ihre 
technischen Einsatzmittel werden entweder 

- gem. Ausstattungsnachweisung im Be-
stand geführt 

- zum kurzfristigen Verbrauch beschafft 
- für den jeweiligen Einsatz angemietet. 

Das weite Spektrum der Einsatz- und Unter­
stützungsmöglichkeiten des Technischen 
Dienstes im BGS verdeutlicht folgende bei­
spielhafte Aufstellung : 

- Räumen von Hindernissen bzw. Anlegen 
von Hindernisumgehungen mittels Groß­
gerät 

- Räumen von Gefahrenstellen sowie Ein­
dringen in Gebäude (jeweils mit mechani­
schen Mitteln oder durch Sprengung) 

- Unterwassersuche und -bergung durch 
Tauchereinsatz in Binnengewässern, Kü­
stengewässern und auf hoher See 

- Ausleuchten von Einsatzräumen 
- Übersetzen von Einsatzkräften und Ein-

satzmitteln mit Einzelbooten 
- Errichtung von Behelfsbrücken 
- Freimachen von Verkehrswegen 
- Einsatz von Atem-, Hitze-, Brandschutz-

trupps zur Rettung und Bergung 
- Befehlsmäßige Dekontamination 
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Bild 3: Technische Fachkraft des 
Bundesgrenzschutzes bei 
Unterwasserarbeiten 

- Unterstützung von Rettungs- und Ber­
gungsmaßnahmen 
Notversorgung mit Elektroenergie, Licht 
und Wasser 

- Unterstützung der ABC-Abwerhmaßnah­
men (ein Einsatz des BGS zur Abwehr bio­
logischer Gefahrenlagen ist nicht vorgese­
hen) 

- Unterstützung von Feuerwehren und son-
stigen Fachdiensten 

- Errichtung von Notunterkünften. 

4.3 Fernmeldedienst 

Der Einsatz bei Katastrophen erfordert eine 
Vielzahl von Fernmeldeverbindungen, die in 
den meisten Fällen zunächst mit eigenen 
Fernmeldemitteln herzustellen sind. Soweit 
erforderlich, sind zusätzliche FM-Mittel in das 
Katastrophengebiet zu transportieren . 
Dem Fernmeldedienst des BGS obliegt 
generell die Aufgabe, Fernmeldemittel zu 
betreiben und leistungsfähige FernmeIdever­
bindungen herzustellen, um die schnelle und 
sichere 

- Informationsgewinnung 
- Informationsverarbeitung 
- Informationslenkung 

zu unterstützen und die zweckentspre­
chende Führung von Einsatzkräften zu 
ermöglichen. 
Sicherheitskräfte sind in besonderem Maße 
auf die schnelle Übermittlung von Meldun­
gen und Befehlen angewiesen . Der Bundes­
grenzschutz ist daher mit modernsten Fern­
meldemitteln ausgestattet, die es ihm 
ermöglichen, von den öffentlichen Fernmel­
denetzen unabhängige 

- Fernschreibverbindungen 
- Fernsprechverbindungen 
- Funkverbindungen 

Sprechfunk 
Fernschreibfunk 
Richtfunk 
Bildtelegrafieverbindungen und 
Datenübertragungsverbindungen sowie 
Fernkopierverbindungen 

einzurichten und zu betreiben. 

Die Spezialkräfte des Fernmeldedienstes im 
BGS können 

- vorhandene FM-Anlagen betreiben, 
- mit eigener FM-Ausstattung FM-Netze 

herstellen und betreiben, 
- das Stabsnetz der Katastrophenabwehrlei-

tung einrichten und betreiben . 

Neu zu schaffende vorrangige FernmeIdever­
bindungen sind zunächst als Funkverbindun­
gen herzustellen und - soweit möglich und 
zwechmäßig - unverzüglich durch Drahtver­
bindungen zu ersetzen. Für alle am Einsatz 
beteiligten Kräfte sind, nach den Erfordernis­
sen des Einsatzes, Funkverkehrskreise zu bil­
den; besondere Fernmeldevebindungen für 
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Bild 4: Technische Fachkräfte des BGS 
werden systematisch in der 
Durchführung von Maßnahmen 
zur Abwehr von ABC-Gefahren 
ausgebildet und trainiert. 

Bild 5: Einsatzmittel einer Technischen 
Hundertschaft des BGS beim 
Einsatz im Rahmen einer Alarm­
übung 

FÜhrungsorgane sind vorzusehen. Es ist 
anzustreben, im Katastrophenraum aus noch 
betriebsfähigen Leitungen oder Leltungs~b­
schnitten zusammenhängende DrahtverbIn­
dungen herzustellen, die das Katastro~h~n­
gebiet erfassen und erschließen. Hlebel Sind 
Ubergangsmöglichkeiten für die Verbindung 
zum HVB einerseits und zu den im Katastro­
phengebiet u.a. eingesetzten 

- Fachdiensten des Katastrophenschutzes, 
- Verkehrslenkungskräften der Polizei, 
- sonstigen Einsatzkräften der Polizei, 
- Hilfskräten anderer Behörden und privaten 

Unternehmen 

andererseits zu schaffen. Die Verwendung 
Von Lautsprechgerät ist bei allen Katastro­
Pheneinsätzen zum Warnen und Informieren 
der Bevölkerung unerläßlich. 

4.4 Fluggerät im BGS 

Unter allen Polizeien des Bundes und der 
Länder besitzt der BGS die umfangreichste 
Ausstattung mit Fluggerät. Der . Poli­
zeihubschrauber hat sich zwischenzeitlich als 
unentbehrliches Führungs- und Einsatzmittel 
bei Gefahrenlagen aller Art bewäh rt. 12)" Hub­
schrauber des BGS können zur Erfullung 
nachfolgender Aufgaben im Rahmen der 
Katastrophenhilfe eingesetzt werden: 

- Führung von Einsatzkräften aus der Luft 
- Aufklärung und Dokumentation von 

SChadenslagen und -ursachen 
- Verkehrslenkungsmaßnahmen aus der 

Luft 
- Warnung der Bevölkerung 

- Suche von Verletzten und vermißten Per- 5. Schlußbemerkungen 
sonen 

- Bergung und Rettung verletzter Personen 
- Verletztentransportflüge (primär/sekun-

där) 
- Transport von Hilfskräften 
- Transport von Gerät und Hilfsgütern als 

Innen- und Außen last 
- Kurier- und Verbindungsflüge 
- Feuerbekämpfung aus der Luft 
- Strahlenspüren aus der Luft 
- Überwachung der Hilfsmaßnahmen 

Für einen Einsatz im Rahmen der techni­
schen Katastrophenhilfe verfügen Poli­
zeihubschrauber über folgende Zusatzaus­
stattung: 

- Luftrettungswinde 
- Krankentragen 
- LuftbildegerätITV-Anlage 
- Lastentransportgeschirr 
- Lautsprecher 
- Strickleiter 
- Fangnetz 
- Löschwasserbehälter 
- Strahlenmeßgerät. 

Materiell verfügt die Grenzschutz-Flieger­
gruppe derzeit über 78 Hubschrauber des 
BGS sowie weitere 32 Hubschrauber des 
Katastrophenschutzes, insgesamt also über 
110 Hubschrauber. Sie setzt 6 verschiedene 
Muster zur Bewältigung ihres breitgefächer­
ten polizeilichen Einsatzsspektrun:s und zum 
Betrieb von 20 Luftrettungsstationen des 
Katastrophenschutes ein. 

Darüber hinaus sichern die integrierten Tech­
nischen- und Versorgungsdienste mit über 
100 Kraftfahrzeugen unterschiedlichster Bau­
art darunter Tanklastzüge mit modernster 
Te~hnik bis zu 40 t Gesamtgewicht (TOPAS). 
die Versorgung mit Ersatzteilen und Flug­
kraftstoff auch außerhalb der Staffelstand­
orte im mobilen Einsatz. 

Sowohl des Kooperationsprinzip als auch das 
Prinzip der Bundestreue verpflichten Bund 
und Länder gegenseitig, sich in allen Fällen 
der Notfallvorsorge zu unterstützen. Sie wer­
den Unterstützung überhaupt nur in den Fäl­
len verweigern oder aufschieben können, in 
denen Einsatzkräfte und Einrichtungen für 
eigene Zwecke dringender benötigt werden. 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz haben 
zwar in der Notfallvorsorge nur eine sekun­
däre, dienende Rolle, sind aber im Gesamt­
konzept der Vorsorge maßnahme ein unver­
zichtbarer Faktor. 
In einer Erklärung der niedersächsischen 
Landesregierung zur Waldbrandkatastrophe 
in der ersten Augusthälfte 1975 führte der 
damalige niedersächsische Minister des 
Innern Rötger Groß am 4. September 1975 
vor dem niedersächsischen Landtag aus: 
"Es liegt deshalb auf der Hand, daß demge­
genüber Bundeswehr und Bundesgrenz­
schutz als kasernierte Organisation in derarti­
gen Lagen zunächst höhere Präsenz zu 
haben. Der Hilfe der Bundeswehr und des 
Bundesgrenzschutzes kommt deshalb -
selbst bei einem personell und materiell opti­
mal ausgestatteten Katastrophenschutz -
große Bedeutung zu. Obwohl Bundeswehr 
und Bundesgrenzschutz im Hinblick auf 
einen möglichen, von außen beeinflußten 
Spannungsfall nicht immer wie selbstver­
ständlich zur Verfügung stehen können, sind 
sie - ungeachtet allen Strebens nach Eigen­
ständigkeit des Zivil- und Katastrophenschut­
zes - auf zunächst nicht absehbare Zeit bei 
Katastrophen dieser Ausmaße überhaupt 
nicht zu entbehren." 

Damit ist auch der Stellenwert des Bundes­
grenzschutzes hinreichend definiert. Er steht 
nach der Neuorganisation mit seinen 
geschlossenen Einheiten und Verbänden, 
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Bild 6: Der leichte Beobachtungshubschrauber Alovette SA 318 C eignet sich sowohl 
als wendiges Aufklärungs- und Beobachtungsmittel als auch zum Führen aus 
der Luft. 
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Bild 7: Einsatz eines mittleren Trans­
porthubschraubers der Grenz­
schutzfliegerstaffel Ost bei der 
Waldbrandbekämpfung im Land 
Brandenburg 

die rund die Hälfte der Gesamtstärke aus­
machen, sowie mit seinem umfangreichen 
Spektrum an Führungs- und Einsatzmitteln 
für die aufgezeigten Möglichkeiten immer 
dann zur Verfügung, wenn seine Verwen­
dung für die Wahrnehmung seiner originären 
Aufgaben nicht vordringlicher ist. Im Beitritts­
gebiet ist er bereits jetzt ein unverzichtbarer 
Sicherheitspartner. 
Vielleicht gelingt es in einer alsbaldigen Fort­
schreibung des Programms für die innere 
Sicherheit, die integrale Rolle einer Sonder­
polizei des Bundes im System der inneren 
Sicherheit einvernehmlich zu definieren. Es 
sollten dann auch die neuen Bundesländer 
gehört werden. Die drängenden und den 
Bürgern zunehmend stärker berührende Pro­
bleme der öffentlichen Sicherheit und Not­
fallvorsorge - in Einzelfällen bereits mit bin­
neneuropäischem Charakter - dulden keine 
Insellösungen. 
Der vormalige Bundesinnenminister Schäub­
le stellte anläßlich des 40. Jahrestages der 
Gründung des Bundesgrenzschutzes zu die­
sem Thema fest : "Im Bereich der inneren 
Sicherheit kommen, wie wir alle wissen, viel­
fältige und schwere Aufgaben auf die Poli­
zeien in Bund und Ländern zu. Der Bundes­
grenzschutz ist mit seinem Einsatzpotential 
und seinem hohen Ausbildungsstand auch 
künftig ein unverzichtbarer Teil des Sicher-
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Bild 8: Die koordinierte Aufgabenwahrnehmung von Patrouillenbooten des 
Bundesgrenzschutzes See und von Aufklärungshubschraubern der 
Grenzschutzfliegerstaffel Nord, insbesondere im Bereich der Bekämpfung von 
Umweltgefahren, gewinnt zunehmend an Bedeutung. 

heitssystems in unserem Staate. Er trägt 
maßgeblich zur Gewährleistung von Frieden 
und Freiheit in der Bundesrepublik Deutsch­
land bei." Videant consules ... 

Ergänzungen der Redaktion 
Anhang 1: 
Der BGS hat zur Zeit bei einem Stellensoll 
von ca. 30000 Polizeivollzugsbeamten ein 

Bild 9: Polizeivol/zugsbeamte des BGS 
beim Einsatz zum Absperren 
einer Gefahrenstel/e im Rahmen 
einer integrierten Vol/übung mit 
Rettungs- und Fachdiensten 

Personenfehl von ca. 4500 Poli­
zeivollzugsbeamten. Die Bundesregierung 
unternimmt zur Zeit verstärkt Anstrengun­
gen, durch Intensivierung der Nachwuchs­
werbung - insbesondere auch in den neuen 
Ländern - und durch Ausschöpfung aller Ein­
stellungsmöglichkeiten das Personalfehl 
unter Berücksichtigung personalwirtschaftli­
cher Belange abzubauen. 
Für den Einsatz an den östlichen EG-Außen­
grenzen zur Republik Polen und zur Tschechi­
schen Republik sind unter dem Aspekt des 
Schengener Kontrollstandards und der 
Aspekte der Veränderung des Asylverfah­
rensrechts die Einstellung zusätzlicher 
"grenzpolizeilicher Unterstützungskräfte " 
vorgesehen. Bezüglich der Einzelheiten ver­
weise ich auf die beigefügte Verlautbarung 
des BM!. (B. Walter gem. Mitteilung v. 
12.3.1993) 

Anhang 2 : 

"Der Zustrom illegaler Zuwanderer läßt nicht 
nach. Im Januar dieses Jahres hat die Grenz­
schutzdirektion bereits insgesamt 6413 ille­
gal eingereiste Ausländer ermittelt. Gegen­
über Dezember 1992 bedeutet dies eine 
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Steigerung von über 24 %; die Zunahme im 
Vergleich zu Januar 1992 beträgt sogar 140 
Prozent. Im gesamten Jahr 1992 wurde 
diese Monatszahllediglich im Juli (6791), im 
August (8102) und im September (7082) 
überschritten. 

Im Februar 1993 betrug die Gesamtzahl der 
ermittelten illegal eingereisten Ausländer 
8413. Das entspricht einer Steigerung gegen­
über Februar 1992 (3352) um 151 Prozent und 
stellte die bisher höchste Zahl an Aufgriffen 
seit Beginn der Liberalisierung in den Län­
dern Osteuropas dar. 

Die Ursache für diese Entwicklung sieht das 
Bundesministerium des Innern vor allem in 
der zunehmend besseren technischen Aus­
rüstung und Organisation internationaler 
Schlepper- und Schleuserbanden. Allein im 
Januar 1993 stieg die Zahl der aufgeklärten 
SChleusungen um 4 % und die Zahl der dabei 
aufgegriffenen Schleuser um 40 % gegen­
über dem Vormonat. Es ist daher unabding­
bar, neben Maßnahmen im taktisch-operati­
ven Bereich und der technischen Aus­
stattung auch das Personal für die 
Grenzüberwachung erheblich zu verstärken. 

Die Anforderungen an den BGS sind deshalb 
Vor allem durch immer dringlicher werdende 
Verbesserungen der grenzpolizeilichen Maß­
nahmen an den Grenzen zur Republik Polen 
Und zur Tschechischen Republik als soge­
nannte Schengener Außengrenze gekenn­
zeichnet. 

Der BGS unternimmt bereits große Anstren­
gungen, um die drastisch steigenden Grenz­
siCherungsaufgaben an den Außengrenzen 
Zu erfüllen. Unterstützungseinsätze seiner 
Verbände sind hier bis auf weiteres unver­
ziehtbar; darüber hinaus wird Personal durch 
Versetzung und Abordnung umgeschichtet. 
Gleichwohl kann der Personalmehrbedarf an 
den Grenzen zur Republik Polen und zur 
Tschechischen Republik nicht auf Dauer 
durch den Einsatz der BGS-Verbände (lau­
fend drei Grenzschutzabteilungen im roulie­
renden Verfahren - etwa 900 Kräfte) und Per­
Sonalumschichtungen abgedeckt werden. 
Es müssen deshalb auch unkonventionelle 
Maßnahmen ergriffen werden. 

Zur kurzfristigen Deckung des bestehenden 
Personalbedarfs ist daher beabsichtigt, vor­
Übergehend auch rund 1700 Angestellte mit 
auf drei Jahre befristeten Arbeitsverträgen 
als "grenzpolizeiliche Unterstützungskräfte" 
In den BGS einzustellen . 

- 700 dieser Unterstützungskräfte sollen zu­
sammen mit vollausgebildeten Poli­
zeivollzugsbeamten zur Uberwachung der 
"grünen" Grenze eingesetzt werden. Die 
Kräfte unterstützen die Poli­
zeivollzugsbeamten bei der Überwa­
Chungs- und Streifentätigkeit sowie bei 
der Durchführung von Einsatzmaßnah­
men und den daraus resultierenden Folge­
tätigkeiten. 

Die entsprechenden Organisationseinheiten 
bestehen aus jeweils drei Poli­
zeivollzugsbeamten und einer Unterstüt­
ZUngskraft. 

- 800 Unterstützungskräfte sollen zur Unter­
stützung von Polizeivollzugsbeamten bei 
der Kontrolle des grenzüberschreitenden 

Reiseverkehrs an den zugelassenen 
Grenzübergängen eingesetzt werden. 

- 200 Unterstützungskräfte sind für die 
reine Innenverwaltung vorgesehen. 

Etwaige polizeiliche Maßnahmen werden 
ausnahmslos von Polizeivollzugsbeamten 
angeordnet. Die angestellten Kräfte leisten 
Unterstützung bei der Durchführung der 
Maßnahmen auf Weisung unter Aufsicht von 
Polizeivollzugsbeamten. Dazu gehören z.B. 
Fahrdienste, Aufnahme von Personendaten, 
Vermittlung und Führung von Telefondaten. 
Die Unterstützungskräfte werden BGS-Uni­
form tragen. Sie werden jedoch nicht zum 
Führen einer Schußwaffe ermächtigt. 

Die Unterstützungskräfte erhalten zunächst 
eine sechswöchige Ausbildung, in der sie 
über Aufgaben, Einsatz und Befugnisse 
unterrichtet werden. Die weitere praktische 
Unterweisung erfolgt durch Poli­
zeivollzugsbeamte während des Einsatzdien­
stes. 

Auf die bisherigen Werbemaßnahmen irp 
grenznahen Bereich sind bis März rd. 6000 
Anfragen bzw. Bewerbungen eingegangen. 
"Mit den beabsichtigten Maßnahmen wird 
Deutschland nicht zu einer Festung in Europa 
ausgebaut. Deutschland ist und bleibt ein 
offenes Land. Die Verstärkung der Grenzkon­
trollen richtet sich vor allem gegen den 
Zustrom illegaler Zuwanderer und ihre 
Schleuser. " 
(Quelle: Mitteilungen des Bundesministe­
riums des Innern vom 1. und 8. März 1993) 

') Beyer, Bevölkerungsschutz - Notfallvorsorge -Zivile 
Verteidigung, Zivilverteidigung IV/87, 17 

2) Beyer, ebenda 

3) Modernes Gefahrenmanagement erfordert 
moderne Mittel (Zusammenfassung eines For­
schungsberichtes der Schutzkommission beim 
Bundesinnenminister), Bevölkerungsschutz-Maga­
zin 11-12190, S.46 

4) Schöttler, Großschadensereignisse und Katastro­
phen auf dem Staatsgebiet der Bundesrepubilk 
Deutschland, Bevölkerungsschutz-Magazm 3190 

5) Programm für die innere Sicherheit in der Bundesre­
publik Deutschland, Mitteilungsblatt fur den Bun­
desgrenzschutz 1974, 157 

6) BGBI, S. 178 

7) Brinkmann, Die Regelungen des Grundgesetzes für 
den Verteidigungsfall, Bundeswehrverwaltung 
1983, 99; zu den vergleichbaren Verhältnissen in 
den demokratischen Nachbarländern der Bundesre­
publik, Bevölkerungsschutz-Magazin 7190, 16 

8) Qualität statt Konkurrenz, Bevölkerungsschutz­
Magazin 11/89, 16 

9) Heintzen, Subsidiaritätsprinzip und Europäische 
Gemeinschaft 
Juristenzeitung 1991, 322 

/0) GMB11974, 171 ff. 

11) so die Führungsvorschrift PDV 100 unter Nr. 3.12 

12) zu den Einzelheiten vgl. 
Walter, Die Bedeutung des Polizeihubschraubers 
als Führungs- und Einsatzmittel im Katastrophen­
schutz, Notfallvorsorge und Zivile Verteidigung, 
3190, S. 42 ff. 
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Prof. Arthur Scharmann 

GIESSEN. (ph). Mit einem Festkolloquium 
ehrten am 29. Januar 1993 Kollegen und 
Mitarbeiter Professor Dr. Arthur Scharmann, 
der am Dienstag, dem 26. Januar 1993 65 
Jahre alt wurde. Der Physiker, der 1969 Direk­
tor des I. Physikalischen Instituts der Justus­
Liebig-Universität geworden war, dessen 
Arbeit mit zahlreichen Auszeichnungen 
honoriert wurde, hat sich schwerpunktmäßig 
mit der Festkörperphysik, der Atomphysik 
und der Angewandten Kernphysik be­
schäftigt. 
Uni-Präsident Bauer und Oberbürgermeister 
Mutz würdigten die Verdienste und das 
Engagement von Professor Scharmann 
ebenso wie Prof. Kind von der Physikalisch­
Technischen Bundesanstalt Braunschweig, 
Prof. Born von der Uni Duisburg und Prof. Löb 
von der JLU in ihren Reden. 
So würdigten der "Gießener Anzeiger" und 
mit vergleichbaren Meldungen die anderen 
Gießener Tageszeitungen den Jubilar. 
In einer Zeit, in der Hochschulen und For­
schungsinstitute kaum noch das Augenmerk 
der Tagespresse finden und einzelne Hoch­
schullehrer in der Kommunalpolitik unbeach­
tet bleiben, muß eine Persönlichkeit diesen 
Widerhall bewirkt haben. Denn auch der 
große Hörsaal der Physikalischen Institute 
war fast bis auf den letzten Platz gefüllt. Rund 
450 Gratulanten aus allen Himmelsrichtun­
gen gaben "dem Kurt" die Ehre. Nicht anbie­
demd, sondern das Du freundschaftlich gou­
tierend, das Prof. Scharmann mit (fast) allen 
verband. Selbst die Unruhestifter aus der 
68ger-Generation, wie sie sich selber nann­
ten, eilten zu ihrem Lehrer, Prüfer und Dok­
torvater. Sie sind alle was geworden: Selbst 
der Oberbürgermeister von Gießen, Dr. 
Mutz, entpuppte sich als Physiker und Schü­
ler Scharmanns. 
Aus den vielen Laudationes auf Prof. Schar­
mann klangen einige besonders prägende 
Eigenschaften und Eigenarten heraus: 
Beharrlichkeit, Flexibilität, Geduld, Zielstre­
bigkeit, ein Kämpfer und Streiter. Diese Attri­
bute - scheinbar widersprüchlich - lösten 
sich in Beispielen auf: ein begnadeter Lehrer 
mit Verständnis und Geduld für gestreßte 
Prüflinge, ein Kämpfer für die Physik und 
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DAS WIRKEN 
VON 

PROF. SCHARMANN 
BEIM 

FESTKOLLC».~UIUM 
GEWURDIGT 

"seine" Universität, ein Streiter für Ideen, 
auch gegen den Zeitgeist ; kein Opportunist, 
sondern ein Überzeugungstäter auch in der 
Gesellschaft, ein der Völkerverständigung 
dienender Gelehrter. So war denn auch das 
Grußwort der Universität St. Petersburg in 
Rußland ein Symbol für den polyglotten Wel­
tenbummler. Die Vita des Jubilars, vor allem 
die vier Ehrendoktortitel, weisen die Aussa­
gen als Fakten und nicht als Elemente gratu­
lationsbestimmter Höflichkeit aus. 

Arthur Scharmann 

26.1.1928 
ab 1946 

1951 

1955 

1959 

1965 

1966 

1969 

1969n1 

1983 

1987 

1988 

1990 

1987 

1981 

1988 

1989 

geb. in Darmstadt 
Studium in Marburg, danach 
in Gießen 

Diplomprüfung 

Promotion (Promotor: 
Prof. Dr. W. Hanle) 

Habilitation 

apl. Professor 

Professor und Abteilungs­
vorsteher 

o. Professor und Direktor 
des I. Physikalischen 
Instituts Gießen 

Rufe nach Kiel und 
Munchen abgelehnt 

Dr. h. c. Toulouse 

Dr. h. c. Nice 

D. Sc. University of New 
South Wales, Sydney 

Dr. rer. nat. h. c. Duisburg 

Vorsitzender der Schutz­
kommission beim Bundes­
minister des Innern 

Bundesverdienstkreuz 

Bundesverdienstkreuz 
I. Klasse 

Röntgenplakette der Stadt 
Remscheid 

Die weiteren Übersichten lassen den 
Berichterstatter den Überblick verlieren, 
wann man was so leisten und erledigen 
kann : 

Arbeitsgebiete Prof. Scharmanns 
Festkörperphysik: Lumineszenz anorgani-

scher Leuchtstoffe 
Transportphänomene 
Elektronenspinresonanz 
Kristallzucht 
Exoelektronenemission 
aus Oberflächen 
Zerstäubung von Fest­
körperoberflächen 

Atomphysik : Level-crossing 

Angewandte 
Kernphysik: 

Nichtlineare Zeeman-
Spektroskopie 
Ionenstoßprozesse 

Festkörper-Dosimetrie 

Schüler Prof. Scharmanns 
ca . 180 Diplomanden und Staatsexamens­
kandidaten 
ca. 120 Doktoranden 
Wissenschaftliche Arbeiten 
Prof. Scharmanns 
ca. 630 Publikationen 
davon Verfasser, Herausgeber oder Mither­
ausgeber von 15 Monographien und 
Tagungsbänden 
Prof. Dr. A. Scharmann 
und seine Ehrenämter 
Vizepräsident der JLU : 1975-77 
Dekan des FB 13 : 1971/72,1977/78,1981/82, 
1985/86, 1992/93 
Mitglied des Konvents der JLU : seit 1971 
Mitglied des StA III der JLU : 1973-75, 
1977-90 
Mitglied des FBR 13: seit 1971 
Vertrauensmann der DFG für die JLU : seit 
1976 
stellv. Vorsitzender des Prüfungsamtes für 
das Lehramt an Gymnasien 

Mitherausgeber der Zeitschriften" Kerntech­
nik" und " Radiation Protection Dosimetry" 
Vorsitzender der Schutzkommission des 
Bundesinnenministeriums : seit 1987 
Vorstandsmitglied der DPG : 1965-67 
Vizepräsident der DPG : 1967-69 ~ 
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V. Ii. Oberbürgermeister Mutz, Gießen; Prof. Born, Präsident der Universität Duisburg; 
Prof. Scharmann; Prof. Kind, Präsident der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
Braunschweig, JLU-Präsident Bauer; Prof. Löb, JLU 

Mitglied des Vorstandsrates der DPG : 
1982-85 

Vorsitzender des Regionalverbandes Hes­
sen-Mittelrhein-Saar der DPG: 1971/72 
Vorstandsmitglied des FA Didaktik der DPG: 
1974-83 

Vorsitzender der Gesellschaft Deutsches 
Röntgenmuseum : 1981-90 
Ehrenvorsitzender der Gesellschaft Deut­
sches Röntgenmuseum: seit 1990 
Kurator der Physikalisch-Technischen Bun­
desanstalt : seit 1990 
Sprecher des Buchbeirates der DPG : seit 
1992 

Berufungen in Gremien : 

Council der Europäischen Physikalischen 
Gesellschaft: 1978-83 
Mitglied der Europäischen Gesellschaft für 
Radiodosimetrie: seit 1986 
Nato Science Committee: 1978-83 

Strahlenschutzkommission: seit 1990 
wiss. Beirat des Bundesamtes für Strahlen­
schutz 
Sicherheitsbeirat des Kernkraftwerkes Biblis : 
seit 1974 
Aufsichtsrat der Firma A. Pfeiffer in Aßlar 
wiss. Beirat der Heraeus-Stiftung: seit 1988 
Buchbeirat der Deutschen Physikalischen 
Gesellschaft: seit 1983 
weitere Mitgliedschaften in wissenschaftli­
chen Gesellschaften 

Die Gratulationskur bekam dem Jubilar sicht­
lich gut. Er, der als Flakhelfer die Trümmer 
des Zweiten Weltkriegs mit wegräumte, 
konnte ab 1948 zunächst sein Studium nur in 
Marburg beginnen. Physik gab es an der Uni­
versität Gießen damals als Lehrfach noch 
nicht. Doch in der Tradition Conrad Röntgens 
ist Scharmann nun der elfte Lehrstuhlinhaber 
und der zweite im I. Physikalischen Institut. 
Lehrstuhl Physikalisches Institut Gießen 
1838-1878 H. Buff 

1879-1888 w.c. Röntgen (Nobelpreis 1901) 

1899-1900 W. Wien (Nobelpreis 1911) 

1930-1932 W. Bothe (Nobelpreis 1954) 

1941-1969 W. Hanle (I. Physikalisches Insti­
tut seit 1963) 

seit 1969 A. Scharmann 
Wer nun glaubte, erwartete, damit rechnete, 
daß Arthur Scharmann mit Vollendung des 
65. Lebensjahres in die Emeritierung gehen 
würde, der sah sich getäuscht: Er ist bis zum 
68sten weiterverlängert. Auch die Schutz­
kommission und die Strahlenschutzkommis­
sion werden somit künftig von der Tatkraft 
Prof. Scharmanns profitieren. 
Ich hatte in Heft 1/1993 dieser Zeitschrift ver­
sprochen, das Geheimnis zu lüften, wann 
Prof. Scharmann Zeit für Initiativen im Bevöl­
kerungsschutz hat. Nach dem Colloquium 
und den vorstehenden Aktivitäten weiß dies 
der Berichterstatter und Mitgratulant weni­
ger denn je zuvor. Daß A. Scharmann dabei 
aber das Leben genießt, meist heiter und 
zeitweilig ein wenig leutselig ist und wirkt, 
läßt hoffen , daß der Wissenschaftler den 
Ungereimtheiten der Politik(er) trotzt. 
Alle, die mit ihm im BevölkerungsschutzlZivil­
schutz zusammenarbeiten, wünschen ihm 
jedenfalls weiterhin Beharrlichkeit, Streitbe­
reitschaft und Kämpfertum für diese Auf­
gabe. (Horst Schött/er) 

Zukünftige Schwerpunkte der Zivil~c.hut~forschu.~g 
(Vortrag anläßlich der 41. Jahrestagung der SchutzkommissIon beim Bundesminister des Innern In 

Würzburg vom 28.-30. Mai 1992) . 
LUdwig E. Feinendegen, Jü/ich 

In der Diskussion über die Situation der Zivil­
sChutzforschung in Deutschland ist es heute 
angebracht zu fragen, wo stehen wir, was 
Wollen wir? 

Zivilschutz ist in unserem Land kontrovers 
geworden und wird zudem in fast allen indu­
strialisierten Ländern des Westens von vie­
len in Frage gestellt. Was dereinst eine natür­
liChe Reaktion auf eine existentielle 
Bedrohung war, ist nunmehr in einigen Krei­
Sen, vor allem der westlichen Gesellschaf­
ten, besonders unter Intellektuellen, eine 
unangenehme Angelegenheit, und der 
Widerstand gegen Zivilschutz nimmt eher zu 
als ab. 

Dies erscheint nicht als Folge eines moder-

nen Stimmungswandels in der Bevölkerung, 
sondern eher als Ergebnis einer Reihe histori­
scher Ereignisse, sozialer Haltungen und 
Änderungen von Werturteilen bei vielen. 
Auch Angst, so paradox dies auf den ersten 
Blick erscheint. spielt hier eine Rolle. 
Als Mitglied der Schutzkommission möchte 
ich über einige Erfahrungen berichten, einige 
Ansichten darlegen und den Versuch wagen, 
auch einige Vorschläge zu machen, die die 
verschiedenen modernen Kriegsformen 
oder, wie einige sie auch nennen, auf Erobe­
rung abzielende kriegsähnliche Handlungen 
in Betracht ziehen. Dabei will ich nicht bei 
technischen Besonderheiten verweilen, son­
dern versuchen, mich mit Konzeptionen aus­
einanderzusetzen. 

1. Widerstand gegen den Zivilschutz 
Zivilschutz als Ausdruck der Bereitschaft zur 
Selbsterhaltung im Kriegsfall leidet in den 
westlichen Ländern, mit den rühmlichen 
Ausnahmen der Schweiz und Schwedens, 
an mangelnden Geldmitteln. Diese Abnei­
gung signalisiert politisches Zögern und Aus­
druck von Angst vor verschiedenen Konse­
quenzen, insbesondere vor Verlust populärer 
Unterstützung bei öffentlichen Wahlen. In 
der Tat hat sich in einem großen Teil der 
Bevölkerung im Laufe der Zeit die Meinung 
herausgebildet. der Zivilschutz sei nutzlos 
oder gegenüber seinem möglichen Nutzen 
unverhältnismäßig teuer und würde sogar zu 
einer Vergrößerung der Kriegswahrschein­
lichkeit führen. ~ 
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Diese Gründe werden in Anhörungen, Tagun­
gen und Sitzungen, die sich mit Katastro­
phen- und Zivilschutz befassen, von seiten 
der Öffentlichkeit immer wieder angeführt. 
Einige Ärzte rufen dazu auf, im Rahmen des 
Zivilschutzes jede Hilfe zu verweigern. Es 
gibt sogar Aufrufe, sich der medizinischen 
Ausbildung in der Behandlung von Verletzun­
gen aus Kriegsfolgen zu widersetzen. 
Mir, wie wohl auch vielen von Ihnen, zeigt 
sich aus zahlreichen persönlichen Erfahrun­
gen, daß solche Tagungen und Appelle fast 
immer von relativ wenigen Personen, die es 
sich zur Aufgabe gemacht haben, den Zivil­
schutz abzulehnen, einberufen odervorberei­
tet werden. Die Verfechter des Zivilschutzes 
sind zwar zahlreicher, erhalten aber viel weni­
ger Gelegenheit, ein breites öffentliches 
Forum zu finden. 

a) Ist Zivilschutz nutzlos? 
Das Argument, Zivilschutz sei nutzlos, beruht 
vor allem auf den Erfahrungen mit Atombom­
ben und -tests, auf veröffentlichten Berech­
nungen der Nachwirkungen eines Atomkrie­
ges und auch auf Berichten, die die 
Auswirkungen weltweiter atomarer Nieder­
schläge und des sogenannten Atomwinters 
vorhersagen. Dennoch wurde nachgewie­
sen, daß Schutzbauten mit geeigneter Aus­
rüstung gegen Druckwellen, Hitze, Nieder­
schläge und zeitweilige, schwere klimatische 
Veränderungen hervorragenden Schutz bie­
ten können. Wo immer möglich, wird jeder­
mann mit Fachwissen, und besonders der 
Arzt, überall dort helfen, wo Hilfe gewährlei­
stet werden kann, auch wenn dies trotz Pla­
nung von Infrastruktur und Einsatz in größe­
rem Maßstab sehr schwierig sein mag. 
Helfen bleibt eine einfach menschliche 
Pflicht, und es besteht kein Zweifel daran, 
daß vielen geholfen werden kann. Insgesamt 
gesehen ist Zivilschutz ganz bestimmt nicht 
nutzlos; nur im Mittelpunkt einer totalen Ver­
nichtung, die nicht überall ist, erscheint Hilfe 
nicht möglich. Die Tatsache, daß Zivilschutz 
auch gegen konventionelle und weniger zer­
störerische Feindangriffe schützen würde, 
wird zumeist nicht erwähnt. 

b) Ist Zivilschutz zu teuer? 
Zivilschutz berücksichtigt eine große Vielfalt 
von Kriegshandlungen sowie Naturkatastro­
phen, welche sofortige Hilfe und Rettung 
durch Zivilschutzorganisationen herausfor­
dern. Wenn große geographische Gebiete 
mit giftigen Chemikalien verseucht wurden, 
haben sich Zivilschutzgruppen und -metho­
den im Einsatz bewährt. In der Tat macht der 
Fortschritt der modernen Technologie den 
Schutz gegen Katastrophen und Unfälle nicht 
überflüssig, sondern verlangt ihn. Hier sind 
Aufwendungen nicht nur berechtigt, sondern 
ein gesetzliches Erfordernis, das in jeder für 
die Großindustrie geltenden Risiko-Nutzen­
Beurteilung erscheint. Man denke nur an die 
Gewerbeaufsicht und an die berufsgenos­
senschaftlichen Bemühungen. Hinsichtlich 
möglicher politischer Fehlhandlungen mit 
militärischen Auseinandersetzungen sollten 
dieselben Argumente der Vorsorge gelten. 
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c) Ist Zivilschutz gefährlich? 
Das weitere Argument, daß Zivilschutz die 
Wahrscheinlichkeit eines Krieges erhöhen 
könnte, ist etwa so sinnlos und oberflächlich 
wie die Behauptung, daß ein Fluchtweg für 
Brandfälle Brandstiftung oder TLirschlösser 
Diebstähle begünstigen würden. 

2. Ursachen der Ablehnung 
Die verschiedenen Argumente gegen den 
Zivilschutz hören sich erstaunlich an; sie in 
öffentlichen Debatten zu bekämpfen ist oft 
eine unangenehme Prüfung. 
a) Änderungen des sozialen Verhaltens 
Änderungen des sozialen Verhaltens und der 
Werturteile, auch in den Entwick­
lungsländern, werden öffentlich breit beach­
tet und diskutiert. Der weltweite Informa­
tionsfluß hat das globale Bewußtsein eines 
gemeinsamen menschlichen Schicksals 
wesentlich gefördert. Auf der einen Seite 
kommt es zur Globalisierung mit Durchbre­
chen sozialer und nationaler Barrieren, auf 
der anderen Seite aber beobachtet man den 
Trend zur Selbstfindung, Tribalismus und 
Nationalismus; es gibt den Wunsch nach 
Anerkennung durch Besitz des einzelnen 
auch ohne Rücksicht auf die Gemeinschaft, 
in der man lebt. Diese gärenden Kräfte in der 
Gesellschaft führen zu noch völlig offenen 
Konsequenzen. Oft gilt das Streben nach 
einem Kompromiß als leichter Ausweg aus 
der Krise mit Selbstaufgabe; früher hörte 
man nicht selten das Schlagwort: Lieber rot 
als tot! 
b) Wettbewerb zwischen Gesellschaften 
und Ideologien 
Wir leben in besonders labilen Zeiten, und 
verschiedene gesellschaftliche Systeme mit 
unterschiedlichen ökonomischen Standards 
und unterschiedlichen Ideologien suchen 
nach Lösungen und Vorherrschaft. Innerhalb 
dieser weltweit verspürten Unruhe erschei­
nen die sozialen Systeme mit autoritären 
Führungen als die gefährlichsten: 
1. Sie betrachten Toleranz in ihrer vollen 
Bedeutung als Schwäche, statt als notwendi­
gen Ausdruck kreativer Ansätze in verschie­
denen Bereichen menschlicher Tcitigkeit, 
2. sie fordern stärkere Beziehungen zwi­
schen dem Individuum und einer anonymen 
Zentral regierung als zwischen Individuen, 
wie wir sie in westlichen Demokratien ken­
nen, wo Gesetzesvorschriften den Miß­
brauch des einzelnen verhindern, 
3. sie begünstigen und betonen mehr die 
Errungenschaften, die rigider Planung ent­
sprechen, als Errungenschaften aufgrund 
spontaner, individueller Wechselwirkungen 
oder Unternehmungen. 
Diese im Kontext notwendiger gesellschaftli­
cher Kreativität zu wertenden Fehlhandlun­
gen führen zu erheblicher wirtschaftlicher 
und sozialer Anfälligkeit, wie wir dies ja bei 
den früheren Ostblock-Regierungen, beim 
Nationalsozialismus und den faschistischen 
Staaten deutlich gesehen haben. Von sol­
chen gesellschaftlichen Systemen und Län­
dern gehen auch heute noch erhebliche 
Gefahren aus; zuweilen versuchen sie durch 
Expansion dem Scheitern zu entfliehen; 

dabei werden neue Mittel beobachtet. Eines 
ist der Terrorismus. Um Expansion zu betrei­
ben und einen imaginären oder echten Geg­
ner zu schwächen, suchen sie nach neuralgi­
schen Punkten. Was erscheint hier wichtig 
und wesentlich? Die demokratischen Gesell­
schaften verlassen sich auf ihre Toleranz hin­
sichtlich interindividueller Begegnungen und 
Bedingungen sowie auf die Errungenschaf­
ten, die sich innerhalb solcher Beziehungen 
ergeben. Dazu benötigen sie zumindest fünf 
grundlegende Voraussetzungen: Arbeits­
kraft, technisches Wissen, Kapital, Rohstoffe 
und Energie. 
3. Neue Art von Kriegen 
Aggressionen mit klassischen Kriegstechni­
ken mit zerstörerischen Waffen gegen Men­
schen und Anlagen werden zunehmend ris­
kanter, und somit werden ihre Erfolgs­
aussichten immer unwahrscheinlicher, vor 
allem wenn es um die moderne biologische, 
chemische oder atomare Kriegführung geht. 
Es wird inzwischen deutlich, daß neue Arten 
der Kriegführung entweder in der Entwick­
lung sind oder bereits angewandt werden: 
Techniken, die das gegnerische System 
durch psychologische Konditionierung, Ver­
wirrung oder Demotivation zerbrechen; 
Methoden zur Behinderung von Informa­
tionsfluß oder Mitteilung technischer und 
wissenschaftlicher Daten der Mittel. Störun­
gen in Wirtschaft und Handel, bei Kapitalfluß 
und Energieerzeugung oder -verteilung. Für 
alle diese Zwecke eignen sich neue Techno­
logien und auch der Terrorismus. 
Angesichts all dieser neuen vielfältigen Mög­
lichkeiten zur Aggression mit dem Ziel. die 
wesentlichen Grundlagen für die nationale 
Existenz des Gegners anzugreifen, zu 
schwächen oder zu zerstören, scheint es 
gegeben, Zivilschutz in einem etwas breite­
ren als bisher üblichen Sinne zu betrachten. 
4. Konsequenzen für den Zivilschutz 
Anhand dessen, was hier dargelegt wurde, 
erscheint wichtig, auf der Basis militärischer 
Stärke 
1. auch weiterhin nach optimalem wirt­
schaftlich-sozialem und psychologisch-ethi­
schem Milieu zu streben, das mit Systemof­
fenheit die Kreativität fördert, 
2. der Desinformation auf breiter Grundlage 
entgegenzutreten, auch dadurch, daß die 
Regierungen verantwortungsbewußt ihre 
Politik offen mit Mut, mit Wahrheit und im Zu­
sammenhang darlegen und dabei Verwirrung 
möglichst vermeiden, 
3. über die nationalen Grenzen hinaus den 
Austausch von Ideen, Kenntnissen und Tech­
niken zwischen den verantwortlichen Füh­
rungspersönlichkeiten auf den einzelnen 
Gebieten mit allen nötigen Sicherungen 
gegen Zweideutigkeiten und Mißbrauch zu 
fördern, 
4. alle Eventualitäten der massiven Bedro­
hung der Bevölkerung und ihrer Kulturgüter in 
Betracht zu ziehen und Maßnahmen zur 
Abwehr zu planen. 
Bereit sein macht stark! Dies zu verwirkli­
chen bedarf es der Mühe und Anstrengung in 
Forschung und Praxis des Zivilschutzes. ~ 
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5. Schwerpunktplanung der 
Zivilschutzforschung 
Die Schwerpunkte der Zivilschutzforschung 
haben sich im Verlauf des mehr als vierzigjäh­
rigen Bestehens aufgrund der sich ändern­
den sicherheitspolitischen Lage in Europa 
und in der Welt und der Fortentwicklung von 
Wissenschaft und Technik immer wieder 
geändert. Die Schwerpunkte der Forschung 
und Beratung in den kommenden Jahren 
sind dem "Rahmenkonzept für die Planung 
der Forschungs- und Beratungstätigkeit auf 
dem Gebiet des Zivil-/Katastrophenschutzes, 
1992-1998" des BMI zu entnehmen, das 
1991 in Kraft trat. Hier relevante Teile dieses 
"Rahmenkonzepts" werden im folgenden 
wiedergegeben. Sie definieren die Randbe­
dingungen für die Tatigkeiten in den beste­
henden Ausschüssen und zeigen neue 
zukünftige Schwerpunkte auf. 

6. Rahmenkonzept 
Das vorliegende Rahmenkonzept beschreibt 
die künftigen Bereiche für Forschung und 
Beratung des BMI und die speziellen For­
schungsaufgaben auf dem Gebiet des Zivil­
schutzes programmatisch und allgemein ver­
ständlich. 
Es ist grundsätzlich zu unterscheiden zwi­
schen 
- Planungen zum vorbeugenden Schutz, 
- Maßnahmen zum vorsorgenden Schutz 

und 
- Maßnahmen zur Bewältigung eingetrete-

ner Gefahren. 
Zum Bereich "Planungen zum vorbeugen­
den Schutz" gehören alle planerischen und 
Vorsorgemaßnahmen, die geeignet sind, die 
Wahrscheinlichkeit des Auftretens von 
Gefahren zu reduzieren. 
Hierzu gehören 
- alle Erkenntnisse über das Risikopotential 

moderner bewaffneter Auseinanderset­
zungen in einer hochtechnisierten Gesell­
schaft, 

- Konzepte, Strategien und technische 
Systeme, die das Handeln von Einheiten 
und Einrichtungen des Zivil- und Katastro­
phenschutzes sowie der Rettungsdienste 
erst ermöglichen (integrierte Meß-, Infor­
mations- und Leitsysteme). 

- Planungen von Ressourcen (Ausstattung, 
Arzneimittel, Hilfsmittel und Personal). 

- Planungen zum koordinierten staatlichen 
Handeln und 

- Erkenntnisse zur Frage des Verhaltens der 
Bevölkerung in Gefahrenlagen, einschließ­
lich von Fragen der Akzeptanz von staatli­
chen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr. 

Zu den "Maßnahmen zum vorsorgenden 
Schutz" gehören insbesondere 
- die Förderung zur Selbsthilfe, 
- der bauliche Schutz, 
- die Information der Öffentlichkeit und 
- die Schaffung eines Risikobewußtseins. 
Zu den" Maßnahmen zur Bewältigung einge­
tretener Gefahren" gehören neben den Maß­
nahmen zur schnellen Wiederherstellung der 
Funktionsfähigkeit der Infrastruktur insbe­
sondere die Verbesserung der medizinischen 
Behandlung unter den eingeschränkten Be-

dingungen von extremen Situationen. Dabei 
stehen die Strategien und Methoden für die 
Verbesserung 
- des Katastrophenmanagements, 
- der medizinischen Erstversorgung unter 

den Bedingungen eines Massenanfalls 
von Verletzten und 

- der medizinischen Diagnostik von Poly-
traumatisierten 

nach wie vor im Vordergrund. 
In allen Fällen sind neben dem Gefährdungs­
und Risikopotential ionisierender Strahlung in 
besonderem Maße auch die Risiken und 
Gefahren durch toxische Substanzen zu be­
rücksichtigen. Außerdem kann in solchen 
Gefahrenlagen das Auftreten von Seuchen 
und Epidemien nicht ausgeschlossen wer­
den. Auf allen Gebieten der medizinischen 
Versorgung bestehen trotz der heutzutage 
sehr weitreichenden Möglichkeiten der Indi­
vidualmedizin unter den Einschränkungen 
des Massenanfalls von Verletzten in einer 
Katastrophe große Defizite. 
Fragen des "Angst- und Panikverhaltens" der 
Bevölkerung in Extremsituationen sind von 
zentraler Bedeutung für die Lagebewältigung 
und -beeinflussung durch staatliches Handeln. 
Auf dem Hintergrund dieser allgemeinen Kri­
terien werden im folgenden die Schwer­
punkte der wissenschaftlichen Arbeitsberei­
che beschrieben. Eine globale Beschreibung 
der speziellen Forschungsaufgaben ist der 
Anlage zu entnehmen. Aus Gründen der 
Übersichtlichkeit orientiert sich die Beschrei­
bung an der gegenwärtigen Organisati­
onsstruktur der Schutzkommission. 

6.1 Baulicher Schutz (Ausschuß t) 
Gegen die vielfältigen äußeren Gefahren bie­
ten bauliche Maßnahmen einen wirkungs­
vollen Schutz. Gefährdungen für die Bevölke­
rung gehen nicht nur von mechanischen und 
thermischen Wirkungen aus, sondern auch 
von toxikologischen Einwirkungen bis zu 
Naturkatastrophen. Künftig wird es in ver­
stärktem Maße darauf ankommen, bisherige 
bauliche Lösungen technisch zu vereinfa­
chen. So versprechen Modifikationen vor­
handener haustechnischer Einrichtungen 
und Anwendung von Kompakttechniken 
(z.B. Integration von Luftaufbereitungssyste­
men mit Abschlußorganen) u. a. Möglichkei­
ten für eine weitgehende Kostenreduktion 
bei baulichen Schutzeinrichtungen. 
Forschungsschwerpunkte bilden die The­
menbereiche: 
- Schutz gegen äußere Gefahren (z.B. che­

mische Explosionen, terroristische Aktio­
nen, bewaffnete Auseinandersetzungen); 

- Luftaufbereitung (z. B. Filtersysteme) ; 
- Vereinfachung der Technik baulicher Maß-

nahmen zur Kostenreduktion (z.B. kombi­
nierte Schutzraum- und Wohnraumbelüf­
tung). 

6.2 Physikalische Methoden zur 
schnellen Diagnose und Prognose 
in Gefahrenlagen (Ausschuß 11) 
Die Beschaffung von Informationen und 
Daten für die schnelle Diagnose und Pro­
gnose der Risiken und Gefahren in Katastro­
phensituationen ist von zentraler Bedeutung. 

Hierbei sind zwei Aspekte besonders zu be­
rücksichtigen. Zum einen müssen entschei­
dungsrelevante Informationen und Daten 
den Entscheidungsträgern und der Öffent­
lichkeit schnell und zuverlässig in übersichtli­
cher und allgemein verständlicher Form zur 
Verfügung gestellt werden können. Dies 
stellt hohe Anforderungen an die ständige 
Verfügbarkeit der einschlägigen Methoden 
und Verfahren. Zum anderen besteht in unse­
rer hochtechnisierten Gesellschaft auch die 
Notwendigkeit der Verfügbarkeit dieser 
Methoden und Verfahren im Sinne einer Flä­
chendeckung. Nicht zuletzt wegen der 
dadurch enstandenen Kosten müssen hierfür 
Methoden und Strategien entwickelt und 
eingesetzt werden, die auf der Basis von im 
"Normfall" verfügbaren Ressourcen auf­
bauen. 
Schwerpunkte der Arbeiten bilden 
- die Konzeption von Meß-, Informations­

und Leitsystemen zur Unterstützung der 
mit der Lageermittlung und -bewältigung 
befaßten staatlichen Stellen, 

- die Entwicklung von Schnellmeßmetho­
den zur Erfassung von lebensbedrohlichen 
Zuständen der Umwelt (vgl. auch Aus­
schüsse 111, V). 

- die Entwicklung prognostischer Aus­
werteverfahren zur Unterstützung von Ein­
satzkräften und Stäben (vgl. auch Aus­
schuß V). 

6.3 Strahlen wirkung: Diagnostik und 
Therapie (Ausschuß 111) 
Im V-Fall und in sonstigen Katastrophenfällen 
muß, vor allem in Industrieländern, mit Schä­
den und Erkrankungen als Folge der Überex­
position mit zellgiftigen Chemikalien einer­
seits sowie mit ionisierenden Strahlen 
andererseits gerechnet werden. Die Erhal­
tung bzw. die Wiederherstellung der 
menschlichen Gesundheit stellt in solchen 
Situationen eine zentrale Aufgabe dar. 
Die menschliche Gesundheit hängt weitge­
hend von einem ausgewogenen Verhältnis 
zwischen Verlust und Neubildung der den 
Körper aufbauenden Zellen ab. Gefährdet 
sind jene Zellsysteme, in denen eine hohe 
Zellneubildungsrate aufrechterhalten wer­
den muß. Diese reagieren empfindlich auf 
zahlreiche verschiedene Agenzien, wobei 
das Ausmaß eines Schadens und damit die 
Schwere der Erkrankung von der Menge des 
im Körper aufgenommenen Agens abhängt. 
Hier spielen vor allem die sog. Zellgifte und 
ionisierende Strahlung eine Rolle. 
Am empfindlichsten reagieren das blutbil­
dende System und die für die Zellerneuerung 
entscheidend wichtigen sog. Mutter- oder 
Stammzellen. Die sich aus der Störung der 
Zellerneuerungssysteme ergebenden Er­
krankungen zeigen Symptome, die sich im 
Verlaufe von Wochen entwickeln, verändern 
und zum Tode führen können. Das frühzei­
tige Erkennen des Ausmaßes einer zu erwar­
tenden Erkrankung ist Voraussetzung für die 
Einleitung einer optimalen Behandlung. Vor 
allem geht es um die Erkennung und Ouanti­
fizierung von solchen diskreten Veränderun-
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gen, welche geeignet sind, das Ausmaß der 
Bedrohung für den betroffenen Menschen 
abzuschätzen (biologische Dosimetrie). 
Voraussetzung für die Optimierung der 
Behandlung unter den eingeschränkten Be­
dingungen einer Katastrophensituation sind 
Kenntnisse über die Genese und Entwick­
lung von Störungen in den Zeilerneuerungs­
systemen, vor allem im blutbildenden 
System. Diese umfassen sowohl das Ein­
dämmen der in den Zeilerneuerungssyste­
men gesetzten Schäden sowie auch die Eli­
minierung von Schäden und die Anregung 
von Reparatur- und Erholungsmechanismen, 
welche in diesen Zellerneuerungssystemen 
normalerweise angelegt sind. Schließlich 
kann der Ersatz von stark geschädigten Zell­
erneuerungssystemen durch Transplantatio­
nen entsprechender Stammzellen in beson­
deren Umständen lebensrettend wirken. 
Es ist nicht auszuschließen, daß in einer Kata­
strophensituation Schäden im Vordergrund 
stehen, die als Folge einer gleichzeitig viefälti­
gen Verletzung der Zellsysteme mit unter­
schiedlichen Agenzien aufgetreten sind. Sol­
che Kombinationen können z. B. durch 
zellgiftige Chemikalien, ionisierende Strah­
len, Infektionen, schwere Verwundungen 
oder Verbrennungen auftreten. Man bezeich­
net sie als Kombinationsschäden. Die Kennt­
nisse über die Genese solcher Erkrankungen 
sind unvollkommen. 
Eine optimale Therapie auch unter den Be­
dingungen der Katastrophe steht bisher nicht 
zur Verfügung. 
In der Praxis ist natürlich auch die Frage 
wichtig, inwieweit eine bedrohende Agens 
Zugang zum betroffenen Zeilerneuerungssy­
stem hat. Hier interessieren Fragen der Inkor­
porationsphase der Agenzien. Das Aufspü­
ren und die Analyse von Schadstoffen im 
Körper verlangt Schnelltests, welche die bio­
logische Dosimetrie anhand von Veränderun­
gen der Zellerneuerungssysteme ergänzen 
können und im Katastrophenfall einsetzbar 
sind. 
Das Ziel aller Bemühungen ist schließlich die 
Eindämmung bzw. Verhinderung von Schä­
den und eine Beschleunigung bzw. Optimie­
rung der Erholung zur möglichst schnellen 
Wiederherstellung der Gesundheit. 
Schwerpunkte bilden die Themenkreise 
- Früherkennung sich entwickelnder Schä­

den im Zellerneuerungssystem (biologi­
sche Dosimetrie). 

- Genese und Entwicklung von ZeIlerneue­
rungssystemen bei Einzel- und Kombina­
tionsschäden im Hinblick auf die Optimie­
rung der medizinischen Versorgung und 

- Schnelltests für die Inkoporationsanalyse. 

6.4 Katastrophenmedizin (Ausschuß IV) 
Im V-Fall und Großkatastrophenfällen treten 
besonders häufig Kombinationen von unter­
schiedlichen Verletzungen und Schäden 
(Polytrauma) auf. Die Erstversorgung von 
Polytraumatisierten (Kombinationsschäden) 
bei einem Massenanfall zeigt nach wie vor 
Defizite. Dabei stehen ganz besonders die 
Kombination von Verletzungen mit aus 
Umweltkatastrophen resultierenden toxi-
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schen Einwirkungen im Vordergrund. Eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Anästhesi­
sten, Traumatologen und Toxikologen ist 
erforderlich, um überhaupt zu definieren, wie 
sich mögliche Kombinationsschäden, Verlet­
zungen und Intoxikationen auswirken. Bei 
diesen Überlegungen spielt die im Katastro­
phenfall verzögerte Erstversorgung und defi­
nitive Behandlung eine besondere Rolle, 
während bei der Notfallmedizin und Trauma­
tologie, aber auch der Toxikologie, von einer 
Versorgung ausgegangen wird, die innerhalb 
von Minuten einsetzt. 
Es geht insbesondere um Behandlungsver­
fahren, die die im Katastrophenfall nicht 
behebbare Verzögerung ausgleichen kön­
nen. Hierbei geht es speziell um die Entwick­
lung und Erprobung von Antagonisten und 
die Untersuchung der Schädigungsmecha­
nismen auf zellulärer Ebene. 
Die bei verzögerter Versorgung fast immer 
vorhandene Störung der Lungenfunktion 
stellt ebenso einen wichtigen Problembe­
reich dar, wie Fragen zur Verhütung einer 
Infektion bzw. einer Sepsis. 
Bei Kombinationsschäden tritt häufig auch 
ein Nierenversagen ein. Die vorhandenen 
Methoden müssen vereinfacht und verbes­
sert werden, um auch solchen Patienten im 
Rahmen der definitiven Versorgung eine 
höhere Überlebenschance zu geben. 
Der Erstversorgung von Verbrennungen mit 
unterschiedlicher Problematik wie der Wund­
abdeckung, dem temporären Hautersatz, der 
Verhütung einer Infektion kommt auch wei­
terhin hohe Bedeutung zu. Bei Verbrennun­
gen treten in zunehmendem Umfange Kom­
binationsschäden dann auf, wenn gleich­
zeitig z. B. Kunststoffbrände bestehen und 
dadurch Intoxikationen ausgelöst werden. 
In Katastrophensituationen muß verstärkt 
auch mit dem Auftreten von Epedemien 
gerechnet werden. Wissenschaftliche Vor­
sorge, die dem Schutz vor übertragbaren 
Krankheiten im Katastrophenfall dienen soll, 
muß daher schwerpunktmäßig auch Fragen 
der Seuchenlehre, der Mikrobiologie und Im­
munologie nachgehen. 
Schwerpunkte bilden die Themenbereiche 
- Verbesserung der Erstversorgung unter-

schiedlicher Verletzungsarten einschI. 
dem Kombinationsschaden unter einge­
schränkten Bedingungen, 

- Entwicklung neuer Formen der Flüssig­
keitssubstitution bei Schockpatienten, 

- Optimierung des Volumenersatzes mit 
Sauerstoff- und Kohlesäure transportie­
renden Lösungen, 

- Verbesserung der Schmerztherapie unter 
eingeschränkten Bedingungen, 

- Verbesserung diagnostischer Verfahren, 
insbesondere bei Kombinationsschäden, 

- Mikrobiologische Diagnostik unter Kata­
strophenbedingungen, 

- Fragen der Pathogenität von seuchenspe-
zifischen Erregern. 

6.5 Schutz vor den Risiken und Gefahren 
chemischer Katastrophen (Ausschuß V) 
Die Bundesrepublik verfügt über eine 
umfangreiche chemische Industrie, die 

besonders empfindliche Zielobjekte für 
Angriffe und vielfältige Sabotageakte bieten 
kann. Bei einem nicht auszuschließenden 
Eintritt von chemischen (Groß-)Katastrophen 
ist mit der Einwirkung von Substanzen auf 
den Menschen zu rechnen, die sowohl zu 
akuten als auch chronischen Vergiftungen 
führen. 
Ziel der Bemühungen in diesem Bereich ist 
es, für den Fall chemischer Großschadenser­
eignisse die Voraussetzungen für eine mög­
lichst schnelle Warnung zu schaffen, um 
schädigende Folgen für den Menschen mög­
lichst zu verhindern bzw. durch den Einsatz 
geeigneter Maßnahmen so gering wie mög­
lich zu halten. 
Zum Schutz der Bevölkerung vor solchen 
Gefährdungen steht die Entwicklung optima­
ler Erkennungs- und Behandlungsmethoden 
im Vordergrund. Dabei sind u.a. Nervengifte 
aus der Gruppe der Organophosphate, 
S-Lost und N-Lost, aber auch flüchtige Indu­
striechemikalien und Brandgase zu berück­
sichtigen. 
Für die Entwicklung geeigneter prophylakti­
scher und therapeutischer Maßnahmen ist 
es Voraussetzung, die Wirkungsmechanis­
men zu analysieren. 
Neben der akuten Giftigkeit chemischer Sub­
stanzen muß ggf. auch überprüft werden, 
inwieweit Stoffe z. B. nach einer Latenz von 
vielen Jahren zu Veränderungen des geneti­
schen Zellmaterials führen können . Steige­
rungen der Rate der Mißbildungen in der 
Nachkommenschaft der Bevölkerung sowie 
eine erhöhte Krebsinzidenz könnten dann die 
Folge sein. 
Schwerpunkte bilden die Themenbereiche 
- Erfassung der Freisetzung und Ausbrei-

tung chemischer Substanzen, 
- Ermittlung des Risikopotentials von Che­

mikalien, 
- Pathogenese und Therapie von Vergiftun­

gen, 
- Mutagenes und kanzerogenes Potential 

chemischer Substanzen, 
- Beratung bzgl. der Bevorratung von Arz-

neimitteln. 

6.6 Verhalten der Menschen 
in Katastrophensituationen 
(Ausschuß VI) 
Katastrophen bedeuten für den einzelnen 
Menschen in der Regel Bedrohung und lösen 
Angst aus. Die starken psychischen Bela­
stungen der betroffenen Menschen können 
zu Panikreaktionen führen, die die Bekämp­
fung einer Katastrophe erheblich erschweren 
können. Alle physisch/technischen Maßnah­
men der Vorsorge und zum Schutz der Bevöl­
kerung sind deshalb in ihrer Wirksamkeit 
erheblich beeinträchtigt. wenn die psychi­
schen Reaktionsweisen der Betroffenen 
nicht geeignet berücksichtigt werden. Ein 
und dieselbe Situation kann individuell zu 
ganz unterschiedlichen Verhaltensweisen 
führen, umgekehrt können recht verschiede­
nen Situationen einheitliche Verhaltensreak­
tionen hervorrufen. Es stellt sich daher die 
Frage, ob es Methoden gibt. mit deren Hilfe 
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das Verhalten von Personen bzw. Personen­
gruppen in Belastungssituationen vorherge­
sagt werden kann, um Paniksituationen vor­
zubeugen/entgegenzuwirken. 
Für ein angemessenes Verwaltungshandeln 
Ist es auch erforderlich, die Akzeptanzpro­
bleme im Zivilschutz zu untersuchen und zu 
ermitteln, ob und auf welche Weise die Be­
völkerung auf Empfehlungen und Maßnah­
men in Katastrophensituationen ragiert; 
dabei ist die Wirkung der Medien in solchen 
Situationen von besonderem Interesse. 
Schwerpunkte bilden folgende Themen­
kreise 

- Streß und Streßbewältigung in der Kata­
strophe, 

- Wechelwirkung im psychosozialen Be­
reich, 

- Akzeptanz des Zivilschutzes in der Öffent­
lichkeit und in den Medien, 

- Wirkung öffentlicher Empfehlungen und 
Maßnahmen in Katastrophensituationen 
und Einsatz der Medien. 

6.7 Krisenmanagementsystem 
Vorbeugende Maßnahmen gegen V-Fa 11-
Gefahren, technische Risiken und Naturkata­
strophen und die Gefahrenbekämpfung lie­
gen in der Bundesrepublik Deutschland, be­
dingt durch die föderale Struktur, in der 
ZUständigkeit zahlreicher Stellen auf Bundes­
und Landesebene. 
Dieses vielschichtige System hat sich bei der 
Gefahrenabwehr und der Bewältigung von 
Notfällen in der Vergangenheit im großen und 
ganzen bewährt. Allerdings ist in den letzten 
Jahren, insbesondere nach dem Reaktorun­
fall in Tschernobyl und während des Golfkrie­
ges, zunehmend deutlich geworden, daß Kri­
sensituationen auftreten können, in denen 
zentrale Koordinierung auf Bundesebene für 
eine angemessene Gefahrenbewältigung 
unerläßlich ist. 
Deshalb ist es erforderlich, die Verwaltungs­
organisation von Bund und Ländern durch ein 
Krisenmanagement zu ergänzen, dessen 
Entscheidungsfindungsstrukturen flexibel 
und zeitkritisch auf aktuelle großflächige und 
folgenschwere Risiken und Gefahrenlagen 
aUsgerichtet sind. 
Zur Verbesserung der Grundlagen einer -
auch von der Innenministerkonferenz der 
Länder gemeinsam vorgeschlagenen -
kooperativen Gefahrenabwehr von Bund, 
Ländern und Kommunen besteht folgender 
wesentlicher Forschungsbedarf: 

- Untersuchung der bestehenden Organisa­
tions- und Führungsstrukturen in den am 
Krisenmanagement beteiligten Stellen 
und Erarbeitung von Vorschlägen für eine 
Neuordnung unter besonderer Berück­
siChtigung der Schnittstellen problematik. 

- Ausarbeitung eines Konzeptes für einen 
zeitlich und mengen mäßig optimalen 
Informations- und Kommunikationsver­
bund zwischen Bund und Ländern sowie 
mit ausländischen Staaten mit dem Ziel 
einer übersichtlichen Darstellung der Infor­
mationen und einfachen Handhabung der 

Systeme zur Verbesserung des Informa­
tionsaustausches. 

- Konzept für eine mit allen geeigneten 
technischen Hilfsmitteln unterstützte 
Lageerkennung, -erfassung, -darstellung, 
-übermittlung, -bewertung und -dokumen­
tation, Ressourcenerfassung und Steue­
rung des Einsatzes, Warnung und Evakuie­
rung der Bevölkerung bei Freisetzung 
gefährlicher Stoffe. 

- Verfahren und Techniken der Ereignisver­
laufs- und Wirkungs-Auswirkungspro­
gnose (Simulationsmodelle). 

- Praxisgerechte und nutzerorientierte Ver­
dichtung großer Informationsmengen, 
wie z. B. Gefahrstofflisten, Lagerlisten/­
Bestandsnachweise, raumbezogene In­
formationen, objektbezogene Informatio­
nen (Anlagenbeschreibung, Objektplänel. 
Ressourcen zur Katastrophenbewältigung 
quantitativ und qualitativ durch Rechner­
unterstützung. 

- Erarbeitung eines abgestimmten Verfah­
rens zur Unterrichtung der Öffentlichkeit, 
insbesondere im Hinblick auf dessen 
Akzeptanz durch die Bevölkerung und die 
Medien. 

6.8 Angewandte Technik im 
Zivi/-IKatastrophenschutz 
Bei der Bewältigung eingetretener Schäden 
kommt es in erhöhtem Maße darauf an, tech­
nische Konzepte, Stategien und Systeme zu 
beherrschen. 
Neben der medizinischen Versorgung und 
Diagnostik gibt es insbesondere für die tech­
nisch orientierten Fachdienste des erweiter­
ten Katastrophenschutzes einschließlich des 
Technischen Hilfswerks Forschungsbedarf in 
den Bereichen der angewandten Inge­
nieurwissenschaften. 
Vordringlicher Forschungsbedarf besteht ins­
besondere in der Entwicklung 
- verbesserter Systeme von Entölungsanla­

gen, 
- leistungsfähiger Trinkwasseraufberei-

tungsanlagen, 
- neuer Methoden der Suche nach Ver­

schütteten, z. B. Entwicklung eines radar­
gestützten Suchgerätes, das auf die Fre­
quenzen von Herztönen anspricht. 

6.9 Ausbi/dungswesen 
Die Aus- und Fortbildung ist eine tragende 
Säule des Systems der zivilen Verteidigung 
im allgemeinen und des Zivilschutzes im 
besonderen. 
Einen wichtigen Schwerpunkt bildet die Aus­
bildung im erweiterten Katastrophenschutz. 
Ziel der Ausbildung ist es, Helfer und Füh­
rungskräfte für eine effektive Aufgabenwahr­
nehmung in dem von Bund und Ländern ge­
meinsam getragenen Hilfeleistungssystem 
zum Schutz der Bevölkerung bei Katastro­
phen im Frieden und im Verteidigungsfall zu 
qualifizieren. 
Die Grundelemente der Ausbildung sind in 
dem vom BMI vorgelegten "Konzeptionspa­
pier über die Aktualisierung und Systemati­
sierung des Ausbildungswesens der zivilen 
Verteidigung" vom 1. 2. 1980 ausgeführt. 
Nunmehr gilt es, die praktischen Erfahrun-

gen der letzten 10 Jahre und die Konzeption 
zeitgemäß und sachgerecht fortzuentwik­
kein, um erkannte Überschneidungen, Lük­
ken, Widersprüche sowie überholte Lehraus­
sagen auszuräumen. 
Die Erhöhung der Wirksamkeit der Aus- und 
Fortbildung im Zivilschutz, insbesondere im 
erweiterten Katastrophenschutz, erfordert 
ein in sich geschlossenes Gesamtkonzept 
der Ausbildung. Hierfür ist es notwendig, auf 
wissenschaftlich-methodisch gesicherter 
Grundlage 
- eine Analyse des Ausbildungssystems 

durchzuführen, 
- Kriterien zur Feststellung des funktionsbe­

zogenen Ausbildungsbedarfs auf Bundes­
und Landesebene zu erarbeiten, 

- Lehr- und Lernziele der unterschiedlichen 
Ausbildungsgänge zu überprüfen, 

- Rationalisierungsmöglichkeiten (Ausbil-
dungsorganisation, Lehrgangsplanung, 
Lehrkräftebedarf, Teilnehmerzahlen etc.) 
aufzuzeigen, 

- die Programme der dem Bund obliegen­
den Ausbildung leitender Angehöriger der 
öffentlichen Verwaltung des Bundes und 
der Länder fortzuschreiben und 

- einheitliche Ausbildungsgrundsätze sowie 
Kriterien für die Kontrolle der Zielerrei­
chung der Ausbildung zu entwickeln. 

Prof. Dr. med. Ludwig E. Feinendegen ist 
Leiter des Instituts für Medizin des 
Kernforschungszemrums Jülich GmbH. 
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AKTION KATASTROPHENVORBEUGUNG 

IDNDR bedeutet: INTERNATIONAL 
DECADE FOR NATURAL DISASTERS 
REDUCTION 
Die Vereinten Nationen haben die 90er Jahre 
in ihrer Resolution 44/236 vom Dezember 
1989 zum Jahrzehnt der Katastrophenvor­
beugung erklärt und ihre Mitglieder aufgefor­
dert, die Ziele der Dekade durch die Arbeit 
nationaler Komitees zu unterstützen. Das 
Deutsche IDNDR-Komitee ist als nicht einge­
tragener, unabhängiger Verein organisiert. In 
ihm arbeiten Politiker, Vertreter der Katastro­
phen- und Entwicklungshilfeorganisationen 
und Spitzenwissenschaftler sowie die Indu­
strie gemeinsam an einem deutschen Bei­
trag zur UN-Dekade. 
Vorsitzender ist seit April 1992 Bundes­
minister aD. Hans-Jürgen Wischnewski. 
NV + ZV hat in Heft 1/1992 Geschichte und 
humanitäre Einsätze der Vereinten Nationen, 
seinem Katastrophenhilfswerk UNDRO und 
die Initiativen der nationalen IDNDR­
Komitees beschrieben und bewertet. 
In den seit der Gründung vergangenen Jah­
ren hat das Deutsche IDNDR-Komitee auch 
durch die Neuformulierung der Zielsetzung 
"Aktion Katastrophenvorbeugung" sinn­
fällig und einprägsam seine Rolle in der 
Humanitären Auslandshilfe beschrieben. Mit 
dem Komplex "Zusammenarbeit zwischen 
Bundeswehr und Hilfsorganisationen" 
wurde ein Schwerpunkt im Jahre 1992 
gesetzt. Hierzu wurde im Dezember 1991 ein 
Gutachterauftrag (Or. Horst Schöttler, Kai­
serslautern) vergeben, der im Juli 1992 abge­
schlossen war. 
Die breite Resonanz des Gutachtens und 
seine Beachtung in Parlament, Fraktionen, 
Bundesressorts und -behörden sowie bei 
den Streitkräften und Hilfsorganisationen 
veranlaßte das IDNDR-Komitee zu folgenden 
Schritten: 
Nach der Berufung von Botschafter Dr. Hans­
Jörg Eiffzum Beauftragten der Bundesregie­
rung für die Humanitäre Hilfe im Ausland am 
1. Oktober 1992 führte das Komitee am 
11. Dezember 1992 im Auswärtigen Amt ein 
Symposium durch, das durch seine repräsen­
tative Zusammensetzung (neben Vertretern 
der großen Hilfsorganisationen und des Ver­
teidigungsministeriums und anderer Res­
sorts auch Bundestagsabgeordnete und der 
Beauftragte der Bundesregierung für die 
Humanitäre Hilfe) viel beachtete Thesen ent­
wickelte. (Bundesminister des Auswärtigen, 
Dr. Klaus Kinkei, an den Vorsitzenden, Hans­
Jürgen Wischnewski, am 7. Januar 1993.) 

TIIe.en zur Mitwirkung der 
Bundeswehr in der Humanitä­
ren HiHe und Koordinierung 
die.er HiHe (vom •• 12. J992) 
I. Wachsende Anforderungen der 

Humanitären Hilfe im Ausland 

7. Politische, sozio-ökonomische und ökolo­
gische Indikatoren weisen auf eine zuneh-
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- Aktivitäten des Deutschen IDNDR-Komitees -

mend katastrophenträchtige Entwicklung 
unserer Erde, insbesondere aber der Ent­
wicklungsländer, hin. 

2. Zur Reduzierung dieser Katastrophenrisi­
ken bedarf es vor allem des Aufbaus von 
Katastrophenschutzstrukturen in den bedroh­
ten Regionen. 

3. Allerdings muß damit gerechnet werden, 
daß das Katastrophenpotential in den näch­
sten Jahren in vielen Ländern schneller als 
deren Selbsthilfefähigkeit wächst. Leistungs­
starke Länder wie die Bundesrepublik 
Deutschland müssen sich daher auf einen 
wachsenden Bedarf an Humanitärer Hilfe im 
Ausland einstellen. Eine entsprechende poli­
tische Verpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland ergibt sich auch aus der ihr 
zugewachsenen internationalen Verantwor­
tung. 

11. Mitwirkung der Bundeswehr bei 
der Humanitären Hilfe im Ausland 

1. Der wachsende Bedarf an Hilfskapazitä­
ten und die gestiegenen internationalen 
Erwartungen an die Bundesrepublik 
Deutschland legen es nahe, die Kapazitäten 
der Bundeswehr in Zukunft vermehrt für die 
Humanitäre Hilfe im Ausland zu nutzen. 

2. Oie Humanitäre Hilfe der Streitkräfte wird 
wegen der zu erwartenden vermehrten Ein­
sätze der Bundeswehr insbesondere bei 
Großkatastrophen, auch auf Anforderung der 
Vereinten Nationen und im Rahmen gemein­
samer Hilfsaktionen der NATO. WEU und der 
deutsch-französischen Brigade, an politi­
schem Gewicht gewinnen. Dieser wachsen­
den Bedeutung tragen die neuen " Verteidi­
gungspolitischen Richtlinien" des Bundes­
ministers der Verteidigung vom 26. 
November 7992 Rechnung. Danach nehmen 
die Streitkräfte neben ihrer Hauptaufgabe 
"Schutz und Verteidigung Deutschlands" 
auch unterstützende Aufgaben der Hilfe bei 
Katastrophen und humanitären Aktionen 
wahr (vgl. Nr. 37 u. 44 der Richtlinien). 

3. Hilfeleistungen der Bundeswehr kom­
men vor allem bei großen humanitären Hilfs­
aktionen (wie z.B. in Kambodscha, Jugosla­
wien, Somalia) in Frage, soweit nicht 
politische Opportunitätserwägungen dage­
gen sprechen. Oie Stärken der Bundeswehr 
im Bereich der Humanitären Hilfe liegen vor 
allem im Transport-, Sanitäts- und Fernmel­
dewesen. 

Oie vorhandenen Lufttransportkapazitäten 
für Groß- und Langstreckentransporte ent­
sprechen jedoch zur Zeit nicht dem Bedarf 
und sind zu kostenintensiv. 

4. Oie Streitkräfte sollten ebenso wie das 
THW ihre fachspezifischen Kenntnisse in die 
Katastrophenvorbeugung einbringen. Der 
Grundsatz der Selbsthilfe und die Fähigkeit 
hierzu gebietet es, mit Partnern in katastr0-
phengefährdeten Ländern zu kooperieren. 

Hierzu können Einrichtungen der Zivilvertei­
digung/des Zivilschutzes zählen. 

111. Voraussetzungen für Unterstützungs­
leistungen der Bundeswehr im 
Rahmen der deutschen Humanitären 
Hilfe im Ausland 

7. Vorrang vor der Bundeswehr bei der Lei­
stung Humanitärer Hilfe im Ausland haben 
die privaten und staatlichen Organisationen 
der Katastrophenhilfe. Diese primäre Zustän­
digkeit der Hilfsorganisationen rechtfertigt 
sich durch ihre politische Akzeptanz in den 
Entsendestaaten, dem grundSätzlich zivilen 
Charakter humanitärer Hilfsaufgaben und 
das Subsidaritätsprinzip. 

2. Humanitäre Hilfeleistungen der Streit­
kräfte, die unmittelbar der Bevölkerung in 
einem Katastrophen- oder Notstandsgebiet 
dienen, sind bereits jetzt durch das Grundge­
setz möglich und erlaubt. Oie Diskussions­
beiträge zur verfassungsrechtlichen Bewer­
tung darüber hinausgehender Unterstüt­
zungsleistungen (z. B. militärische Absiche­
rung humanitärer Hilfsaktionen) gaben die 
Bandbreite der dazu in Parlament und Öffent­
lichkeit vertretenen Meinung wieder. 

3. Eine verstärkte Einbindung der Bundes­
wehr in die Humanitäre Auslandshilfe wird 
erreicht durch eine 
- Straffung der Kompetenzen für Humani­

täre Hilfe in der Bundeswehr und im Ver­
teidigungsministerium, 

- adäquate Ausbildung der für humanitäre 
Hilfeleistungen Einsätze in Betracht kom­
menden Soldaten, 

- Verbesserung der Kosteneffizienz von Hil­
feleistungen (Lufttransport), 

- Koordinierung von Hilfeleistungen der 
Bundeswehr insbesondere durch 

,. Anerkennung der Koordinierungsfunktion 
des Auswärtigen Amtes und des in die­
sem Ministerium verankerten" Beauftrag­
ten der Bundesregierung für die Humani­
täre Hilfe ", 

,. Fortführung des vom Auswärtigen Amt 
betreuten Gesprächskreises für Humani­
täre Hilfe unter Mitwirkung des BMVg, 

,. umfassende Informationen über die Pla­
nungen des BMVg für Hilfeleistungen der 
Streitkräfte in der Humanitären Hilfe. 

(Einzelheiten sind dem Gutachten Dr. H. 
Schöttler vom Juli 7992 zu entnehmen.) 

IV. Koordinierung 
der Humanitären Hilfe 

1. Gegenwärtig nehmen sowohl das Aus­
wärtige Amt (M), das dem Bundesinnenm/~ 
nisterium nachgeordnete Technische Hilfs­
werk (THW), das Bundesverteidigungs­
ministerium (BMVg) sowie die im Auftrag 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (BMZ) tätige Deutsche 
Gesellschaft für Technische Zusammenar­
beit (GTZ) staatliche Aufgaben im Bereich der 
Humanitären Auslandshilfe wahr. Das M 
und teilweise auch das BMZ (Nahrungsmit-
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telhilfe) wickeln die von ihnen finanzierte Hu­
manitäre Hilfe über private Hilfsorganisatio­
nen ab. 

2. Effizienz und Ansehen der staatlich finan­
zierten Humanitären Hilfe erfordern eine 
Abstimmung der Hilfsaktionen zwischen den 
finanzierenden und durchführenden Organi­
sationen. Nach der Geschäftsordnung der 
Bundesregierung ist die Humanitäre Hilfe 
"Teil der Auswärtigen Politik". Das Mist 
also für die Koordinierung der staatlich finan­
zierten Humanitären Hilfe zuständig. 
Die Koordinierungsfunktion des M ist durch 
die Schaffung eines nationalen Gesprächs­
kreises aller beteiligten staatlichen und priva­
ten Hilfsorganisationen sowie durch Ernen­
nung eines in diesem Ministerium veranker­
ten Beauftragten der Bundesregierung für 
Humanitäre Hilfe in letzter Zeit erheblich 
gestärkt worden. Eine Intensivierung der Zu­
sammenarbeit im Rahmen des für Humani­
täre Hilfe zuständigen Gesprächskreises 
wird befürwortet. 
3. Die Koordinierung durch das M bedeu­
tet, daß z.B. das BMVglBundeswehr und das 
BMIITHW, auch wenn sie in Zukunft über 
eigene Haushaltsansätze für die Finanzie­
rung Humanitärer Hilfe verfügen sollten, ent­
sprechende Hilfsaktionen nur in Uberein­
stimmung mit dem M durchführen. Nur auf 
diese Weise kann eine arbeitsteilige und 
damit sinnvolle Humanitäre Hilfe gewährlei­
stet werden. 
4. Die Koordinierung setzt nach dem Posi­
tionspapier, das vom nationalen Gesprächs­
kreis "Humanitäre Hilfe" im Juli 1992 verab­
schiedet wurde, u.a. 
- die Erfassung des Hilfspotentials perso­

neller und sächlicher Art, 
- die Erarbeitung von Katastrophenszena­

rien und entsprechende Zuordnung des 
Hilfspotentials, 

- regelmäßige Lagebesprechungen im 
Alarmfall im Rahmen von Krisenstäben, 

- die Festlegung und Fortentwicklung von 
Standardkriterien für den Einsatz von Per­
sonal und Material, 

- den Austausch von Einsatzerfahrungen 
und Informationen über Wiederaufbaupro­
jekte 

voraus. 
Am Montag, den 15. Februar 1993, lud das 
Deutsche IDNDR-Komitee zu einer Presse­
konferenz mit Herrn Bundesminister a.D. 
Hans-Jürgen Wischnewski in den Bonner 
Presseclub ein, um die O.g. Thesen zum 
Thema: "Mitwirkung der Bundeswehr in 
der Humanitären Hilfe" vorzustellen. Dabei 
Standen die Möglichkeiten der Zusammen­
arbeit zwischen der Bundeswehr und den 
Hilfsorganisationen in der Bundesrepublik 
SOwie die Koordination der Humanitären 
Hilfe im Vordergrund. 

Die Bundeswehr und 
die HumaniHire HiNe 
Deutsches IDNDR-Komitee 
forciert Kooperation 
statt Konkurrenz 
Die Zahl der Naturkatastrophen steigt. 
Diese Tatsache ist heute weitgehend unbe­
stritten. Überbevölkerung in vielen Ländern 

der Welt, globale Klimaveränderungen und 
wachsende Armut sind nur einige der 
Gründe, die zu einer steigenden Anfälligkeit 
gegenüber den Naturgefahren führen. 
Auch wenn der Aufbau von Strukturen des 
Katastrophenschutzes in den betroffenen 
Ländern weiterhin Vorrang haben muß, wer­
den sich leistungsstarke Länder wie die Bun­
desrepublik Deutschland auf einen wachsen­
den Bedarf an Humanitärer Hilfe im Ausland 
einstellen müssen. Dieser wachsende 
Bedarf legt es nahe, auch die Kapazitäten 
der Bundeswehr im Rahmen dieser Hilfs­
einsätze verstärkt zu nutzen. 
Welche Aufgaben aber kann die Bundes­
wehr im Rahmen der Humanitären Hilfe 
übernehmen und welche Voraussetzungen 
müssen geschaffen werden, um es nicht zu 
einer Konkurrenz zwischen den privaten 
Hilfsorganisationen und der Bundeswehr 
kommen zu lassen? 

Primäre Zuständigkeit 
weiter bei den Hilfsorganisationen 
Im Symposium im Dezember 1992 herrschte 
Einigkeit darüber, daß die privaten und staatli­
chen Organisationen bei Einsätzen der Kata­
strophenhilfe weiterhin Vorrang vor der Bun­
deswehr haben sollten. Diese Zuständigkeit 
der privaten Hilfsorganisationen und des 
Technischen Hilfswerkes sei aus Gründen 
der politischen Akzeptanz in den betroffenen 
Staaten und durch den grundsätzlich zivilen 
Charakter humanitärer Hilfsaufgaben ge­
rechtfertigt, so Wischnewski weiter. So wäre 
es der Bundeswehr während des Golfkrie­
ges beispielsweise nicht möglich gewe~en, 
sich im Irak an Aktionen der Humanitaren 
Hilfe zu beteiligen . Das Internationale Rote 
Kreuz und seine Partnerorganisationen hät­
ten jedoch Möglichkeiten gefunden, den 
Menschen vor Ort - trotz der politischen 
Lage - zu helfen. 
Bei nicht in dieser Weise politisch belasteten, 
großen Hilfsaktionen sei es allerdings na~e­
liegend, die Stärken der Bundeswehr Im 
Rahmen der Humanitären Hilfe zu nutzen. 
Diese seien vor allem im Transport-, Sani­
täts- und Fernmeldewesen zu finden. 
Als Voraussetzungen für eine verstärkte Ein­
bindung der Bundeswehr in die Humanitäre 
Auslandhilfe nannte er noch einmal die vier 
zentralen Thesen 
1. Die Kompetenzen in der Bundeswehr und 
im Verteidigungsministerium für die Humani­
täre Hilfe sollten organisatorisch an zentraler 
Stelle zusammengefaßt und koordiniert wer­
den, um einen eindeutigen Ansprechpartner 
in dieser Sache zu schaffen. 
2. Die für die Humanitäre Hilfe in Betracht 
kommenden Einheiten sollten adäquat aus­
gebildet und auf diese Einsätze vorbereitet 
werden. So seien Lazaretteinheiten bisher 
nicht ausreichend auf Bereiche wie beispiels­
weise die Gynäkologie, Geburtshilfe oder 
Kinderheilkunde vorbereitet. 
3. Die Kosteneffizienz der Hilfsleistungen, 
insbesondere beim Lufttransport, sollte ver­
bessert werden. 
4. Die Koordinierungsfunktion für die Huma­
nitäre Hilfe muß beim Auswärtigen Amt (dort 
bei dem Beauftragten der Bundesregierung 
für die Humanitäre Hilfe) verbleiben. 
Befürwortet wurde darüber hinaus die Fort­
führung des vom Auswärtigen Amt betreu-

ten Gesprächskreises Humanitäre Hilfe. 
Letztlich sei eine umfassende Information 
der Bundeswehr über die Planung des Vertei­
digungsministeriums zu Leistungen im Be­
reich der Humanitären Hilfe unentbehrlich 
und Vertrauensgrundlage für eine effiziente 
Zusammenarbeit. 
Als Voraussetzung für eine effektive Koordi­
nierung der Hilfsleistungen wurden weiter­
hin die Erfassung und Zuordnung dervorhan­
denen Hilfspotentiale sowie die Erarbeitung 
von Katastrophenszenarien genannt. Auch 
regelmäßige Lagebesprechungen von Kri­
senstäben im Alarmfall und ein Austausch 
von Einsatzerfahrungen seien erforderlich. 
Es dürfe im Interesse der Effizienz und des 
Ansehens der staatlich finanzierten Aus­
landshilfe nicht eine Situation entstehen, 
so Wischnewski, in der aus einer wün­
schenswerten und notwendigen Koope­
ration aller Beteiligten ein Konkurrenz­
kampf werde, der nur eines zur Folge 
habe: Die Schwächung der Hilfsfähigkeit 
der Bundesrepublik in einer Zeit steigen­
der Hilfsbedürftigkeit in vielen Teilen der 
Welt. 
Bei der Diskussion über die Einbindung der 
BundesWehr gelte es darüber hinaus zu 
bedenken, so Wischnewski abschließend, 
daß die Spendenbereitschaft der Bevölke­
rung dieses Landes eng mit dem Vertrauen 
in die privaten Hilfsorganisationen verbunden 
sei . Um diese Bereitschaft weiterhin zu erhal­
ten, gelte es, die Humanitäre Hilfe in einer 
engen und effizienten Kooperation zwischen 
staatlichen und privaten Akteuren zu gestal­
ten. Auch die Bundeswehr könne und solle 
unter den genannten Voraussetzungen 
hierzu ihren Beitrag leisten. 

Quelle: IDNDR-Nachrichten 1/93 vom 
15. Februar 1993 • 
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KONZEPT EINER VORBEUGENDEN PLANUNG 
AM BEISPIEL DER INTERNATIONALEN 

LUnFAHRTAUSSTELLUNG (ILA) 
Beate Coellen, Berlin; Dieter Franke, Bad Neuenahr-Ahrweiler; Heiko Schmidt, Grafschaft-Gelsdorf 

Der Flughafen Schönefeld auf Brandenbur­
ger Territorium am Stadtrand von Berlin 
erlebte im Juni 1992 die Neuauflage einer 
Premiere. 
Die Internationale Luft- und Raumfahrtaus­
stellung (I LA) kehrte an den Ort zurück, an 
dem sie vor mehr als einem halben Jahrhun­
dert ins Leben gerufen worden war. Die 
Umstände waren auf den ersten Blick insbe­
sondere für die sicherheitstechnischen 
Belange denkbar ungünstig. Die Verkehrsver­
hältnisse litten und leiden immer noch unter 
der ehemaligen Randlage des Kreises Königs 
Wusterhausen. Der Übergang von alten zu 
neuen gesetzlichen Regelungen, insbeson­
dere im Bereich Rettungsdienst und Brand­
schutz, also teilweiser Abbau (SMH, Berufs­
feuerwehren) und Neuaufbau (Freiwillige 
Feuerwehren, Rettungsdienst, Hilfsorganisa­
tionen mit ehrenamtlichen Kräften, Kreisver­
waltungsbehörden als untere KatS-Behör­
den). braucht Gewöhnungszeit und bedeutet 

für das Land Brandenburg teilweise perso­
nelle Engpässe, die in der Vorbereitungs­
phase Probleme aufwarfen. 

Daher mußte im Vorfeld ein spezielles ILA­
Sicherheitskonzept erarbeitet und zwischen 
den Zuständigen abgestimmt werden. Eine 
Großveranstaltung mit erwarteten 500000 
Besuchern, Flugdemonstrationen und Pro­
testankündigungen erfordert nicht zuletzt 
unter dem Eindruck der Flugtage von Ram­
stein ein Vorsorgekonzept, das bei dem ver­
stauchten Fuß beginnt und auch den Flugun­
fall ganz bewußt nicht ausschließt. 
Berücksichtigt werden müssen heutzutage 
allerdings auch politisch motivierte Störun­
gen und weitergehende Aktionen. 

1. Einsatzleitung 
Das Konzept des zuständigen Landesinnen­
ministeriums sah als wesentlichsten Punkt 
die Bündelung aller potentiellen Hilfskräfte 
unter einer zentralen Einsatzleitung vor, die 

IlA'92 
Berlin • Brandenburg 

durch Kontaktpersonen zu verschiedenen 
möglicherweise tangierten Behörden und 
Ämtern verstärkt war. Diese EL-Notfalldien­
ste (EL NFD) mußte den nahtlosen Übergang 
vom Routineereignis bis zum Katastrophen­
fall garantieren. Neben der Person des Ein­
satzleiters waren deshalb Vertreter folgender 
Institutionen/Organisationen integriert: 

- Flughafenfeuerwehr 
- Berliner Feuerwehr 
- Senatsverwaltung für Gesundheit Berlin 
- DRK Berlin 
- THW Berlin-Brandenburg 
- Bundeswehr 
- Bundesgrenzschutz 
- Kreisverwaltung Königs Wusterhausen 

1.1 Vorbereitende Maßnahmen 
In der Vorbereitungsphase mußten durch 
O.g. Beteiligte umfangreiche Einzelprobleme 
gelöst werden. Die Flughafenfeuerwehr als 

~ 

Bild 1: Das Logo der ILA, hier in einer der Ausstellungshallen, diente im gesamten Berlin-Brandenburger Bereich zur Ausschilderung. 
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dem für Luftrettungsmittel der Bundesgrenz­
schutz und die Bundeswehr. Beteiligt war 
aufgrund der Zuständigkeit für den Katastro­
phenschutz die zuständige Kreisverwaltung. 

2. Aufteilung der Zuständigkeiten 
Da nicht jede Hilfeleistung über die Einsatz­
leitung Notfalldienste (EL NFD) koordiniert 
werden sollte, wurden fachdienstlich struktu­
rierte Einsatzabschnitte definiert. 

2.1 Einsatzabschnitt Rettungsdienst 
So verfügte das DRK über eine eigene Ein­
satzleitung Rettungsdienst (EL RD) inklusive 
Leitendem Notarzt (LNA). die den Routinebe­
trieb weitgehend eigenständig abwickelte. 
Das bedeutete immerhin an den Publikums­
tagen die Erledigung von mehreren hundert 
Hilfeleistungen. Neben einem Medical-Cen­
ter waren 2 Sanitätswachen stationär sowie 
am Wochenende zusätzlich 2 mobil aufge­
baut. Während der Tage für das Fachpubli­
kum waren ständig anwesend: 
- 1 Leitender Notarzt (LNA) 
- 1 Organisatorischer Leiter (OrgL) 
- 6 Notärzte/Ärzte 
- ca. 30 Rettungsassistenten/-sanitäterl 

Sanitätshelfer 
Bild 2: Die großzügigen Ausste/lungsflächen waren durch I!'bspe"ung~n .a~ ~en 

meisten Objekten sehr zergliedert. Positiv fiel dabei das sehr dlszlpllmerte 
Publikum auf, das die Markierungen beachtete. 

An Fahrzeugen standen zur Verfügung: 
- 2 Notarzteinsatzfahrzeuge (NEF) 
- 1 Notarztwagen (NAW) 

Verantwortliche Feuerwehr für den Bereich 
des Flughafens erhielt rechtzeitig vor der ILA 
neue Löschfahrzeuge (SIMBAl. die eine 
Intensive Schulung erforderten. Die Einsatz­
pläne für Notfälle im Flughafenbereich wur­
den in Zusammenarbeit mit der Berliner Feu­
erwehr überarbeitet und in einer Planübung 
auf Durchführbarkeit überprüft. Die Berliner 
Feuerwehr stellte erweiterte Dienstpläne 
auf, um im Bedarfsfall zusätzliches Personal 
in kurzer Zeit zuführen zu können. Ein Abroll­
behälter "Rettungsdienst" wurde auf eine 
Südlich gelegene Feuerwache verlegt. Ferner 
stellte die Berufsfeuerwehr Berlin täglich je 
einen B- und C-Dienst, also erfahrene Füh­
rUngskräfte, die neben der feuerwehrfachli­
chen Ausbildung auch Strategien für den 
Massenanfall von Verletzten abgesprochen 
und erprobt haben. Die Senatsverwaltung für 
Gesundheit wurde bezüglich des Rettungs­
dienstes und der stationären Versorgungska­
pazitäten eingebunden. Es schien aufgrund 
der infrastrukturellen Gegebenheiten nötig, 
In hohem Maße Berliner Krankenhäuser 
anzufahren bzw. anzufliegen . So wurden im 
Vorhinein Absprachen mit Aufnahmekran­
kenhäusern geführt, Landeplätze für Ret­
tungshubschrauber erkundet und mit unter­
Schiedlichen Maschinentypen angeflogen. 
POsitiver Ausfluß dieser Maßnahmen ist ein 
Handbuch über Krankenhäuser in Berlin mit 
Anzahl der Betten, OP-Einrichtungen, Inten­
Slv-/Beatmungseinheiten, Spezial betten, 
Größe und Standort der Landeeinrichtungen 
für Rettungshubschrauber etc. Zusätzlich 
Sorgte die Senatsverwaltung für Gesundheit 
In Verbindung mit der Berliner Feuerwehr 
dafür, das 3x täglich ein aktueller Betten­
nachweis zur Einsatzleitung Notfalldienste 
Per Fax abgesetzt werden konnte. Das Mini­
sterium für Arbeit. Soziales, Gesundheit und 
Frauen des Landes Brandenburg übernahm 
die Aufgabe, alle im Land befindlichen Kran­
kenhäuser auf eventuell notwendige Aufnah-

men vorzubereiten und Maßnahmen für die 
Verstärkung des Rettungsdienstes in den 
umliegenden Kreisen zu treffen. Durch den 
erwarteten Besucherstrom mußte mit einer 
Erhöhung der Unfallzahlen auf den Autobah­
nen im Flughafeneinzugsgebiet gerechnet 
werden. 

1.2 Beteiligung weiterer 
Institutionen/Organisationen 
Bezüglich möglicher Bergungsarbeiten war 
der THW-Landesverband Berlin-Branden­
burg vertreten. Eingebunden waren außer-

- 2 Rettungswagen (RTW) 
- 6 Krankentransportwagen (KTW) 
- 4 Arzttruppkraftwagen (ArztTrKW) 
- diverse Mannschaftskraftwagen (MTW) 
Materialvorrat für ca. 200 Verletzte. 
Wegen der auch im günstigsten Fall mehr als 
20 Minuten betragenden Fahrzeit zum 
nächstgelegenen Krankenhaus war auf dem 
Flughafengelände eine außergewöhnlich 
weitgehende Versorgung auch durch Fach­
ärzte gewährleistet. Um eventuell anfallende 
Transporte von Notfallpatienten in einem 
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Bild 3: Eine eH 53-San der Bundeswehr war als Ausste/lungsobjekt zugegen. 
Sie war aber zugleich auf grund entsprechender Vorabsprachen und 
Standortwahl in die Notfallplanungen integriert. So war stets eine komplette 
Mannschaft bei der Maschine. 
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erträglichen Zeitrahmen zu halten, wurde das 
Bundesministerium des Innern gebeten, 
einen Hubschrauber der Luftrettung des 
Bundes auf das I LA-Gelände zu verlegen. Auf 
dieses Anliegen gab es eine spontane 
Zusage, so daß während der gesamten Ver­
anstaltung eine BELL UH 1 D zur Verfügung 
stand. Die Bundeswehr bot ebenfalls ihre 
Unterstützung an. Neben einer SAR­
Maschine, ebenfalls Typ BELL UH 10, hätte 
im Ernstfall auch ein Großraumrettungshub­
schrauber vom Typ MTH CH53 mit komplet­
ter Ausstattung und Fachpersonal zur Verfü­
gung gestanden. Somit konnte permanent 
auf 161uftgebundene Transportplätze zurück­
gegriffen werden. Durch die Verbindungs­
kräfte des BGS und der Bundeswehr in der 
Einsatzleitung und vorbereitete Standleitun­
gen bestand die Möglichkeit, bei Bedarf wei­
tere Luftrettungsmittel zuzuführen. 
Während der allgem. Pub/ikumstage hielt das 
DRK ständig folgendes Personal vor: 
- 1 LNA 
- 10rgL 
- 14 Notärzte/Ärzte 
- ca. 70 Rettungsassistenten/-sanitäter/ 

Sanitätshelfer 
- 1 Schnelleinsatzgruppe (SEG) 
- weiteres Personal auf Abruf 

An Fahrzeugen 
- 2 NEF 
- 4NAW 
- 4RTW 
- 10 KTW 
- 6 ArztTrKW 
- weitere Fahrzeuge auf Abruf 
Materialvorrat für ca. 200 Verletzte 

Luftrettungsmittel : 
- 2 BELL UH 1D 
- 1 MTH CH53 
Die EL NFD war zu informieren bzw. zu betei­
ligen, wenn bodengebundene Rettungsmit­
tel das Gelände verließen bzw. luftgebun­
dene benötigt wurden. Telefonische 
Notfallmeldungen liefen über die FernmeIde­
zentrale (FmZt) der EL NFD ein und wurden 
unmittelbar an die EL RD übermittelt. Die Lei­
stungsfähigkeit der I LA-Notfallorganisation 
sprach sich offenbar schnell herum, so daß 
an den Messetagen auch gelegentlich Hilfe­
ersuchen aus der Umgebung einliefen und 
nach Möglichkeit befriedigt wurden. 

2.2 Einsatzabschnitt Brandschutz 
Einen 2. Einsatzabschnitt bildete die Feuer­
wehr. Verantwortlich zeichnete in diesem 
Bereich der Leiter der Landesfeuerwehr­
schule Brandenburg. Zugeordnet war hier 
das Technische Hilfswerk (THW). Die beiden 
Organisationen bildeten auf dem I LA­
Gelände zusammen mit der Flughafenfeuer­
wehr gemeinsame Stützpunkte. Das Aus­
rücken erfolgte selbständig bei gleichzeiti-
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Bild 4: Zusammenwirken der Fachdienste in Perfektion. Freiwillige Feuerwehr, 
Berufsfeuerwehr, THW und DRK hatten gemeinsame Stationen, rückten 
teilweise gemeinsam aus und unterstanden einer einheitlichen Führung. 

ger Information an die EL NFD, wenn die 
Ereignismeldung vor Ort auflief. Ansonsten 
wurde von der FmZt der EL NFD der Einsatz­
leiter Feuerwehr (EL FW) alarmiert, der auf­
grund eigener Beurteilung den Einsatzbefehl 
für den entsprechenden Stützpunkt erteilte. 
Eingesetzt waren: 

Brandschutz 
- 1 EL FW 
- 20 Feuerwehrleute in der Tagschicht 
- 6 Feuerwehrleute in der Nachtschicht 
- 2 Tanklöschfahrzeuge (TLF) 
- 1 Löschfahrzeug (LF) 
- 1 Trockenlöschfahrzeug (TroLF) 

zusätzlich die Flughafenfeuerwehr: 
- 1 EL Flughafenfeuerwehr 
- 3 SIMBAS und Personal 
Es gab eine strikte Aufgabentrennung zwi­
schen der Flughafenfeuerwehr und der 
"I LA" -Feuerwehr. Die Flughafenfeuerwehr 
zeichnete verantwortlich für alle Aktivitäten 
auf dem Flughafengelände inklusive des nor­
malen Flugbetriebs sowie der Vorführungen 
an läßlich der ILA. Für das ILA-Gelände über­
nahm die" I LA" -Feuerwehr den Brandschutz. 
Die Berliner Feuerwehr stellte für diesen 
Zweck Fahrzeuge zur Verfügung, die mit frei­
willigen Feuerwehrleuten aus dem Kreis 
Königs Wusterhausen besetzt wurden. Bei 
Bedarf hätte die Flughafenfeuerwehr bei 
Schadensereignissen von diesem Potential 
unterstützt werden können. Für die techni­
sche Hilfeleistung stand am Publikumswo-

chenende das Technische Hilfswerk Berlin­
Brandenburg mit 28 Helfern eines Bergungs­
zuges sowie 7 Fahrzeugen bereit. Die Auftei­
lung auf Stützpunkte unter der Verantwor­
tung eines EL FW hatte den schnellen und 
verzögerungsfreien Einsatz bei den Klein­
ereignissen des Normalbetriebes zum Ziel. 
Die Strukturen waren jedoch ohne Umstel­
lung der Meldewege und ohne für die Helfer 
merkbare Änderungen der Führung so aus­
gelegt, daß die EL NFD unmittelbar bei 
einem Großschadensereignis koordinieren 
konnte. Funktionsprüfungen für diese Über­
legungen gab es durch Bombendrohungen 
während der Veranstaltungen, die sich aber 
zum Glück als nicht zutreffend erwiesen. 

2.3 Kriseninterventionsteam (KIT) 
Als Novum ist neben der permanenten 
Anwesenheit eines Leitenden Notarztes 
während der ganzen Veranstaltung das Vor­
halten eines Kriseninterventionsteams (KIT) 
zu sehen. Beides erscheint auch in der Nach­
betrachtung als für zukünftige Großveranstal­
tungen zu empfehlende Vorsorgemaß­
nahme. Das KIT bestand aus Fachkräften, die 
über Erfahrung im katastrophenpsychologi­
schen Bereich verfügen. 2 Mitglieder des KIT 
waren auf dem Gelände selbst eingesetzt. 
Ausgerüstet mit Funkalarmempfängern 
waren sie jederzeit erreichbar, um eventuelle 
Krisenorte zu Fuß anlaufen zu können. Im 
Vorfeld bestand die Aufgabe u. a. darin, 
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potentielle Engstelien für Fahrzeuge oder 
FUßgänger auszumachen, die bei Gefährdun­
gen von besonderer Bedeutung sein könn­
ten. Dabei waren nicht nur bauliche Aspekte 
ausschlaggebend, sondern auch Verhaltens­
Weisen der Besucher, wie etwa bevorzugte 
Wege, längere Verweilpunkte u. ä .. Wenn die 
Möglichkeit bestand, wurden diese Gefah­
renpunkte schon im Vorfeld entschärft. War 
dieses nicht durchführbar, bedurften diese 
Örtlichkeiten besonders häufiger Kontrollen. 
Wesentlicher Bestandteil einer sinnvollen 
Krisenintervention war selbstverständlich 
enger Kontakt zu Einsatzkräften wie Polizei, 
Feuerwehr, Rettungsdienst u. a. Spezialkräf­
ten, wie z. B. den Sprengstoffentschärfern. 
Die Bekleidung bestand aus einem orange­
farbenen Overall und Stiefeln. 
Für den Einsatzfall ist eine farblich auffällige 
Bekleidung unumgänglich, um nicht nur 
akustisch (per Trillerpfeife oder Megaphon), 
sondern auch optisch sofort erkennbar zu 
sein. Nur so läßt sich die schnelle Fixierung 
Betroffener auf eine Weisung gebende Per­
son ermöglichen. Im nachhinein hat sich die 
Farbe der gewählten Bekleidung als nicht 
geeignet herausgestellt. Die Mitglieder des 
KIT wurden häufig mit den "Abfallspeziali­
sten " verwechselt. 

Die Aufgabenzuweisung im speziellen: 
- Informieren und Warnen des Publikums 

bei Schadenfällen 
- gezieltes Anleiten und Lenken aus Gefah­

renzonen (mit Unterstützung des privaten 
Ordnungsdienstes und der Polizei) 

- Betreuung von Opfern und Angehörigen 
(punktuell bis Verstärkung nachgeführt ist) 

- Unterstützung des Medical-Centers bei 
Patienten mit psychischen Ausfallerschei­
nungen 

- Betreuung der eigenen Einsatzkräfte. 

Zur Unterstützung des KIT wurde im Fahr­
zeug des EL FW ein sogenanntes Psycholo­
gisChes Notset mitgeführt. Dieses bestand 
aus: 
- Megaphon 
- Warnwesten 
- Leuchtstäben 
- TaSChenlampe 
- Trillerpfeife 
- Kaugummis 
Glücklicherweise mußten die Angehörigen 
des KIT nur zweimal in Aktion treten, als nach 
Auffinden von Gepäckstücken mit unklarem 
Inhalt vorsorglich eine große Ausstellungs­
halle geräumt wurde. Der "Probelauf" kann 
als gelungen betrachtet werden. 

2.4 Kommunikation 
Als Kommunikationsmittel nach außen bzw. 
untereinander standen der EL NFD zur Verfü­
gung: 

- 4 Telefonhauptanschlüsse (aus dem West-
berliner Netz) 

- 1 Telefaxanschluß 
- 1 Standleitung Berliner Feuerwehr 
- 1 Standleitung Bettennachweis 
- 1 Standleitung DRK LV Berlin 
- 1 Standleitung SAR-Leitstelle Fürsten-

Waide 
- 1 Standleitung Lagezentrum Innenmini­

sterium Brandenburg 
- diverse lLA-interne Verbindungen 

Bild 5: Die Einsatzleitung Notfalldienste war abhängig von einem sehr 
umfangreich gesponnenem Kommunikationsnetz. Die Drahtverbindungen 
allein erforderten eine einwandfreie Systematik und Kennzeichnung. 
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Bild 6: Auch die diversen 2- und 4-m-Verbindungen bedurften der Planung und 
Erprobung, um störungsfrei damit zu arbeiten. 

- Funkverbindungen im BOS-Bereich, 4-
und 2-Meter-Band 

- Funkalarmempfänger 
Da die EL NFD im selben Gebäude und 
Stockwerk wie der Führungsstab der Polizei 
untergebracht war, gab es zwischen beiden 
Bereichen Lageinformationen "auf kurzem 
Weg". 

Das Medical-Center unterhielt 
- 3 Direktleitungen zur EL NFD 
- Telefonverbindungen zu den Sanitätswa-

chen 
- Telefon- und Telefaxanschlüsse 
Zu den Stützpunkten FeuerwehrrrHW 
bestand Funkverbindung. 

3. Fazit 

Eine derartig große Veranstaltung verlangt 
eine umfangreiche Vorarbeit mit klaren 
Absprachen zwischen allen Beteiligten. Eine 
straffe Führungsstruktur muß aufgebaut 
werden. Im Normalfall kann jeder Einsatzab­
schnitt eigenständig agieren, muß sich aber 
beim Großschadensfall in die dann gültige 
Struktur integrieren lassen. Dies muß 
besprochen, in einem Plan festgehalten und 
auch geübt werden. Eine Dienstanweisung­
wie in diesem Fall erstellt - hilft bei der 
Abgrenzung der Aufgaben und enthält Direk­
tiven zum Verhalten im "Ernstfall". Das 
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Erstellen von Unterlagen, z. B. Handbuch 
Krankenhäuser etc., gehört ebenfalls dazu. 
In Arbeitsgruppen müssen Probleme erörtert 
und gelöst werden. Die zur Vorbereitung der 
ILA zur Verfügung stehende Zeit von knapp 4 
Monaten hat teilweise zu Engpässen 
geführt. 
Zur Einweisung der Ärzte auf ihre Aufgaben, 
insbesondere bei Massenanfall von Verletz­
ten, wurde in Zusammenarbeit mit der 
Senatsverwaltung für Gesundheit Berlin und 
dem Innenministerium Brandenburg ein 
Sonderseminar mit praktischer Ausbildung 
durchgeführt. 
Ortsbegehungen und das Abfahren der Zu­
und Abfahrtswege halfen, sich mit der 
Umgebung vertraut zu machen. 
Die Ausgabe von verbindlichen Karten des 
Geländes und seiner Umgebung bereitete 
Sorgen, da praktisch bis zum Tag der Eröff­
nung noch Baumaßnahmen stattfanden. 
Hier ist der Veranstalter unbedingt in die 
Pflicht zu nehmen, da diese Karten Arbeits­
grundlage sind. 
Bei einer derart hohen Anzahl von beteiligten 
Fachdiensten ist eine Fernmeldeübung 
einige Tage vorher unbedingt anzuraten, 
damit "das große Erwachen" nicht während 
der Veranstaltung geschieht. 
Unbedingt notwendig ist auch das alimor­
gendliche Briefing. Damit konnte während 
der I LA die relativ große Eigenverantwortung 
der Einsatzabschnitte gesteuert werden. 
Ferner wurden dabei die aktuellen Erkennt­
nisse der Polizei bezüglich der Verkehrslage 
und erwarteter sonstiger Schwierigkeiten 
ebenso besprochen wie Anforderungen an 
den Veranstalter, die sich aus den Erfahrun­
gen des Vortages ergeben hatten. 
Den beteiligten Institutionen/Organisationen 
ist bewußt geworden, daß eine derartige Ver­
anstaltung nur sehr schwer mit ehrenamtli­
chen Kräften vorbereitet werden kann. Teil­
weise erhoben Arbeitgeber Einspruch, als 
sie Kräfte freistellen bzw. Urlaub genehmi­
gen sollten. Trotz der schwierigen Lage kann 
festgehalten werden, daß die ILA für alle 
Beteiligten erfolgreich verlaufen ist. 
Als Nebeneffekt lernten sich Mitwirkende 
aus Berlin und Brandenburg kennen bzw. 
wurden freundschaftliche Kontakte zu ande­
ren Stellen (BGS, Bundeswehr etc.) ge­
knüpft, die auch nach der ILA noch anhalten. 
Allen an der Vorbereitung und Durchführung 
sei Dank ausgesprochen. Also, die I LA '92 ist 
vorbei, bereiten wir die nächste vor. 

• 
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SCHUTZRAUMBAU / 
SCHUTZRAUMBAU IN 

DEUTSCHLAND 
Fachtagung der 

"Deutschen Schutzbau-Gemeinschaft" 

Fortsetzung aus Heft 1/93, S. 19- 23 und Schluß 

Hat sich der bauliche Zivil­
schub im iugoslawischen Krieg 
bewährt? 
Josip Slunjski, Zagreb (Kroatien) 

Vortrag anläßlich der Jahreshauptver­
sammlung der Deutschen Schutzbauge­
meinschaft am 10.12.1992 in Bonn 

Es tut mir leid, daß ich Ihnen meinen Vortrag 
nicht in Ihrer Sprache halten kann, aber ich 
hoffe, daß meine Ausführungen und Darle­
gungen verständlich sind und durch ein Video 
bzw. durch Folien noch deutlicher werden. 

Das Thema meiner Ausführungen heißt: 
" Die Möglichkeiten, der Nutzen und die 
Schwierigkeiten des Zivilschutzes in 
Kroatien. " 

Für das weitere Verständnis werde ich Ihnen 
nun einen kurzen Abriß meiner Ausführun­
gen geben. 

I. Im ersten Teil werden ich Ihnen kurz das 
Land, aus dem ich komme, sowie den 
Zivilschutz dieses Landes vorstellen. 

11. Im zweiten Teil möchte ich etwas über 
den Charakter des Krieges ausführen, der 
in der Republik Kroatien geführt wurde. 

111. Im dritten Teil werde ich über alle Teile des 
Zivilschutzes - vor allen Dingen in der Vor­
bereitung - referieren. 

IV. Im vierten Teil werde ich aufzeigen, wei­
che Entwicklung der Zivilschutz in Kroa­
tien durchgemacht hat. 

Im Namen des Verteidigungsministeriums 
und des Amtes für den Zivilschutz und aller 
beteiligten Angehörigen möchte ich mich für 
die herzliche Einladung bedanken. 
Die Republik Kroatien, das Land Kroatien, fällt 
von seiner Herkunft her in den Kulturkreis der 
mitteleuropäischen Länder; das heißt Kroa­
tien ist nicht der Balkan. 
Der Zivilschutz in Kroatien hat eine lange 
Geschichte, auch wenn Kroatien erst ein jun­
ger Staat ist, der erst vor kurzem seine Unab­
hängigkeit erlangt hat. Auf dem Gebiet des 
heutigen Kroatiens hat sich der Zivilschutz 
zur sei ben Zeit entwickelt wie in den meisten 
anderen Ländern Europas. Auch wenn Kroa­
tien auf dem ehemaligen Gebiet Jugosla­
wiens liegt und ein Teil davon war, ist es kein 
Zufall, daß dieser Zivilschutz so gut entwik­
kelt ist. Aus den Daten, die hier angegeben 
sind, ist zu ersehen, wie dieses der Fall ist. 
Dahingegen wurde in Belgrad ein passiver 
Zivilschutz praktiziert . 

Es spricht für die kroatische Tradition, daß 
sich verschiedene humanitäre Organisati­
onen zum Dienst des Schutzes der Men­
schen verschrieben haben. Erlauben Sie mir, 
daß ich kurz die Organisation des kroatischen 
Zivilschutzes darstelle: 
Der Zivilschutz ist auf allen Ebenen organi­
siert; in Wohnhäusern, Siedlungen, ganzen 
Orten bis hin zur Stadt Zagreb und in dem 
gesamten Staat. 

Der Zivilschutz setzt sich aus vier Haupt­
teilen zusammen : 
Der persönliche Schutz, der Schutz der 
Bürger; das sind die verschiedenen ein­
zelnen Schutzmaßnahmen, die verschie­
denen einzelnen Einheiten sowie das Füh· 
rungskommando auf der obersten Ebene. 
Ich glaube, die Struktur unseres Zivilschutzes 
hat letztendlich zum Erfolg geführt. 

Der Stab des Zivilschutzes ist im Verfas­
sungskonzilium, wobei er sehr eigenständig 
agieren kann. Bis zum Jahr 1990 war der 
Stab ganz selbständig. Die untergeordneten 
Organisationsebenen sind nicht im Republik­
stab des Zivilschutzes. Sie sind auf den jewei­
ligen Ebenen der kommunalen Selbstverwal­
tungsorgane eingegliedert. 
Den Zivilschutz übernehmen nicht die Einhei­
ten des Stabes, sondern andere humanitäre 
Organisationen und Dienste. Diese Organe 
koordinieren die Arbeit vieler einzelner Dien­
ste und der ganzen Abteilungen. 
Wir müssen uns entschuldigen, daß wir 
heute noch nicht in der Lage sind, die endgül­
tigen Schlußfolgerungen aus den Erfahrun­
gen des Zivilschutzes im Kriege hier vorzutra­
gen. 
Nunmehr möchte ich meine persönlichen 
Erfahrungen und Bemerkungen aus der Zeit 
vortragen, die wir in der kriegerischen Zeit 
erleben mußten, und zwar von mir persönlich 
als dem Befehlshaber des kroatischen Zivil­
schutzes. 
Wir haben gewisse wissenschaftliche Unter­
suchungen in Bewegung gesetzt; manches 
davon ist schon zu Ende geführt, so daß die 
endgültigen Schlußfolgerungen danach 
gezogen werden können. 
Erlauben Sie mir einen kurzen Einschub. 
Nach dem Volksentscheid über die Unabhän­
gigkeit des Staates Kroatien wurde ein Akt 
der Aggression auf unseren Staat durchge­
führt sowie eine Aufteilung und eine Vermin­
derung des Staatsgebietes vorgenommen. 
Man könnte lange darüber sprechen, wie 
und mit welcher Taktik diese Aggression aus-
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geführt wurde. Soweit bekannt ist, wurden 
sehr fatale Methoden angewendet; aber als 
wichtigstes ist festzustellen, daß der Krieg 
auf dem Territorium der Republik Kroatien 
geführt wird und daß die Städte Kroatiens 
sowie die Infrastruktur zerstört wurden. Typi­
scher Charakterzug dieses Krieges ist die 
Zerstörung ziviler Ziele und der Terror gegen 
die Zivilbevölkerung in jeglicher Art. 
Erlauben Sie mir, daß ich das mit folgendem 
Beispiel untermale. Es ist eine große Zahl an 
Menschen aus der Zivilbevöllkerung getötet 
Worden: über 10000 Tote. Es sind über 
30000 Verletzte zu beklagen. Die endgültige 
Z~hl und das Ergebnis der Gefallenen wird 
Sich erst noch zeigen müssen. Unter großer 
Vitalität, großem Schrecken und ethnischer 
Säuberung vollzieht sich die Aggression auf 
die besetzten Gebiete. Es sind über 700000 
Kroaten aus ihren angestammten Gebieten 
geflüchtet. 590 Siedlungen wurden zerstört, 
",:,obei 35 völlig zerstört und niedergebrannt 
sind; 34 Siedlungen haben sehr starke Zer­
störungen davongetragen. 
Es sind Bomben auf das weltberühmte 
Dubrownik gefallen, wobei Werte zerstört 
Wurden, die nicht wiederbringbar sind. Einen 
kleinen Einblick in die Zerstörung von 
Dubrownik soll der Videofilm geben, den ich 
Ihnen im Anschluß an diesen Vortrag zeigen 
möchte. 
Es sind ca. 210000 Wohneinheiten auf dem 
Gebiete Kroatiens zerstört worden, das 
macht etwa 12 % des gesamten Wohnrau­
mes aus. Vollständig zerstört oder in der 
Funktion beeinträchtigt sind 30 % der Indu­
strie, 11 Wärme- oder Wasserkraftwerke, 
über 10000 km des Eisenbahn-/Straßennet­
zes, das heißt bei uns vergleichbare Bundes­
straßen oder Autobahnen, Landstraßen, 33 
Völlig zerstörte sowie über 30 sachbeschä­
digte Brücken. Der Eisenbahnverkehr hat 
sich um 37 % reduziert; 9 große Krankenhäu­
ser Wurden zerstört und Dutzende kleinerer; 
8! Kindergärten wurden zerstört, 24 mittlere 
Kindergärten, 170 Oberschulen; 70 Hoch­
schulen; über 300 Kirchen und Sakralbauten 
sind zerstört worden, wobei es sich überwie­
gend um katholische Kirchen handelt, und 
200 Kulturdenkmäler höchster Kategorie sind 
unwiederbringbar vernichtet. 
Ein großer Schaden wurde in der Natur ange­
nChtet, an der Pflanzenwelt und der für die 
Gegend typischen Tierwelt. Der Großteil an 
Nationalparks u'nd Reservaten wurde zer­
~tört, und die gesamten Schäden sind unge­
fahr auf 21 Milliarden Dollar geschätzt oder 
auf einen Sofortschaden von umgerechnet 
21450000 Dollar; das alles umgerechnet auf 
eine Gesamtbevölkerung von 4,7 Millionen 
Einwohner. 

Die Aufgaben des Zivilschutzes haben sich 
zUm Teil gegenüber den theoretischen 
Grundlagen durch eine entsprechende Krieg­
führung des Aggressors verschoben. Soviel 
von der Bedeutung dieses Krieges. 

Jetzt werden wir kurz sehen, wie sich der 
Zivilschutz unter den kriegerischen Bedin­
gungen im einzelnen organisiert und darauf 
reagiert hat. Charakteristisch war ein unzu­
friedensteIlender Standard des Zivilschutzes 
im auseinandergefallenen Jugoslawien. Es 
h~t sich gezeigt, daß der Feind die Pläne des 
Zivilschutzes und die damit verbundenen 

Abläufe besser gekannt hat als wir selber. 
Also war das, worauf wir unsere Energie jah­
relang konzentriert hatten, umsonst. Wir 
mußten alle die Dokumente, die bis dahin 
bestanden, weglegen und mußten uns mit 
sehr schwer voraussehbaren Bedingungen 
abfinden. 
Dies wurde besonders dadurch erschwert, 
daß es nur eine sehr kleine Zahl von Perso­
nen gab, die im Zivilschutz Bescheid wußten. 
Der gesamte Zivilschutz lastete somit auf 
dem Rücken von ungefähr 100 Personen, die 
nur über eine sehr geringe materielle Unter­
stützung verfügten. 

Konfrontiert mit der Kriegsgefahr und dem 
Gefahrenszenarium, mußten wir in erster 
Linie die Bevölkerung beruhigen und infor­
mieren. Gerade in solchen Situationen stellt 
sich das Dilemma ein, daß man nur sehr 
schwer die Konsequenzen einer Information 
abschätzen kann, vor allem, wenn im Hinter­
grund eine mögliche Panik entsteht. 
Diese Frage wurde zum Teil sehr kontrover" 
diskutiert. Die letztendliche Vorgabe für uns 
war, daß unnötige Panik und Angst unter der 
Zivilbevölkerung vermieden werden sollten. 
Wir haben dann sehr entschlossen reagiert, 
sind mit unseren Aufgaben konsequent 
umgegangen und haben eine große Informa­
tions- und Erziehungskampagne initiiert, in 
der wir die Zivilbevölkerung auf die Kriegsge­
fahren und auf allgemeine Gefahren hinge­
wiesen haben. Es wurden sehr schnell und 
früh die entsprechenden Broschüren und 
Informationsplakate verteilt; von denen wir 
Ihnen einige zu Ihrer Information ausgelegt 
haben. 
Soweit es ging, haben wir bei diesem Vorha­
ben auch das Fernsehen und das Radio ein­
geschaltet. Es wurden ständig in Radio-/Fern­
sehprogrammen die Warnungen an die 
Zivilbevölkerung verbreitet. Gleichwohl 
haben wir die Warnungen auch durch Laut­
sprecher und andere Möglichkeiten weiter­
gegeben. Dies alles war von großer Bedeu­
tung zu Beginn unserer Arbeit. Als nächstes 
muß natürlich die Organisation des Zivil­
schutzes in bezug auf diese Situation mit 
dem entsprechenden personellen Ansatz 
und natürlich auch mit den materiellen Mit­
teln gesichert werden. Dafür mußten 
zunächst einmal alle möglichen Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. 
Erlauben Sie mir, daß ich von den wichtigen 
Aktionen des Zivilschutzes in dieser Phase 
berichte. Dazu werde ich gerne auf Ihre Fra­
gen eingehen. Zunächst einmal muß man die 
Möglichkeiten nutzen, die im Zusammen­
hang mit den Problemen des Zivilschutzes 
stehen. 
Das System der Bewertung und Umsetzung 
der Maßnahmen ist eigentlich nicht formell 
Teil des Zivilschutzes, sondern ist bei uns 
immer ein autonomes, paralleles System 
gewesen. Deshalb besteht hier die Notwen­
digkeit, daß sich die beiden Systeme, wo 
immer es nötig ist, absprechen und austau­
schen. 
Die Alarmierung der Bevölkerung durch Sire­
nen war in allen Städten sehr gut organisiert. 
Das Problem stellte sich außerhalb der Bal­
lungszentren, weil es dort keine Sirenen gab. 
Dort wurde die Alarmierung durch Fernse­
hen und durch Radio organisiert. 

Es war dabei sehr wichtig, daß gerade Luft­
angriffe sehr schnell gemeldet wurden und 
daß diese Meldungen sofort auf allen Kanä­
len gesendet wurden; auf großen und mittle­
ren Sendern, aber auch in Lokalsendern. Das 
hatte sein Gutes, weil die Bevölkerung recht­
zeitig die Gefahr damit erkennen konnte. 
Die Luftangriffe durch Flugzeuge bildeten 
dadurch keine besondere Gefährdung mehr; 
sie ging vielmehr von Raketenangriffen, Pan­
zerangriffen bzw. Artillerieangriffen aus, die 
nicht vorhergesagt werden konnten. Die 
erste Warnung bzw. das erste Sirenensignal 
an die Bevölkerung fielen zusammen mit 
dem ersten Einschlag entsprechender 
Geschosse. 
In bezug auf die Benutzung von Sirenen zur 
Warnung und unter der Voraussetzung, daß 
wir fast ausschließlich im Zivilschutz Sirenen 
benutzt haben, können wir zwei Schlüsse 
ziehen: Sie betreffen das Verhalten der Zivil­
bevölkerung sowie deren Reaktion auf das 
Alarmsignal. 

Wir haben eine genaue Befragung durchge­
führt und damit ein genaues Meinungsbild 
der Bevölkerung erhalten, was sie von der 
Alarmierung durch den Zivilschutz und der 
Allgemeinalarmierung hält. Dies ist in einer 
Studie über das Verhalten der Bewohner 
einer kroatischen Stadt während eines 
Angriffes festgehalten worden. Eine ähnliche 
Studie wurde in Zagreb angefertigt, an der 
bekannte und kompetente Leute gearbeitet 
haben. 

Diese Schlüsse sind von wesentlicher 
Bedeutung für unsere weitere Planung. Soll­
ten Sie Interesse an diesen Studien haben 
so stehen Sie Ihnen gerne zur Verfügung. E~ 
besteht nur die Notwendigkeit, daß Sie in die 
deutsche Sprache übersetzt werden müs­
sen. 
Jetzt zu den Punkten, die im Zusammenhang 
mit der heutigen Veranstaltung von Hauptin­
teresse sind. 
Die Probleme, die bisher zur Sprache kamen, 
waren vorher genau so in der Republik Kroa­
tien evident. Ich muß ganz ehrlich sagen, daß 
ich selber sehr skeptisch über die Notwen­
digkeit von Schutzräumen gedacht habe, 
auch wenn ich selber Hauptbefehlshaber des 
Zivilschutzes bin. Auch ich dachte, daß man 
keine Bunker bauen muß, wenn eine ent­
sprechende Bedrohung nicht mehr vorliegt. 
Denn es gab und gibt immer Dinge, die eine 
größere Priorität genießen. Aber die Mei­
nung, die ich damals hatte, muß ich heute lei­
der revidieren. Wir können heute ganz 
sicher und endgÜltig feststellen, daß 
Schutzbauten und alle Art von Schutzräu­
men für die Zivilbevölkerung einen zen­
tralen, wenn nicht sogar den wichtigsten 
Punkt bedeuten. 
Dank dem persönlichen Einsatz von Vielen 
konnten viele Menschenleben gerettet wer­
den, das heißt konkret, Kroatien ist in den 
Krieg mit einer sehr kleinen Anzahl von 
Schutzplätzen (ca. 250000) gegangen. 
Will man mehr Schutzplätze erreichen, muß 
man alle in Frage kommenden möglichen 
Räumlichkeiten erfassen und für den Perso­
nenschutz nutzen. Dank rechtzeitiger Vorbe­
reitung hat der Zivilschutz alle dazu in Frage 
kommenden Räumlichkeiten vorbereitet; .. 
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von Kellern und Privatgaragen bis hin zu 
öffentlichen Bauwerken, über oder unter der 
Erde, Unterführungen, Tunnels bis hin zu 
unterirdischen Bunkern. Man konnte im 
Fernsehen am Beispiel einer Stadt im Osten 
Kroatiens verfolgen, wie die Leute die Zivil­
schutzobjekte vorbereitet haben. Man 
einigte sich auf Schutzbauten aus Holzstük­
ken; man machte ein Gerüst, das dann mit 
Erde bedeckt wurde. Tausende Tonnen von 
Sand und anderen Baumaterialien wurden 
dafür verwendet. Aber es gab nicht nur Pro­
bleme bei der Vorbereitung von Schutzräu­
men. 
Eine ebenso wichtige Frage war die Organi­
sation in den Schutzräumen. In vielen Städ­
ten haben Menschen nächtelang in Notun­
terkünften und Schutzräumen verbracht. Der 
Zivilschutz mußte das normale Überleben or­
ganisieren: Versorgung mit Essen, Medizin 
und mit Wasser. Vielen war somit der Schutz­
raum tage- und wochenlang das Zuhause. 
Aber er hat ihnen das Leben gerettet. 
Eine der wichtigsten Punkte im Krieg war die 
Versorgung und Lagerung von Materialien 
von der Küste her. 
Von der Regierung wurden Vertriebenenbü­
ros eingerichtet, aber trotz dieser staatlich or­
ganisierten Büros mußte der Zivilschutz die 
Registrierung, Weitermeldung und allge­
meine Organisation dieser Büros übernehm­
nen. In diesem Bereich waren besonders die 
städtischen bzw. lokalen Zivilschutzeinrich­
tungen engagiert. 
Eine besondere Bedeutung kommt dem 
Feuerschutz zu, der natürlich auch zum Zivil­
schutz gehört. Im Krieg ist die Berufsfeuer­
wehr sowie die Freiwillige Feuerwehr 
entscheidender Grundbestandteil des Zivil­
schutzes. Dank der Tapferkeit und der Uner­
müdlichkeit der Feuerwehrleute sind viele 
materielle Schäden verhindert worden. Es 
kann nicht verschwiegen werden, daß 
bedauerlicherweise während der kriegeri­
schen Auseinandersetzungen viele Feuer­
wehrleute umgekommen sind. 
Ein wichtiger Bestandteil ist das Räumen 
nicht explodierter Minen. Auf dem Territo­
rium der Republik Kroatien befinden sich 
noch über eine Million nicht explodierter 
Sprengkörper, vornehmlich natürlich auf dem 
Gebiet, auf dem sich die Kampfhandlungen 
abgespielt haben. Diese Minen bilden eine 
große Gefahr für die Zivilbevölkerung, beson­
ders für die Kinder. Dies ist eines der zentra­
len Probleme, das angegangen werden muß, 
wenn die Vertriebenen in ihre angestammten 
Gebiete zurückkehren möchten. Aus diesem 
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Grund hat der Zivilschutz diese Fragen mit 
besonderem Interesse und Engagementver­
folgt. Hier arbeitet der Zivilschutz Hand in 
Hand mit der Polizei und der Armee. So 
wurde zum Beispiel der Flughafen von 
Dubrownik vom Zivilschutz von Minen 
geräumt. Er ist damit geräumt; aber es muß 
festgehalten werden, daß sich dies unter 
unzumutbaren Umständen vollzogen hat. 

Vor allem fehlt uns die notwendige Ausrü­
stung. Zusätzlich verkompliziert wird die 
Angelegenheit noch dadurch, daß die Ausrü­
stung, auch wenn sie Zivilschutzzwecken 
dient, unter das Embargo fällt. 

Ein weiterer sehr wichtiger Zentralteil des 
Zivilschutzes ist die Wasserversorgung . In 
Städten, die tagelang, wochenlang dem 
Angriff ausgesetzt waren, war die Wasser­
versorgung abgeschnitten. So zum Beispiel 
in Dubrownik, Zadar und anderen Städten. In 
diesen Städten hat sich der Zivilschutz um 
die regelmäßige Wasserversorgung auf zwei 
verschiedene Arten gekümmert. Zum einen 
wurden die Zisternen und Brunnen wieder 
instandgesetzt. Zum anderen wurde für eine 
Kurzübergangszeit Wasser herantranspor­
tiert. 

Doch trotz aller Schwierigkeiten mußte nie­
mand ernsthaft Durst leiden. Auch ist es trotz 
der mangelnden Wasserversorgung nicht zu 
irgendwelchen Krankheiten gekommen. 

Im Hinblick auf die mögliche Anwendung von 
ABC-Mitteln hat der Zivilschutz den Schutz 
der Fabrikanlagen übernommen. Dies voll­
zog sich zum Beispiel in der Vorbereitung der 
Betriebsangehörigen und der Zivilbevölke­
rung für den Gebrauch der entsprechenden 
Sch utzmögl ich keiten. 

Eine besondere Aufgabe wird nun die Besei­
tigung der Folgen des Krieges in den Gebie­
ten sein, in denen kriegerische Handlungen 
stattgefunden haben. Dies bezieht sich vor­
dringlich auf die notwendigerweise zu vollzie­
henden Baumaßnahmen an Wohnhäusern, 
in die die Vertriebenen nun wieder einziehen 
möchten. Doch die UNO hat es bis zum heu­
tigen Zeitpunkt noch nicht geschafft, eine 
entsprechende Übereinkunft zu erzielen, daß 
die Flüchtlinge wieder zurückgehen können. 
Wir hoffen, daß die zwischenstaatlichen 
Mechanismen im Zusammenhang mit den 
Möglichkeiten der europäischen Gemein­
schaft alles tun werden, damit die UNO ihre 
Aufgaben in unserem Land möglichst schnell 
beenden kann und sich ein Friedensplan 
ergibt, der unsere derzeitige Situation auf 
friedliche Weise löst. 

Unsere Erfahrung spricht gegen besondere, 
große Zivilschutzeinheiten. Wir müssen uns 
vor Augen halten, daß wir über einen Krieg 
sprechen, in dem keine Konventionen vom 
Feind eingehalten werden. Solche große Ein­
heiten sind anfällig für Angriffe des Feindes. 
Von größerem Nutzen für Hilfsmaßnahmen 
sind kleine, operative Einheiten, sozusagen 
Trupps, die schnell ihre Aufgaben lösen und 
sich dann zurückziehen können. Diese Orga­
nisation haben wir zum Beispiel bei der Feu­
erwehr. 
Die Gesamtheit dieser Erfahrungen kann 
sich erst ganz am Ende des Krieges ziehen 
lassen, wenn auch die Ergebnisse über die 
physische und psychische Belastung vor­
liegt. Danach müssen wir dann unsere 
momentane Organisation überprüfen. 
Erlauben Sie mir einige Aussagen. Die 
Gesamtheit des Zivilschutzes hat einen gro­
ßen Beitrag dafür geleistet, daß die Folgen 
dieses schrecklichen Krieges kleiner gewe­
sen sind, als sie gewesen wären, wenn es 
den Zivilschutz nicht gegeben hätte. 
Durch den Einsatz des Zivilschutzes wurden 
in Kroatien sehr viele Menschenleben geret­
tet und unter zum Teil sehr widrigen Umstän­
den in Sicherheit gebracht. 
Weiterhin müssen wir viele bisherige Fest­
stellungen und Ausgangspunkte in Frage 
stellen. Insbesondere, was das Verhältnis 
von Betroffenen auf der militärischen und 
zivilen Seite angeht. Es bestehen einige all­
gemeine Schätzungen, daß in modernen 
Kriegen dieses Verhältnis zehn Zivilisten auf 
einen Soldat sein soll. Dieses Verhältnis steht 
in unserem Falle 1 zu 1 und bei den Verwun­
deten 1 zu 2, aber zum Vorteil für die Zivilbe­
völkerung. 
Daß dieses Verhältnis bei uns so gegeben ist, 
ist aber nicht nur ein Verdienst des Zivilschut­
zes, sondern die Konsequenz aller durchge­
führten Aktivitäten im Zusammenhang mit 
dem Schutz der Zivilbevölkerung in Kroatien. 
Wichtige Erfahrungen ergeben sich aus die­
sem Krieg in bezug auf die völkerrechtlichen 
Konventionen; es muß vor allen Dingen ein 
effizienter Mechanismus gefunden werden, 
der auf die Einhaltung der entsprechenden 
Konventionen drängt und auch mögliche aus­
wärtige Hilfe regelt. Es muß ein Mechanis­
mus und Solidarität gefunden werden für 
einen Staat, der solchen tierischen Angriffen 
und Folgen ausgesetzt ist. 
Die Erfahrungen aus diesem Krieg zeigen, 
daß Verstöße gegen die Konventionen fest­
gestellt werden müssen, die dem Schutz der 
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Zivilbevölkerung dienen. Wir werden diese 
Verstöße noch näher analysieren und auf die 
Internationale Ebene bringen, wo sie im Rah­
men einer Konferenz zur Sprache kommen 
sollen. 
Es ist weiterhin ein neues Gesetz über den 
Zivilschutz in Vorbereitung, das die Erfahrun­
gen einschließen soll, die wir aus dem Krieg 
gewonnen haben. Hier muß wesentlich 
intensiver auf die Wahrnehmung der Aufga­
ben im Frieden hingearbeitet werden, weil 
nach unseren Erfahrungen in einem Krieg nur 
das umgesetzt werden kann, was im Frieden 
funktioniert und sich bewährt hat. 
Wir werden weiterhin ein besonderes 
Augenmerk auf die Politik des Schutzraum­
baus werfen. Dies ist ein Problem der langfri­
s~igen Vorbereitung, daß Schutzraumbau 
Sich bei der Organisation und im Bau von 
RäumliChkeiten niederschlägt. Jedes Haus, 
unabhängig ob privat, betrieblich oder 
Öffentlich genutzt, soll grundsätzlich die 
Möglichkeit des Schutzes bieten. Schutz 
;n dem Sinne, daß man nicht extra einen 
Schutzraum braucht, sondern daß es 
einen Raum gibt, der auch im Frieden 
ständig genutzt wird und unter Umstän­
d.en als Schutzraum fungieren kann. 
Ein wesentlicher Bestandteil des Zivilschut­
zes ist der Selbstschutz der Bürger, ohne 
den die staatliche Hilfe nicht auskommt. Wir 
fordern dabei keinen Standard von Schutzräu­
men, der einem nuklearen Krieg stand hält. 
Es geht uns um einen Standard, wie er in 
konventionellen Kriegen ausreicht. 
Der Zivilschutz hat eine Zeitschrift herausge­
geben, von der ich die bisher erschienenen 
ZWei Nummern mitgebracht habe. In diesen 
ZeitSChriften sind die Kriegserfahrungen fest­
gehalten, die der Zivilschutz gemacht hat. 
Wir widmen der internationalen Zusammen­
arbeit eine große Aufmerksamkeit.Der kroa­
tiSche Zivilschutz arbeitet besonders zusam­
men mit der Vereinigung der Länder des 
Mittelmeerraumes im Rahmen einer europä­
ischen Initiative. Wir sind natürlich auch sehr 
interessiert an der Zusammenarbeit mit der 
Bundesrepublik Deutschland, so, wie es 
unsere Teilnahme an dieser Veranstaltung 
zeigt. 
Wir arbeiten auch mit anderen internationa­
len Gremien zusammen, so darf ich hier 
besonders die UNICEF erwähnen. Mit der 
UNICEF zusammen haben wir eine beson­
dere Initiative zum Schutz von Jugendlichen 
entWickelt. 
Dies sind die aus meiner Sicht wichtigen 
Punkte, die ich Ihnen auf dieser Veranstaltung 
mitteilen wollte. Ich bin gerne bereit, Ihnen 
Weitere Fragen zu beantworten, soweit sie 
von mit beantwortet werden können. 
~r könnten uns nun einen ganz kurzen Stu­
dlofilm anschauen, in dem gezeigt wird, was 
der Zivilschutz am Beispiel Dubrownik gelei­
stet hat. 
Wegen der Kürze der Zeit bzw. der fortge­
SChrittenen Stunde möchte ich keinen Kom­
mentar zu den Bildern abgeben, denn die Bil­
d.~r selber sind gut verständlich und sprechen 
fur sich. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

Dipl.-Politologe Josip Slunjski ist Befehlsha­
ber des Zivilschutzstabs im Verteidigungsmi­
l1isterium der Republik Kroatien, Zagreb 

DIE NEUKONZEPTION '92 
DES BAULICHEN 
ZIVILSCHUTZES 
Hans Bong, Bonn 

Vortrag anläßlich der Jahreshauptversammlung der Deutschen Schutzbau-Gemein­
schaft am 10. 12. 1992 in Bonn 

1. Allgemeines 
Im Rahmen der Überlegung zur Einführung 
eines neuen baulichen Mindestschutzes ist 
eine vereinfachte Schutzraumkonzeption für 
alle Schutzraumtypen vorgesehen. 
Diese Konzeption sieht Einfach-Schutzräume 
unter Beibehaltung der wesentlichen Anfor­
derungen des "Grundschutzes" vor. Zur Ver­
ringerung der Kosten ist die bauliche und ver­
sorgungstechnische Ausführung dieser 
Schutzräume so weit reduziert worden, daß 
sicherheitstechnisch ein nicht mehr zu unter­
schreitendes Mindest-Niveau im Rahmen 
der Grundschutzanforderungen erreicht 
wird. Bestimmte Planungsmaßnahmen und 
ergänzende bauliche und versorgungstechni­
sche Vorkehrungen aufgrund anderweitiger 
Anforderungen sind hierbei zu berücksichti­
gen. Dies ist nurdurch eine öffentliche Förde­
rung zu erreichen. 

2. Grundannahmen 
Das Risiko von Katastrophen unterschiedlich­
ster Art kann heute und auch in Zunkunft 
nicht ausgeschlossen werden . 
Zum Schutz der Bevölkerung gegen solche 
Katastrophen sind Maßnahmen vorzuberei­
ten, die ein breites Spektrum möglicher Kata­
strophen-Szenarien wirksam abdecken. 
Katastrophen können sich durch Ereignisse 
am Entstehungsort ankündigen, sie können 
aber auch nicht vorhersehbar und überra­
schend auftreten. Alle Schutzmaßnahmen 
müssen daher für die Bevölkerung relativ 
rasch verfügbar sein. Die Räume zum Schutz 
der Bevölkerung sollten sich in der Nähe der 
Aufenhaltsorte - vor allem zu Hause und in 
der Nähe der Arbeitsplätze - befinden. 
Jede eintretende Katastrophe wird für ein­
zelne Aspekte der Planung, Ausführung und 
Organisation des Zivilschutzes zur Kontrolle 
der Konzeption und ggf. seiner Fortschrei­
bung Anstoß geben. 
Man darf dabei allerdings nicht außer acht 
lassen, daß die Planung des Zivilschutzes ein 
sehr breites Spektrum von Bedrohungsana­
lysen berücksichtigen muß. 
Ziel einer effektiven Konzeption für den Zivil­
schutz sollte es daher sein, eine weitge­
hende Unabhängigkeit der Zivilschutzmaß­
nahmen von den jeweiligen Aktuellen 
Bedrohungsanalysen zu erreichen. 

3. Schutzumfang 
Bei einem ausgewogenen Programm müs­
sen in Relation zu heutigen und vermutlich zu 
erwartenden äußeren Belastungen 
bestimmte technische Anforderungen nach 
einem baulichen Mindestschutz gefordert 
werden. 
Bei der Verwirklichung eines Mindestschutzes 
sollten folgende äußeren Belastungen und 
Schutzaufgaben Berücksichtigung finden: 

- Radioaktive Niederschläge (Fallout), 
- Kontaminierung der Luft durch chemische 

Substanzen, biologische Mittel, z. B. 
Krankheitserreger, 

- Brandeinwirkungen, 
- Trümmerlasten und sekundäre Druckein-

wirkungen. 

Eine große Anzahl von wissenschaftlichen 
Arbeiten hat gezeigt, daß für den Schutz der 
Bevölkerung gegen mögliche äußere Bela­
stungen unterirdische Räumlichkeiten am 
besten geeignet sind. Sie sollen nach außen 
abgeschlossen werden können (dichte Au­
ßenhülle) und so eingerichtet sein, daß ein 
Aufenthalt von mehreren Tagen darin mög­
lich ist. 

Dabei können in vielen Fällen die Räumlich­
keiten schon kurze Zeit nach der Belegung 
wieder verlassen werden. 

4. Bauliche und technische Konzeption 
Der vereinfachte bauliche Mindestschutz 
bezieht sich auf folgende Programme: 

- Bau von Grundschutzräumen mittlerer 
Größe mit einem Fassungsvermögen von 
51 bis 299 Personen, 

- Bau von Großschutzräumen als Mehr­
zweckbauten mit einem Fassungsvermö­
gen von 300 bis 3000 Personen bei Tiefga­
ragen und 300 bis 5000 Personen bei 
unterirdischen Bahnen und Straßentun­
nels, 

- Nutzbarmachungsprogramm. 

Der vereinfachte bauliche Mindestschutz 
erlaubt gegenüber der bisherigen Konzeption 
eine wesentlich bessere" Friedensnutzung ". 
Alle Maßnahmen, die für den baulichen Min­
destschutz zu treffen sind, müssen sich in die 
normale Nutzungsaufgabe des Bauwerkes 
einfügen. 
Nach umfangreichen Forschungsarbeiten 
konnte eine Senkung der spezifischen Fläche 
und des spezifischen Raumvolumens pro 
Person vorgenommen werden. Dies hat zur 
Folge, daß die Kosten im baulichen Bereich 
drastisch gesenkt werden können. 
Die theoretischen thermodynamischen 
Berechnungen und deren Ergebnisse wur­
den durch umfangreiche reale und simulierte 
Belegungsversuche überprüft. Es wurde 
eine Belegungszeit von 14 Tagen zugrunde 
gelegt. 
Auch für die raumlufttechnische Versorgung 
haben die Berechnungen und Versuche eine 
Reduzierung der erforderlichen Luftvolumen­
ströme pro Person erbracht. Somit können 
die raumlufttechnischen Anlagen verkleinert 
werden. 
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Auf dem Gebiet der Anlagentechnik können 
aufgrund der vorliegenden Forschungser­
gebnisse die Luftaufbereitungsanlagen 
wesentlich verkleinert werden . Dadurch be­
dingt können auch die für die Luftaufberei­
tung notwendigen Luftverteilersysteme ver­
ringert werden. 

Bei der Luftvolumenstromförderung konnte 
das Forschungsvorhaben der flexiblen Luft­
verteilkanäle soweit abgeschlossen werden, 
daß nunmehr zuverlässig der Einsatz dieser 
Luftverteilsysteme möglich wird. Dadurch 
verringert sich der Aufwand für eine ein­
wandfreie Luftverteilung um mehr als 50 %. 
Weiterhin müssen keine aufwendigen Befe­
stigungssysteme mehr installiert werden, da 
die flexiblen Luftleitungen von ihrem Aufbau 
schon schocksicher sind. 

Durch die Einführung dieses Systems kann 
nunmehr auch ein wirtschaftlicher Ausbau 
von U-Bahnstreckenabschnitten erfolgen. 

Bei der Nutzbarmachung von bestehenden 
Schutzbauwerken wird vorgeschlagen, daß 
der Bund eine An- bzw. Überbauung der Bau­
werke zuläßt. Aus thermodynamischer Sicht 
ist eine An- bzw. Überbauung bei leicht ange­
hobenen Außenluftvolumenströmen mög­
lich. Bei zur VerfügungsteIlung des Grund­
stückes seitens des Bundes müßte der 
Bauherr auf seine eigenen Kosten das 
Schutzbauwerk nutzbar machen. So könnte 
der Bund eine große Zahl von nutzbar 
gemachten Bauwerken zum "Nulltarif" er­
halten . 

Im folgenden werden die technischen Daten 
der einzelnen Programme aufgeführt. 

4.1 Sicherheitsbereiche von 100 bis 
3000 Personen 

4.1.1 Sicherheitsbereiche bis zu 
300 Personen 

Kellerbereiche 
Lagerbereiche 
kleine Tiefgaragen 

Lastannahmen 

Decken 

eingeschossig 
zweigeschossig 

mehr als zwei Geschosse 
plus (massive Bauart) 

mehr als zwei Geschosse 
plus (Skelettbauart) 
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10 kN/m2 

5 kN/m2 

2,5 kN/m2 
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Umfassungswände 

erdberührte Wände 7,5 kN/m2 

erdberührte Wände im 10 kN/m2 

Grundwasser 

nicht erdberührte Wände 10 kN/m2 

Spezifische Fläche 

bis 300 Personen 1 1,00 m2/Person 

Spezifisches Raumvolumen 

bis 300 Personen 1 2,30 m3/Person 

Raumlufttechnische Versorgung 

Außenluftvolumenstrom 1 2,50 m3/Ph 

Luftaufbereitung 

Staubfilter, Raumfilter 

Luftförderung 

Ventilator, Einfachausführung mit 
Handkurbel 

Luftverteilung 

flexible Schläuche 

4.1.2 Sicherheitsbereiche von 301 bis 
1000 Personen 

Lagerbereiche 
kleine und mittelgroße Tiefgaragen 

Lastannahmen 
wie unter 4.1.1 

Spezifische Fläche 

bis 1000 Personen 1 1,00 m2/Person 

Spezifisches Raumvolumen 

bis 1000 Personen 1 2,50 m3/Person 

Raumlufttechnische Versorgung 

Außenluftvolumenstrom 1 3,00 m3/Ph 

Luftaufbereitung 

Staubfilter, Raumfilter 

Luftförderung 

Außenluftvolumenstromförderung bei 
Normal- und Schutzluft 

SL-Ventilatoren, Einfachausführung 
mit E-Antrieb 

Luftverteilung 

flexible Schläuche 

Sicherheitsstromversorgung 

einfache Ersatzstromversorgungsanlage 

4.1.3 Sicherheitsbereiche bis zu 
2500 Personen 

Lagerbereiche und mittelgroße 
Tiefgaragen 

Lastannahmen 
wie unter 4.1.1 

Spezifische Fläche 

bis 2500 Personen 1 1,00 m2/Person 

Spezifisches Raumvolumen 

bis 2500 Personen 1 2,50 m3/Person 

Raumlufttechnische Versorgung 

Außenluftvolumenstrom 1 3,50 m3/Ph 

Luftaufbereitung 

Staubfilter, Raumfilter 

Luftförderung 

Außenluftvolumenstromförderung bei 
Normal- und Schutzluft 

SL-Ventilatoren, Einfachausführung mit 
E-Antrieb 

Luftverteilung 

flexible Schläuche 



Sicherheitsstromversorgung 

einfache Ersatzstromversorgungsanlage 

4.7.4 Sicherheitsbereiche bis zu 
3000 Personen (und größer) 

Lagerbereiche und große Tiefgaragen 

Lastannahmen 
wie unter 4.1.1 

Spezifische Fläche 

bis 3000 Personen 1 
(und größer) 

1,00 m 2fPerson 

Spezifisches Raumvolumen 

bis 3000 Personen 1 2,50 m3fPerson 
(und größer) 

Raumlufttechnische Versorgung 

Außenluftvolumenstrom I 4,50 m3fPh 

LUftaufbereitung 

Staubfilter, Raumfilter 

Luftförderung 

Außenluftvolumenstromförderung bei 
Normal- und Schutzluft 

SL-Ventilatoren, Einfachausführung mit 
E-Antrieb 

Luftverteilung 

flexible Schläuche -
~icherheitsstromversorgung 

,--einfache Ersatzstromversorgungsanlage 

4.7.5 Sicherheitsbereiche von 300 bis zu 
5000 Personen (und größer) 

U-Bahn-Stationen 
U-Bahn-Hallen 
U-Ba h n-Streckena bsch n iue 
Tunnel 
Straßentunnel 

Lastannahmen 
wie unter 4.1.1 

Die Lastannahmen werden in der Regel 
durch die übliche Bemessung des Verkehrs­
bauwerkes berücksichtigt. 

Spezifische Fläche 

bis 5000 Personen 1,00 m2fPerson 
(und größer) 

Spezifisches Raumvolumen 

bis 5000 Personen I 4,00 m3fPerson 

Raumlufttechnische Versorgung 

von 600 bis 1000 Personen 2,00 m3fPh 
bis 2500 Personen 2,50m3fPh 
bis 5000 Personen 3,00m3fPh 

Luftaufbereitung 

Staubfilter, Raumfilter 

Luftförderung 

Außenluftvolumenstromförderung bei 
Normal- und Schutzluft 

SL-Ventilatoren, Einfachausführung mit 
E-Antrieb 

Luftverteilung 

flexible Schläuche 

Sicherheitsstromversorgung 

einfache Ersatzstromversorgungsanlage 

I 4.2.2 Schutzsto//en Luftförderung 
1-----=------ ------1 Lastannahmen 

Außenluftvolumenstromförderung bei Nutzung der vorhandenen Bausubstanz 
Normal- und Schutzluft 

SL-Ventilatoren, Einfachausführung mit 
E-Antrieb 

Luftvertelfung 

flexible Schläuche 

Sicherheitsstromversorgung 

einfache Ersatzstromversorgungsanlage 

4.2 Sicherheitsbereiche in alten Schutz­
bauwerken 

4.2.7 Schutzbunker 

Lastannahmen 
Nutzung der vorhandenen Bausubstanz 

Spezifische Fläche 

bis 3000 Personen / 0,60 m2fPerson 

Spezifisches Raumvolumen 

bis 3000 Personen / 1,50 m3fPerson 

Raumlufttechnische Versorgung 

Außenluftvolumenstrom I 4,50 m3IPh 

Luftaufbereitung 

Staubfilter, Raumfilter 

Spezifische Fläche 

bis 3000 Personen I 0,60 m2fPerson 

Spezifisches Raumvolumen 

bis 3000 Personen / 1,50 m3fPerson 

Raumlufttechnische Versorgung 

Außenluftvolumenstrom / 1,80 m3fPh 

Luftaufbereitung 

Staubfilter, Raumfilter 

Luftförderung 

Außenluftvolumenstromförderung bei 
Normal- und Schutzluft 

SL-Ventilatoren, Einfachausführung mit 
E-Antrieb 

Luftverteilung 

flexible Schläuche 

Sicherheitsstromversorgung 

einfache Ersatzstromversorgungsanlage 
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5. Pauschbeträge für die Abgeltung der zivilschutzbedingten Mehrkosten bei der 
Errichtung von Mehrzweckbauten 

Anzahl der Personen Zuschußbetrag Zuschußbetrag 
je Schutzplatz in DM je Schutzplatz in DM 
Programm 1979 neues Programm 
Baupreisindex 278,6 Baupreisindex 278,6 

Pauschbetrag Pauschbetrag 

100 1536,75* 903,55 
200 1357,06* 903,55 
300 1505.94 903,55 
600 1454,60 872,77 
900 1411,82 847,08 

1200 1377,79 826,55 
1500 1351,92 811,14 
1800 1334,81 800,89 
2100 1317,70 790,61 
2400 1300,58 780,35 
2700 1283,47 770,07 
3000 1266,36 759,82 

* Programm 1979 mittlere Größe 

300 - -
600 - -
900 1625.73 1063,73 

1200 1582,95 1033,06 
1500 1557,28 1015,09 
1800 1540,17 1003,12 
2100 1514,50 985,15 
2400 1497,38 973,17 
2700 1471,71 955,20 
3000 1454,60 943,22 
3300 1437,49 931,24 
3600 1411,82 913,27 
3900 1394,71 901,29 
4200 1369,04 883,32 
4500 1351,92 871,35 

300 - -
600 - -
900 - -

1200 1175,66 705,40 
1500 1151,71 691,02 
1800 1129,46 677,68 
2100 1112,35 667,41 
2400 1084,97 650,98 
2700 1062,72 643,79 
3000 1042,18 625,31 
3300 1021,65 612,99 
3600 1001,11 600,67 
3900 980,58 588,35 
4200 961,75 577,05 
4500 941,22 564,73 
4800 924,10 554,46 

300 - -
600 - -

900 - -
1200 869,34 565,07 
1500 852,23 553,95 
1800 835,12 542,83 
2100 818,00 531,70 
2400 800,89 520,58 
2700 785,49 510,57 
3000 768,37 499,44 
3300 759,82 493,88 
3600 739,28 480,53 
3900 725,59 471,63 
4200 710,19 461,62 
4500 696,50 542,73 
4800 684,52 444,94 
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Pauschbeträge für die Abgeltung der zivil­
schutzbedingten Mehrkosten bei der Errich­
tung von Mehrzweckbauten in Tiefgaragen 

Pauschbeträge für die Abgeltung der zivil­
schutzbedingten Mehrkosten bei der Errich­
tung von Mehrzweckbauten in unterirdi­
schen Bahnen 

hier: Schutzraum, bestehend aus Halte­
stelle/Bahnhof und einem Streckenab­
schnitt 

hier: Schutzraum, bestehend aus zwei Hal­
testellen/Bahnhöfen und einem dazwi­
schen liegenden Streckenabschnitt 

Hans Bang ist Referent im Bundesministe­
rium für Raumordnung, Bauwesen und Städ­
tebau (BMBau), Ref. B 1/ 5 



Epilog: Paul-Wilhelm Kolb zu 

SCHUTZRAUMBAU UND 
SELBSTSCHUTZ 

Die Zivilverteidigung ist in der Einschät­
Z~ng ihrer Bedeutung durch die Politik auf 
einem nie für möglich gehaltenen Tiefpunkt 
angelangt. 
Dies wird allein schon durch einen Blick in 
den Bundeshaushalt 1993 sichtbar. Dort 
Wurde der Einzelplan 36 - Zivilverteidigung­
gegenüber dem Haushalt 1992 um 17,5% 
gekürzt d. h. mit der höchsten Einsparungs­
quote des Bundeshaushalts 1993 belegt. Ins­
g~samt drängt sich der Eindruck auf, daß in 
~Iesem, für die Entwicklung einer humani­
taren Schutzkultur, so wichtigen Bereich 
offentlichen Handeins überall eine Abwick­
lungsmentalität an die Stelle eines auf Auf­
bau, Ausbau und Stabilisierung gerichteten 
Willens getreten ist. Die Ursachen für diese 
Entwicklung sind nicht zuletzt in der um sich 
greifenden Unsicherheit in der Definition 
einer zeitgemäßen Sicherheitspolitik zu 
Suchen. Galt es schon in den Zeiten des Kal­
ten Krieges nur al~. eine lästige Pflicht, sich 
mit der Frage des Uberlebens der Zivilbevöl­
kerung in Krisen und Kriegen zu befassen, so 
ISt jetzt der totale Schlendrian ausgebrochen, 
Wo es um die Neubestimmung des sicher­
heitspolitischen Profils unseres wiederverei­
nig!en Staates im Zuge der europäischen 
E!nlgung und der Friedenssicherung durch 
die UNO geht. 

Obwohl wir in unserer unmittelbaren geogra­
Phischen Nähe, im ehemaligen Jugoslawien, 
Knegshandlungen von unvorstellbarer Grau­
samkeit, nicht zuletzt durch Vermittlung des 
Fernsehens, gleichsam miterleben, ist in 
unserem politischen und realen Alltag weit­
hin das Gefühl verbreitet, ähnliches könne 
sich bei uns wegen des Wegfalls des Bedro­
h~ngsfaktors Sowjetunion nicht ereignen. 
Konnen wir also davon ausgehen, zumindest 
Was die Bedrohung von Kriegswaffen 
a
l 
ngeht, in einer "Sorglos-Gesellschaft" zu 

eben? Gewiß nicht, denn alle Anzeichen 
sprechen dafür, daß sich, bedingt durch den 
Eerfall der kommunistischen Herrschaft, eine 

k 
nzahl von regionalen Krisenherden entwik­
ein wird. Niemand kann ausschließen, daß 

die hier wirkenden fundamentalistischen 
Energien auch Bedrohungspotentiale für uns 
selbst oder unsere Nachbarn in Europa schaf­
fen. Auch der Wanderungsdruck kann neue 
F~lder der Bedrohung eröffnen, von denen 
wir uns noch keine rechte Vorstellung 
machen können. Niemand kann deshalb 
S~gen, ob wir ohne gezielte Sorge für unsere 
SI Icherheit auch weiter so im Wohlstand 
eben können wie bisher. 
Es besteht also kein Anlaß zur Annahme, daß 
künftig keine existentielle Bedrohung unse­
res Gemeinwesens denkbar wäre. Im 
Gegenteil, die inzwischen eingetretene labile 
Gefährdung ist schwerer zu kalkulieren als 
die nun der Vergangenheit angehörende 
massive Bedrohung durch die Militärmacht 
~er. Sowjetunion und ihrer Satelliten. 
l::S Ist deshalb festzustellen: 

- Unser Gemeinwesen kann auch künftig 
eXistentiell bedroht werden . 

- Die Merkmale der Bedrohung sind vielfälti­
ger als früher und deshalb schwerer zu kal­
kulieren. 

- Im Bevölkerungsschutz gebührt Organisa­
tionsformen und Schutzsystemen der Vor­
zug, die möglichst multifunktional und in 
sich variabel sind. 

Schutzraumbau erfüllt sowohl als orga­
nischer Baustein des Bereiches Selbstschutz 
als auch ein in sich geschlossenes technolo­
gisches System alle Voraussetzungen, die 
von einem Mittel zum Schutz menschlichen 
Lebens gefordert werden müssen. 
Er ist im Vergleich zu anderen Vorkehrungen, 
was den Herstellungs- und den Betriebsauf­
wand sowie seine Haltbarkeit angeht, außer­
ordentlich wirtschaftlich. 
In Ernstfällen kann er problemlos genutzt 
werden, wobei in jedem Fall davon ausge­
gangen werden kann, daß er sich im engeren 
Lebens- oder Beschäftigungsbereich der 
Schutzsuchenden befindet. Beim Nachder. 
ken über den Wert des schützenden Bauens 
darf allerdings nicht außer acht gelassen wer­
den, daß nicht alles, was technisch machbar 
wäre, unbedingt realisiert und finanziert wer­
den muß. Vielmehr gehört der einfachen, 
wartungsfreundlichen und multifunktionalen 
Technologie die Zukunft und der Vorrang. 
Eine hochentwickelte Zivilisation stellt ihrer 
Infrastruktur nach ein immer dichter werden­
des Netzwerk von biologischen und techno­
logischen Komponenten dar, das wegen der 
Vielfalt der Verknüpfungen gefahrenanfälliger 
wird. Die dadurch entstehenden Gefährdun­
gen für unsere Bevölkerung können nur dann 
beherrschbar werden, wenn im engeren 
Lebensbereich Zufluchtsräume geschaffen 
werden, die gegen möglichst viele Gefahren 
einigermaßen verläßlich elementaren Schutz 
gewähren. Daß dazu selbstverständlich auch 
das Erlernen der Nutzung solcher Möglich­
keiten im Rahmen einer lebensbegleitenden 
Selbstschutzausbildung gehört, versteht sich 
von selbst. 
So gesehen ist also die Beschäftigung mit 
dem schützenden Bauen auch ein Bekennt­
nis zu einem eigenverantwortlich und nicht 
nur auf die Bedrohung durch Kriegsgefahren 
ausgerichteten Selbstschutz unserer Bevöl­
kerung . 

Dr. Paul-Wilhelm Kolb war Präsident des Bun­
desamtes für Zivilschutz (BZS). Seit seiner 
Pensionierung 1985 ist er Präsident des 
Schutzforum e. V. und Bundessprecher der 
Deutschen Schutzbau-Gemeinschaft. 

• 

BUCHBESPRECHUNG 

Rossi-Gorgaß-Ahnefeld 

DIE REITUNGS­
SANITÄTER­
PRÜFUNG 
3., korrigierte Auflage, 315 Seiten, kart., 
DM38,-
ISBN 3-540-56426-8 
Springer-Verlag GmbH & Co. KG, 
Postf 105280, 
6900 Heidelberg 

Er wird gebraucht in unseren Tagen wie noch 
nie zuvor : der Rettungssanitäter. Er muß 
eine qualifizierte Ausbildung haben mit 
einem dem hohen Anspruch gerechten Prü­
fungsabschluß: erfolgreich helfen zu können 
und Menschenleben zu retten, sei es in der 
Katastrophe oder bei zivilen Unfällen, wie sie 
jeden Tag jedermann an jedem Ort ereilen 
können. 
Für das inzwischen nach Jahren der Entwick­
lung etablierte Berufsbild des Rettungssani­
täters waren die Ausbildungs- und Prüfungs­
inhalte nur in Ansätzen vorhanden, und, so 
meinen die Autoren, "muß heute festgestellt 
werden, daß die Fragensammlung nur als 
Versuch der Erfassung der Fragen und Aufga­
ben für den theoretischen, mündlichen und 
praktischen Teil der zukünftigen Prüfung für 
Rettungsassistenten/Rettungssanitäter gei­
ten kann". 
Noch klaffende Lücken, so hofft man, könn­
ten bei der Ausbildung im Krankenhaus ge­
schlossen werden. 
Dieses Buch hilft beim persönlichen Erarbei­
ten, Nachlesen, Diskutieren und bei der Vor­
bereitung auf die Prüfung und bleibt danach 
ständiges Rüstzeug. 
Teil I umfaßt die relevanten Fragen für die 
theoretische Prüfung und eine Terminologie 
als Anhang. Teil 11 zeigt mündliche Themen 
auf und Teil III bringt die Fragen für die prakti­
sche Prüfung. 
Die relevanten Fakten und Zusammenhänge 
für medizinisches und technisches Wissen 
werden systematisch abgefragt und die übli­
chen Aufgaben der Prüfung dargestellt. 
Wer die Aufgaben, Fragen und Themen die­
ses, von kompetenten und bekannten Fach­
autoren erstellten, Werkes beherrscht, sollte 
selbstsicher in die Prüfung gehen können. 
Dieses Buch ist eine empfehlenswerte Hilfe 
für Berufsanwärter und Lehrende; sie sollte 
genutzt werden. 

(emo) 
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BERICHTE AUS DER BRANDSCHUTZ- UND 
KATASTROPHENSCHUTZSCHULE 

Helfer des erweiterten 
Katastrophenschutzes 
bereiten sich in der 
BKS Heyrothsberge auf den 
THW-Bundeswettkampf vor 
Reges Treiben herrschte an den Februar­
wochenenden auf den Übungsplätzen und 
-anlagen der Brandschutz- und Katastrophen­
schutzschule Heyrothsberge. Junge Helfer 
des Bergungsdienstes bereiteten sich auf 
den Bundeswettkampf des Technischen 
Hilfswerkes, der am 22. Mai 1993 in Berlin 
stattfindet, vor. 
Die Besten aus 15 Ortsverbänden werden im 
Mai das Land Sachsen-Anhalt in Berlin als 
Auswahlmannschaft vertreten. 
Geübt wurden: 
- Rettung in Not geratener Menschen, 
- Erste Hilfe und 
- Bergung Verletzter aus Höhen, Tiefen und 

Trümmern. 
Unter der Leitung von Ralf Dunger, zuständig 
für die Ausbildung im Landesverband des 
Technischen Hilfswerkes Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt, wurden in den Monaten 
März und April weitere Übungen in Heyroths­
berge durchgeführt. 
Das THW ist eine der jüngsten Hilfsorgani­
sationen in den neuen Bundesländern. Bis 
1995 sollen ca. 80 Ortsverbände gegründet 
werden. 
Ihre Aufgabe ist es, mitzuwirken bei(m) 
- Schutz der Zivilbevölkerung, 
- der Katastrophenhilfe im Ausland und 
- der Katastrophenbekämpfung und größe-

ren Unglücksfällen im Inland. 
In der täglichen Gefahrenabwehr unter­
stützen sie die örtlichen Feuerwehren und 
Rettungsdienste auf deren Anforderung. 
An der BKS Heyrothsberge werden Füh­
rungskräfte des erweiterten Katastrophen­
schutzes für die Fachdienste 
- Brandschutzdienst, 
- Bergungsdienst, 

- Sanitätsdienst, 
- gefährliche Stoffe und Güter, 
- Fernmeldedienst sowie Mitglieder der 

Stäbe auf Landkreisebene aus- und wei­
tergebildet. 

Berichterstatter: Gerhard Langenhan, Foto: 
Petra Leopold 

Besuch aus Frankreich 
Zu einem dreitägigen Informationsbesuch 
weilte eine französische Delegation unter 
Leitung des Stellvertreters des Chefs für 
Ausbildung des Innenministeriums Frank­
reichs, Oberstleutnant Descoutures, an der 
Brandschutz- und Katastrophenschutzschule 
Heyrothsberge bei Magdeburg. 
Der Direktor der BKS, Branddirektor Dr.-Ing. 
Ladewig, informierte die französischen 
Gäste über 
- den Stand der Entwicklung des Brand- und 

Katastrophenschutzes im Land Sachsen­
Anhalt, 

.:...- ------­'---

- die Ausbildungsmodelle der Feuerwehren 
und des Katastrophenschutzes und 

- die vielfältigen Lehrgangsangebote der 
BKS Heyrothsberge für Berufs-, Freiwillige 
und Werksfeuerwehren sowie für Helfer 
und Führungskräfte des Katastrophen­
schutzes. 

In den zahlreich geführten Gesprächen 
wurden Informationen zu den Bildungs­
wegen in Frankreich und Deutschland, Erfah­
rungen zur Methodik der Ausbildung sowie 
vergleichbare Aspekte zur Anerkennung von 
Ausbildungsabschnitten in den Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft ausgetauscht 
und erörtert. 

Die französische Delegation begrüßte die 
Informationen und äußerte den Wunsch 
nach zukünftiger engerer Zusammenarbeit 
zwischen den Schulen Frankreichs und der 
BR Deutschland. 

Berichterstatter: Gerlinde Oddoy. Fotos: 
Michaelstreithoff 

• 

Die französischen Besucher wurden von Dr. Peter Ladewig und RR Hanno Peter von der KSB in Ahrweiler betreut. 
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PROBLEMBEREICHE IM REnUNGSDIENST 
Wo liegen wesentliche Versäumnisse und Fehlverhalten im rettungsdienstlichen Einsalzablauf? 

Stefan Neuhauser, Weinheim a.d. Bergstraße 

1.1 Definition der verwendeten Begriffe 
Der Rettungsdienst hat als medizinisch-or­
ganisatorische Einheit der Gefahrenabwehr 
und Gesundheitsfürsorge bei lebensbedroh­
lich Verletzten oder Erkrankten (Notfallpatien­
ten) am Notfallort lebensrettende Maßnah­
nnen durchzuführen, ihre Transportfähigkeit 
herzustellen und sie unter fachgerechter 
Betreuung in dafür besonders ausgestatte­
ten Rettungsmitteln in eine für die weitere 
Versorgung geeignete Behandlungseinrich­
tung zu befördern (Notfal/rettung). 
Als weitere Hauptaufgabe bleibt der Trans­
POrt Von sonstigen Kranken, Verletzten oder 
Hilfsbedürftigen, die nach ärztlicher Beurtei­
lung während einer Fahrt der fachlichen 
Betreuung oder eines besonders ausgestat­
teten Rettungsmittels bedürfen oder bei 
denen dies auf Grund ihres Zustandes zu 
erwa.!ien ist (qualifizierter Krankentransport). 
Der Ubergang zwischen beiden Indikationen 
des Rettungsdienstes ist fließend. 
Nicht zu den Aufgaben des Rettungsdien­
stes gehören sonstige Krankenbeförderun­
gen, Behindertentransport sowie betriebli­
ches Rettungswesen (Hess. Rettungs­
dienstgesetz vom 18.12.90). 
Unter einem Großschadensereignis soll 
alles subsumiert werden, was über das routi­
nemäßige Vorhalten, Planen und Versorgen 
Inn Rettungsdienst hinausgeht. nicht durch 
das jeweilige Rettungsdienstgesetz der Bun­
desländer regelnd erfaßt wird und noch 
unterhalb der Katastrophenschwelle i.S.d. 
gÜltigen Katastrophenschutzgesetze der 
Bundesländer liegt. 
Erwähnenswert hierbei sind insbes. Füh­
r~ngsstrukturen (Ltd. Notarzt, Organisato­
n~cher Leiter Rettungsdienst, Technische 
E!nsatzleitungl. Verstärkung des Rettungs­
dienstes u.a. i.S.d. Katastrophenketten (vgl. 
Abb. bzw. Tab. 1). 
Inn rettungsdienstlichen Einsatzablauf lassen 
Sich 3 Bereiche unterscheiden: 
1~ Der sog. Routine-Rettungsdienst i.S.d. 
eigentlichen Individualmedizin (1 Rettungs­
wagen, 1 Notarzt für einen Notfallpatienten) 
:Medical Emergency. 
2) Der sog. erweiterte Rettungsdienst als 
~oCh Individualmedizin. Stichwort: Wenige 
atlenten (Medical Emergency, Advanced 

ME). 
3) Arbeitsbereich von Führungskräften, 
~EG, Nachbarschaftshilfe (vgl. !<atastrophen-
ette) mit geringer Vorlaufzelt. Stichwort: 

Viele Patienten (Major Medical Emergencv). 
Arbeitsbereich Großschadensereignis und 
"Grauzone". Vielzahl akut Verletzter oder 
Erkrankter (auch bei Massenveranstaltun­
gen!). 
Hiervon ist abzugrenzen die sog. echte oder 
eigentliche Katastrophe nach der Definition 
~.er Katastrophenschutzgesetze der Bundes­
Mnder mit dem Stab HVB. Stichwort: Echter 

assenanfall (MedicaIDisaster). 
Daraus folgt auch, daß im rettungsdienstli-

chen Ablauf hauptamtliche Einsatzkräfte vor­
wiegend der anerkannten Hilfsorganisati0-
nen, der (Berufs-)Feuerwehren am Notfallort 
tätig sind. Darüber hinaus haben wir es ins­
bes. in ländlich strukturierten Rettungs­
dienstbereichen und vor allem in der sog. 
Bereitschaftsdienstzeit mit ehrenamtlichen 
Kräften als Verstärkung, Hintergrunddienst, 
Einheiten aus dem Katastrophenschutz, 
anderen Einsatzkräften, Laienhelfern usw. zu 
tun. 
Für die Analyse von Gefahrenpotentialen, 
Versäumnissen und Fehlverhalten an der Ein­
satzstelle spielt die Anwesenheit von Schau­
lustigen, der Presse, Pseudohelfern uno 
anderen Personen eine nicht unwesentliche 
Rolle. 

für Medizinstudenten höheren Semesters 
bzw. angehende Notärzte vorgetragen. 
Aus mehreren tausend Notarzteinsätzen 
800 Einsatzdias und stundenlangen Original~ 
videos auch von Großschadensereignissen 
wurden einige Szenen ausgewählt, die typi­
sche und täglich wiederkehrende Fehler und 
Versäumnisse darstellen. 
Es geht nicht ums Besserwissen und 
Besserkönnen, da im Rettungsdienst insbe­
sondere bei schweren Unfällen Fehler nie 
auszuschließen sind. Es geht aber um das 
Erkennen von typischen Unzulänglichkeiten, 
damit Schaden vom Patienten und Rettungs­
dienstpersonal abgewendet werden kann. 
In der Literatur ist bisher nichts Wesentliches 
über dieses Thema berichtet worden. Verein-

Abb./Tab. 1 zeigt ein Modell der Katastrophenkette bei einer Vielzahl von Verletzten 
oder akut Erkrankten zur medizinischen Versorgung vor Ort. 

Art der Hilfe 

Laienhilfe 

Rettungsdienst, 
Feuerwehr 

Erweiterter Rettungsdienst 
Benachbarte Regionen 

a) Schnelleinsatzgruppen 
b) Führungskräfte 

a) Friedenszeitlicher/ 
Erweiterter 
Katastrophenschutz 

b) Zivil-militärische 
Zusammenarbeit 

Zeit 

sofort 

wenige 
Minuten 

ca. 15-20 
Minuten 

ca. 30 Min. 

Vorlaufzeit 
(in Stunden) 

1.2 Einleitung und Vorbemerkung 
Der Verfasser ist seit ca. 10 Jahren mit dem 
Rettungsdienst sowohl haupt- wie nebenbe­
ruflich befaßt und vertraut. Darüber hinaus 
besteht aktive Mitarbeit im Katastrophen­
schutz und in der Medizinischen Katastro­
phenhilfe. 
Der nachfolgende Beitrag wurde in enger 
Abstimmung mit erfahrenen Rettungsassi­
stenten, Lehrrettungsassistenten, Leitstel­
lendisponenten und praxiserfahrenen Mitar­
beitern aus Katastrophenschutz und Ret­
tungsdienst aus dem nichtärztlichen Bereich 
zusammengestellt. 
Dieses Thema wurde bereits in ähnlicher 
Form im Auftrag der Bundesschule der Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe in Nieder-Weisel (b. 
Butzbach) für die Universität Marburg insbes. 

Tätigkeitsmerkmal (z.B.) 

Erstmaßnahmen (Basis, 
erweiterte Maßnahmen (?)). 
verschiedene Tätigkeiten 

genau definierter professioneller 
Tätigkeitsbereich, Sichtung, Rück­
meldung, Rettung, Versorgung 

Aufgaben wie Rettungsdienst 

a) Sofortmaßnahmen, 
Betreuungsaufgaben, 
Einweisung, Absicherung, 
Tätigkeit nach Weisung 
b) TEL, Stab, Fachberatung 

a) Tätigkeitsbereich definiert 
bzw. nach Lage 
b) Tätigkeitsbereich nach 
Absprache 

zelt gab es in deutschsprachigen Fachzeit­
schriften in der letzten Zeit Beiträge mit 
Randthemen wie Streßbewältigung im Ret­
tungsdienst (1). Gefahren an der Einsatzstelle 
(2). technische Hilfe (4) und andere (3,7,6). 
Lediglich einmal wurde diese Thematik auf 
der Vielzahl der jährlich stattfindenden Not­
fallkongresse in D. behandelt (5). 

Nicht ausführlicher eingegangen werden soll 
auf organisatorische Mängel im Rettungs­
dienst wie Organisationsverschulden, über­
geordnete Fehler und Kompetenz- und/oder 
Abgrenzungsschwierigkeiten anderer Betei­
li.gter am Notfall- bzw. Unfallort, mangelnde 
Ubung bezüglich BeWältigung von Großscha­
densereignissen, rein juristische Probleme 
u.a. 
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PROBLEMBEREICHE IM RETTUNGSDIENST 

Der ideale "Retter" ließe sich definieren als 
eine Person, die in Absprache mit anderen 
Fachbereichen unauffällig, aber professionell 
am Patienten arbeitet, die Infrastruktur gut 
kennt, die Übersicht behält, keine Überreak­
tionen und "stress disorder" zeigt. 
Eine vorbildliche Führungskraft ließe sich am 
besten als diejenige Person beschreiben, die 
Mitarbeiter führen und motivieren kann, Ein­
satzkräfte, die psychisch oder physisch über­
fordert wirken, aus dem Geschehen heraus­
nimmt, rechtzeitig zur Zusammenarbeit mit 
anderen Fachkräften bereit ist und sich im 
Zweifelsfall unterordnet, ohne fachliche 
Autorität einzubüßen. 
Als Praktiker und Basismitarbeiter möchte 
ich noch auf 2 Problembereiche besonders 
hinweisen: 
1) Die unsinnige, teilweise vollständige, 
Trennung der Aufgabenbereiche von Haupt­
amtlichen und Ehrenamtlichen im Rettungs­
dienst und in der (medizinischen) Katastro­
phenhilfe ("mehr gegeneinander als 
miteinander"). 
2) Mitarbeit von "Experten" in Gremien, 
Ausschüssen, Beiräten etc., die den Bezug 
zur Rettungsdienstpraxis zumindest längst 
nicht mehr nachweisen können. Gleichzeitig 
dominieren in Fachzeitschriften, auf Kongres­
sen und wissenschaftlichen Veranstaltungen 
Mitarbeiter aus dem Krankenhausbereich, 
obwohl der Rettungsdienst zunehmend der 
Prähospitalphase zuzuordnen ist. 
Tabelle 2 zeigt, was nicht zu den Aufgaben 
des Rettungsdienstes gehört und besser 
den technisch orientierten Einsatzkräften -
allen voran die Feuerwehr - überlassen wer­
den sollte. Wir erleben täglich, daß Schaulu­
stige und Personen, die offensichtlich unter 
Schock stehen, z. B. mit brennenden 

Tab. 2: Was gehört nicht zu den 
Aufgaben des Rettungs­
dienstes? 

Die unmittelbare Gefahrenzone, d.h. 
den Wirkungsbereich des Schadstoffes 
zu betreten. 

- Explosionsgefahr ? 

- Entweichen von Gas 7 

- Entzündbarkeit (Gase, Flüssigkeiten, 
feste Stoffe) 

- Brandfördernde Wirkung? 

- Giftigkeit? 

- Radioaktivität? 

- Ätzwirkung ? 

- Gefahr einer heftigen spontanen 
Reaktion? 

Im Zweifelsfall vom ungünstigsten Fall 
ausgehen! 
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Zigaretten unter Mißachtung von Entzünd­
barkeit und Explosionsgefahr sich innerhalb 
der Gefahrenzone bewegen. Als zuerst ein­
treffende Einsatzkräfte oder zunächst allein 
gelassene Einsatzkräfte (!) bleibt nur übrig, 
nach der sog. GAMS-Regel (Tab. 3) zu verfah­
ren. Es bleibt in der Praxis zunächst nichts 
weiter übrig, als Gefahren zu erkennen, 
Absperrmaßnahmen durchzuführen und 
danach evtl. eine erste Erkundigung samt 
vorläufiger Lagemeldung an die Leitstelle 
(und/oder Einsatzleitung) vorzunehmen. 
Menschenrettung und Versorgung von Ver­
letzten und/oder akut Erkrankten kann erst 
danach stattfinden. 

Tab. 3 : 

Die wichtigste Regel für die erstankom­
menden Einsatzkräfte (Feuerwehr, Ret­
tungsdienst) lautet: 

G A M S 

- Gefahr erkennen 

- Absperren 

- M enschenrettung 

- Spezialkräfte anfordern 

Denken Sie daran, daß insbesondere in 
ländlich strukturierten Rettungsdienstbe­
reichen der Rettungsdienst in der Regel 
vor der (Freiwilligen) Feuerwehr am 
Schadensort eintrifft. 

11. Unzulänglichkeiten 
In Südhessen werden seit längerem vom 
Einsatz-Personal gemachte Fehler und Unzu­
länglichkeiten am Notfallort bzw. an der 
Unfallsteile erfaßt, dokumentiert und analy­
siert. Grundsätzlich gibt es keinen Unter­
schied zwischen ehrenamtlichen und haupt­
amtlichen Kräften, Rettungsdienstpersonal, 
Feuerwehrleuten, medizinischem und nicht­
medizinischem sowie sonstigem (techni­
sches) Personal. Fehlerursachen lassen sich 
u.a. durch die Auflistung in (vgl. Tab. 4) 
beschreiben. Wesentlich erscheint dabei die 
mangelnde Infrastrukturkenntnis im einge­
setzten Rettungsdienstbereich von Notärz­
ten und insbesondere ehrenamtlichen Ein­
satzkräften, die (Zusammen-)Arbeit eines 
nicht harmonierenden Teams (zum Nachteil 
von Notfallpatienten). fehlende Einweisung 
auf Fahrzeuge, technische Geräte (Medi­
zinische Geräteverordnung) sowie die Über­
und Unterreaktion bei der Versorgung von 
Notfallpatienten. 
Bei der Einteilung und statistischen Erfas­
sung von häufigen Fehlern vor Ort (Tab. 5-8) 
sind 4 Unzulänglichkeiten hervorzuheben, da 
sie in ihrer Auswirkung auf Versorgungsquali­
tät für Notfallpatienten eine wesentliche 
Rolle spielen (vgl. Tab. 5): 

Tab. 4: Fehler bzw. persönliches Fehl­
verhalten bei ehrenamtlichen 
Helfern und hauptamtlich 
beschäftigtem Personal im 
Rettungsdienst 

- Mangelnde Kenntnisse der Infra­
struktur. 

- Kein eingespieltes Team. 
- Ausbildung vom Transport- über 

Rettungssanitäter zum Rettungsassi­
stenten ganz von alleine und ohne 
erkennbare Qualitätsverbesserung in 
rettungsdienstlicher Praxis. 

- Fehlende Einweisung an medizinisch­
technischen Geräten. 

- Fortbildungsbereitschaft und Standard 
gemäß Rettungsassistentendefinition 
nicht erkennbar; oft veraltete Ausbil­
dung. 

- Überreaktion im Notfall mit Betonung 
der Notfallkompetenz und der Garan­
tensteilung (jeder wird "verarztet"). 
andererseits mangelndes Selbstwert­
gefühl durch falsche Einschätzung 
juristischer Absprachen (warten auf 
den Arzt). 

- Mangelhafte bzw. keine Verhaltensmu­
ster bei Katastropheneinsätzen oder 
Einsätzen unterhalb der Katastrophen­
schweile erkennbar. 

- Gefährliche Übermotivationen bei man­
gelnden Fachkenntnissen, dadurch 
Bereitschaft zur Improvisation statt 
kompetenter Hilfe. 

- Kompetenzbeschneidung bzw. -geran­
gel untereinander. 

- Zu heftige Abgrenzung des ehrenamtli­
chen Personals (Job-Killer) sowie Min­
derwertigkeitsgefühle gegenüber 
hauptamtlichem Personal (in Uniform 
auf dem Sportplatz). 

1) Das Arbeiten von Einsatzkräften in einem 
fremden Gebiet (Notarzt, FÜhrungskräfte). 

2) Die fehlende Lagemeldung an die zustän­
dige Leitstelle, an die Führungskräfte eWel­
ches Fahrzeug an der Einsatzstelle kann mich 
hören?"). 

3) Mangelnde Absprachen von eingesetz­
ten Notärzten und Fahrzeugbesatzungen vor 
Ort. 

4) Fehlendes An- und Abmelden bei Füh­
rungskräften und übergeordneten Stellen 
C, Ich war auch an der Einsatzstelle und bin 
eigenständig losgefahren. ") 

Neben dem zu schnellen und/oder zu nahem 
Heranfahren an die Einsatzstelle fallen bei der 
Auswertung von Filmmaterial immer wieder 
fehlende Arbeits- und Sicherheitskleidung 
vorwiegend von Rettungsdienstpersonal auf 
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(Tab. 6). Auf medizinische Unzulänglichkeiten 
soll an dieser Stelle nicht näher eingegangen 
Werden (vergl. auch Tab. 7). Jedoch müssen 
hohe Ausfallquoten vor allem bei freiwilligen 
und ehrenamtlichen Kräften im Großscha­
densereignis und beim echten Massenanfall 
I.S. einer "stress-disorder" und Fehlverhal­
ten etc. vor dem Einsatz kalkuliert werden . 
Dazu gehört u.a. das Überwachen von Hel­
fern durch Führungsstrukturen, Beschäftigen 
und Betreuen von Ehrenamtlichen mit einfa­
chen Aufgaben, rechtzeitiges Ablösen sicht­
lich überlasteter Personen und das abge­
~tlmmte Verteilen von Aufgabenbereichen 
Im Vorfeld von Ereignissen mit einer Vielzahl 
von akut Verletzten und/oder Erkrankten. 
Tab. 8 soll häufige Fehler am Einsatzort 
beschreiben. 

Tab. 5: Häufige grundsätzliche/allge­
meine Fehler vor Ort 

- Nicht Informiertsein über die Infra­
struktur des eigenen und/oder 
benachbarten Rettungsdienst­
bereiches (z.B. vorhandene Kranken­
häuser, Aufnahmemöglichkeiten). 

- Betten für Brandverletzte, Quer­
sChnittgelähmte, Verstrahlte bzw. 
kontaminierte Patienten, Schädelhirn­
traumata, Amputationsgeschädigte, 
Vergiftungszentralen sind nicht 
bekannt. Weitere Stichworte: Neuro­
chirurgie, Cr, Neurologie, Intensiv­
betten, Beatmungsplätze etc. 

Keine Lagemeldung an Leitstelle (trotz 
Aufforderung) insbesondere bei Groß­
schadensereignissen, unklaren Not­
fällen, Gefährdungspotentialen usw. 

- Herumstehen um einen (Schwer-)Ver­
letzten, Neugierde der Profis. 

- Mangelnde Absprachen z.B. der 
Notärzte oder RTW-Besatzungen 
etwa bezüglich der Versorgung oder 
Verbringung von Verletzten oder akut 
Erkrankten. 

- Fehlen von An- und Abmelden bei 
Führungskräften: TEL, Stab, Feuer­
wehr etc. 

Tab. 6: Häufige technische Fehler 
vor Ort 

- Vorhandenes Gerät wird nicht genutzt 
(Schaufeltrage, HWS-Immobilisations­
kragen). 

- Vorhandenes Gerät ist defekt (leerer 
Defi-Akku, undichte Vakuummatratze, 
leere Sauerstoffflasche) trotz Med.-GV 
Checklisten, Dienstanweisungen etc. 

- Zu schnelles und/oder nahes Heran­
fahren an die Einsatzstelle. 

- Fehlende Arbeits- und Sicherheitsklei­
dung (Turnschuhe, weißer Kittel statt 
Warnweste und Sicherheitsschuhe). 

Tab. 7: Häufige individuelle/medi­
zinische Fehler vor Ort 

- Fehlerhafte DiagnosesteIlung. Über­
sehen von" verdeckten" Verletzun­
gen, Stoffwechselentgleisungen, 
Intoxikationen als mögliche Ursache 
für Bewußtlosigkeit. 

- Bedienungsfehler von RD-Geräten . 
MagenbelOftung bei Masken-Beutel­
Beatmung, Ferno-Trage klappt mit 
Patient beim LadeniEntladen zusam­
men. 

- Nichtbeherrschen von Routinehand­
lungen. Von 10 mllnjektionslösung 
gelangen nur 2 ml in die Spritze, im 
Infusionssystem befindet sich 
"zuviel" Luft, Blutdruckmanschette 
wird mit 300 MMHG am Oberarm 
belassen. 

- Unzureichende Versorgung von Not­
fallpatienten. Polytraumatisierte mit 
einer dünnen Braunüle und 1 Infusion, 
unzureichende AnalgesielAnästhesie 
usw. 

- Unterschätzen von Stress-Disorder, 
Panikreaktion und insbesondere der 
erhöhten Ausfallquoten von ehren­
amtlichen Mitarbeitern (Sani, FFW, 
Ersthelfer etc.). 

- Mangelnde Kritikfähigkeit; unser 
Unfall, war zuerst da, bin besser quali­
fiziert, habe längere Erfahrung, bei mir 
bedarf es keiner Fortbildung mehr. 

Tab. 8: Häufige sonstige Fehler vor Ort 

- Überschätzen eigener Fähigkeitenl 
Möglichkeiten. Kompetenzüberschrei­
tungen durch RS/RA z.B. im Umgang 
mit niedergelassenen Ärzten, bei 
Medikamentenapplikation. 

- ÜbersehenNergessen, daß nicht die 
tollen Geräte und Superaktivitäten im 
Mittelpunkt stehen, sondern ein 
Mensch (Notfallpatient). 

- Unnötiges Funken, Wiederholen von 
bereits Bekanntem. Stichwort: Über­
aktivität, Schweigepflicht, Funkdiszi­
plin, Fernmeldegeheimnis. 

- Falscheinschätzen, auch Unterschät­
zen von Personal, Material, Fahrzeu­
gen, Kapazitäten. 

- Keine Nachbereitung von Einsätzen. 

- Fehler durch falsche Aktivitäten. Der 
leitende Notarzt wird eingeflogen (vgl. 
Rüsselsheim 2/90) . 

Tab. 9: Ursachen von Fehlverhalten an 
der EinsatzsteIle 

Ursachenstichworte 

- Mängel in der Ausbildung 

- Kritische/Negative Motivationl 
Arbeitsauffassung 

- Fehlendes Leistungsvermögen 

- Trainingsmangel 

- Erfahrungsdefizite/Abgeklärtheit 

- Rechtsunsicherheiten 

- Hektik/unnötiger Zeitdruck 

- Mangelhafte Absprachen an der 
Einsatzstelle 

In der Tab. 9 sind Ursachenstichworte aufge­
listet, wobei das Zusammentreffen von Aus­
bildungsmängeln, fehlender Motivation 
mangelndem Training, Rechtsunsicherheit' 
Arbeiten in Hektik und fehlende Absprache~ 
an der EInsatzsteIle eine zeitgerechte und 
sachgerechte ~etreuung und Versorgung 
von Notfallpatienten genauso gefährden 
kann wie das eingesetzte Personal. 

Fortsetzung und Schluß des Beitrages in 
Ausgabe 3/1993. 

Rainer Leo, Rüdiger H. lilie: 
ÖLWEHR-HANDBUCH 

BEKÄMPFUNG VON ÖL­
UNFÄLLEN IM INLAND 
UND AUF SEE 
3. Auflage, Ausg. 1992, DM 48.­
Buchreihe "Umwelt-Management" 

K. D. Storck Verlag, Stahlwich 7, 
2000 Hamburg 50 

• 

Der Buchtitel richtet sich genau an jene Per­
sonen, die am Ort des Geschehens innerhalb 
kurzer Zeit wirksame Maßnahmen zu ergrei­
fen haben. Das 250seitige "Ölwehr-Hand­
buch" beschreibt in kompakter Form prakti­
sche und theoretische Aspekte der Ölwehr 
Die ~utoren, Rainer Leo und Rüdiger H. Lilie: 
arbeiten selbst als Berater in der Sanierungs­
branche und Wissen, wovon sie sprechen. 
Die von Ihnen beschriebenen Methoden sind 
bewährt. 
Grafiken und Bilder unterstützen einen über­
sichtlich gegliederten Text. Am Schluß des 
spiralgebundenen Handbuches findet der 
Anwender ein Glossar mit Fachbegriffen 
"Aus der Sprache der Öls" und ein Verzeich­
nis der Zulieferer rund um die Dienstleistung 
"Ölbekämpfung". (emo) 
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Eine Katastrophe ist ein dynamisches 
Geschehen, das namentlich durch drei 
Faktoren geformt wird : Erstens durch die 
Art des auslösenden Schadenereignis­
ses: ein Erdbeben wirkt anders als ein 
Hochwasser oder das Freisetzen chemi­
scher Substanzen. Zweitens durch die 
Gegebenheiten im Schadengebiet wie 
Bevölkerungsdichte, Art des Hausbaus, 
Stärke und Richtung des Windes. Drittens 
durch das Verhalten der ergriffenen 
Gesellschaft : wie reagieren die Bevölke­
rung, die Behörden, die Außenstehen­
den? 

In der Katastrophe gewinnt nach dem ersten 
Schrecken die Mehrzahl der Menschen im 
Schadengebiet die Fähigkeit zu besonnenem 
und gezieltem Handeln zurück und befaßt 
sich dann mit Rettung und Betreuung, Scha­
denbekämpfung und Schadenbegrenzung. 
Es gibt aber auch andere, die durch das Erle­
ben der Katastrophe ganz oder teilweise 
unfähig wurden, situationsgemäß zu reagie­
ren. Ihr Verhalten ist oft unbegreiflich; es 
kann auch störend oder behindernd sein; sie 
können damit sogar sich selbst und andere 
gefährden. 

Mit diesem veränderten Verhalten in der 
Katastrophe befaßt sich dieser Artikel. Er 
soll eine Ubersicht geben, damit alle, die von 
einer Katastrophe betroffen sind oder in ihr 
helfen oder führen, solcherart verändertes 
Verhalten erkennen, begreifen und ihm auch 
angemessen begegnen können. 
Wohl kommen diese Verhaltensweisen auch 
bei andern traumatisierenden Erlebnissen 
vor, in der Katastrophe jedoch sind sie viel 
häufiger und oft auch ausgeprägter. 
Von einer Katastrophe gehen sehr viele 
und starke Gefühle aus, und diese Gefühle 
sind es denn auch, die das Verhalten der 
Menschen verändern. Es ist darum sinnvoll, 
bei einer Übersicht über das veränderte Ver­
halten von Menschen in Katastrophen, von 
diesen Gefühlen auszugehen. 

... zu schnell, zu umfassend und nur 
schwer zu begreifen 
Das dynamische Geschehen der Katastro­
phe wird durch ein nachhaltig wirkendes 
Schadenereignis ausgelöst, das nach dem 
allgemeinen Dafürhalten 

- zu schnell eintritt, 
- zu umfassend wirkt und 
- rational nur schwer zu begreifen ist. 

In typischen Aussagen tönt dies so: 

Es kam alles viel zu schnell. 
- Niemand hätte so etwas erwartet. 
- Es darf doch nicht wahr sein! 
- Wie konnte das nur geschehen? 
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MENSCHLICHES VERHALTEN 
IN DER KATASTROPHE 

Dietegen Guggenbühl, Allschwil/Schweiz 

(Nachdruck mit freundlicher Genehmigung der Redaktion der 
"Wehrmedizin und Wehrpharmazie " , Beta-Verlag, Bonn) 

Die Schnelligkeit erzeugt mit ihrer Überra­
schung den initialen Schreck; die unerwartet 
umfassende Wirkung bewirkt Hilflosigkeit 
und Angst, und die Schwierigkeit, die Kata­
strophe rational zu begreifen, äußert sich in 
der Unfaßbarkeit und im Wunsch nach 
Erklärungen. 
Anhand dieser vier psychischen Auswirkun­
gen soll - im Sinne der geforderten einfa­
chen, schematischen Übersicht - das verän­
derte menschliche Verhalten in der 
Katastrophe behandelt werden. 

1. Der initiale Schreck 
Das auslösende Schadenereignis bricht 
plötzlich und überraschend herein. Unter die­
sem Eindruck wird die Mehrzahl der Men­
schen zu Beginn der Katastrophe von 
Schreck erfaßt. Durch ihn können sie körper­
lich gelähmt oder erstarrt sein, ihre Wahrneh­
mungs- und Denkfähigkeit kann einge­
schränkt sein und auch das Erleben der 
Gefühle kann kurzfristig aussetzen. Diese 
initialen Schreckreaktionen klingen zumeist 
innert Minuten ab. Nach Lechat können in 
Katastrophen nach 30 Minuten drei Viertel 
der Unverletzten zu Hilfeleistungen herange­
zogen werden. 

2. Hilflosigkeit und Angst 
Mit dem Abklingen der Gewalt des auslösen­
den Ereignisses wird nach und nach das Aus­
maß der Schäden und der Hilfsbedürftigkeit, 
aber auch der andauernden Bedrohungen, 
erkennbar. Diese Eindrücke erzeugen 
Gefühle von Hilflosigkeit und Angst. 
Auch in der Katastrophe kann die Mehrzahl 
der Menschen diese belastenden Gefühle 
mit mehr oder weniger großer Anstrengung 
unter Kontrolle halten und handlungsfähig 
bleiben. Bei anderen aber können diese 
Gefühle derart heftig sein, daß sie die Wider­
standskraft dieser Menschen überfordern. 
Sie werden dann von diesen Gefühlen über­
flutet und dadurch unfähig, überlegt und 
gezielt zu handeln. Die Betroffenen sind über 
Stunden oder Tage außerstande, nach den 
Erfordernissen der Situation zu handeln: sie 
verhalten sich unangepaßt, "kopflos" und 
sind weder zum eigenen Schutz noch zum 
Zusammenwirken mit andern fähig. 
Die Symptomatik dieser angstbedingten 
Überforderungsreaktionen ist die gleiche wie 
jene der andauernden initialen Schreckreak­
tionen, weshalb im folgenden beide Gruppen 
gemeinsam als Angst- und Schreckreak­
tionen behandelt werden. 
Das Erkennen der Angst- und Schreckre­
aktionen wird erleichtert, wenn w ir uns typi­
sche Bilder dieser Störungen einprägen. Bei 
der folgenden Schilderung solcher Typen von 
Angst- und Schreckreaktionen muß immer 

auch daran gedacht werden, daß Mischun­
gen und Übergänge von der einen zur ande­
ren Form vorkommen. 

Körperliche und intellektuelle Lähmung 
oder Erstarrung 
Die Betroffenen sind regungslos oder 
extrem verlangsamt; sie haben einen mas­
kenhaften Gesichtsausdruck. Oft sind sie 
unansprechbar und können häufig ihre 
Umgebung - und damit auch drohende 
Gefahren - nicht wahrnehmen. Versucht 
man sie zu bewegen, so kann ihre Regungs­
losigkeit in heftige, wütende Abwehr um­
schlagen. 
Es besteht die Gefahr, daß Menschen mit 
solchen Störungen übersehen werden, weil 
sie weder selbst noch durch ihre Symptome 
auf sich aufmerksam machen, oder weil ihre 
Bewegungslosigkeit als Gefaßtheit. Uner­
schütterl ichkeit mißverstanden wird . 
Sind die körperlichen Veränderungen weni­
ger stark, so wirken sich vor allem die psychi­
schen Symptome von Lähmung und Erstar­
rung auf das Verhalten der Menschen auS: 
Verlangsamung des Denkens, verminderte 
Urteils- und Reaktionsfähigkeit sowie pessi­
mistische Resignation sind die Folgen. Dies 
kann sich besonders bei Entscheidungsträ­
gern verhängnisvoll auswirken. 

Körperliche und intellektuelle 
Überaktivität 
Wir sehen: Toben mit Schrei-, Lach- oder 
Weinkrämpfen; Hinundherrennen oder plötz­
liches, kopfloses Davonrennen; aber auch 
Aggressivität gegen sich und andere. Das 
Bewußtsein ist häufig eingeschränkt und es 
kann nachher die Erinnerung für das Gesche­
hen fehlen. 
Ist die Überaktivität weniger heftig, so äußert 
sie sich z. B. in eifriger aber zielloser Betrieb­
samkeit oder in wilder, kaum steuerbarer 
Hilfstätigkeit. In Führungsstäben erwecken 
derart gestörte Menschen den Anschein 
rastloser Tätigkeit: sie ordnen hier etwas an 
und befehlen dort etwas anderes, sie selbst 
aber können bei keiner Arbeit bleiben: ihr Tun 
führt zu keinem Ziel, es stört und belästigt 
aber die Besonnenen. 

Kindlich anmutendes Verhalten 
Manche der Betroffenen fallen auf, weil sie 
sich hilfeheischend und mit treuherzigen 
Augen an Helfer und Vorübergehende klam­
mern. Andere zeigen eine kindliche Unbe­
kümmertheit oder spielen selbstvergessen 
mit irgendwelchen Gegenständen. Versucht 
man ihr Verhalten zu ändern, so können sie 
eigensinnig, abweisend oder trotzig reag ie­
ren. Die Sprache ist oft kindlich einge­
schränkt, zuwei len zu stereotypem Rufen 
verstümmelt. ~ 



Die Hilfe bei Angst- und Schreckreaktionen. 
Menschen, die daran leiden, können nicht 
Ü~erlegt und gezielt handeln, weder zum 
eigenen Schutz noch zur Hilfe an andere. Sie 
benötigen Hilfe, um innert nützlicher Frist 
oder um überhaupt aus ihrer Störung heraus­
zukommen. Diese Hilfe kann und muß pri­
mär von medizinischen Laien geleistet wer­
den; eine ärztliche Behandlung ist erst nötig, 
wenn die Störung trotz dieser Laienhilfe 
andauert. 
Die Hilfe bei Angst- und Schreckreaktionen 
besteht aus vier Teilen: 
- Den Betroffenen aus der unmittelbaren 

Gefahr herausbringen. 
- Eine Beziehung zum Betroffenen herstel­

len, indem man ihm zu trinken, zu essen 
gibt. Bewährt hat sich ebenfalls Kau­
gummi. Auch der körperliche Kontakt 
(Hand auf die Schulter legen, am Arm 
unterfassen) schafft eine solche Bezie­
hung. 

- Den Betroffenen in seiner Störung ernst 
nehmen; er will ja nicht so tun, wie er tut. 
SChüttet er sein Herz aus, so höre man 
ihm zu, das schafft ihm Erleichterung und 
gibt ihm das Gefühl, verstanden zu wer­
den. 

- Die noch vorhandenen Fähigkeiten des 
Betroffenen einsetzen: er soll z. B. seinen 
Trinkbecher selber halten, er soll - soweit 
es geht - bei den Rettungsarbeiten und 
der Pflege von Verletzten mithelfen. 

Das Ernstnehmen der Störung und das Ein­
Setzen der noch vorhandenen Fähigkeiten 
Sind die beiden unzertrennlichen Brüder der 
Hilfe bei Angst- und Schreckreaktionen. 
Gleichzeitiges Annehmen und Fordern schaf­
fen im Betroffenen wieder Selbstvertrauen. 
Jenes Selbstvertrauen, das er nötig hat, um 
sbelne Angst wieder unter Kontrolle zu 
ekommen. Schafft er dies, so kann er auch 

wieder überlegt handeln. 
Durch psychische Infektion können sich 
Angst- und Schreckreaktionen unter gewis­
sen Bedingungen auch zu kollektiven Er­
sCheinungen wie die Panik entwickeln. 
Neben kopfloser Flucht können auch ziello­
Ses Umherirren, blindwütiger Angriff, Plün­
derungen und anderes als kollektive Erschei­
nungen beobachtet werden. Paniken sind 
beeindruckende akute Ereignisse und kön­
nen verheerende Folgen haben. Sie können 
Sogar als eigenständiges Schadenereignis 
ein. Katastrophengeschehen auslösen. 
Glucklicherweise aber sind Paniken als Reak­
tion auf das Katastrophengeschehen sehr 
selten. 

3. Die Unfaßbarkeit 
Das Ungeheure des Geschehens, welches 
das Vorstellungsvermögen übersteigen und 
die Einsicht in das Geschehen verschließen 

kann, macht es schwierig, die Katastrophe 
rational zu erfassen und zu begreifen. Darum 
wird das Geschehen einerseits als unfaßbar 
erlebt und es entsteht andererseits - wovon 
weiter unten die Rede sein wird - der 
Wunsch nach Erklärungen. 
Die Unfaßbarkeit führt dazu, daß die uner­
trägliche Wirklichkeit in verschiedenen For­
men unbewußt abgewehrt wird. 
Die eine Form des Abwehrens ist das Vernei­
nen oder Verniedlichen des Geschehens 
und der davon ausgehenden Gefahren, als or 
damit das Unfaßliche ungeschehen gemacht 
werden könnte. Es ist oft recht schwierig, 
dieses Verneinen zu erkennen und zu durch­
brechen, denn die Menschen, die derart rea­
gieren, behaupten mit Überzeugung und oft 
mit scheinbar schlagenden Argumenten, daß 
die Sache gar nicht so schlimm sei und daß 
sich entsprechende Abwehrmaßnahmen 
erübrigten. 
Wirkt sich das auslösende Schadenereignis 
erst allmählich aus, z. B. bei einem heranna­
henden Hochwasser, so können in der ver­
bleibenden Frist Schutzmaßnahmen getrof­
fen werden. Das Verneinen der Katastrophe 
kann jedoch dazu führen, daß solche Vorkeh­
rungen unterlassen werden oder sogar 
gegen Schutzmaßnahmen aktiv Widerstand 
geleistet wird. 
Zuweilen wird die Bedrohung auch mehr 
oder weniger bewußt verneint, um die 
eigene, angstbedingte Handlungsunfähigkeit 
zu kaschieren. 
Eine andere Form der Abwehr ist die "belle 
indifference". Die davon betroffenen Men­
schen verhalten sich so, als bestünde das 
umgebende Elend gar nicht: scheinbar unbe­
eindruckt gehen sie vertrauten, alltäglichen 
Beschäftigungen nach, die in dieser Situation 
unpassend wirken. Unbewußt weigern sie 
sich, Leid und Bedrohungen wahrzunehmen 
und schützen sich auf diese Weise vor einer 
Überflutung mit Gefühlen. 
Obwohl sie mit ihrem unpassenden Verhal­
ten ihre Umgebung entrüsten und erzürnen 
können, so muß man sich doch darüber im 
klaren sein, daß diese "belle indifference" 
eine echte psychische Störung darstellt. 
Auch eine oft weitverbreitete euphorische 
Verstimmung, die in krassem Widerspruch 
zu eigenen und fremden Verlusten stehen 
kann, vermag Unverständnis und Zorn her­
vorzurufen. Aber auch diese unbekümmert 
wirkende Heiterkeit entsteht aus einer unbe­
wußten Abwehr des Unfaßlichen: die eupho­
rische Verstimmung ermöglicht es, sich der 
Last der bedrückenden Gefühle zu entzie­
hen. 
Der Galgenhumor, der auch in Katastrophen 
vorkommt, ist eine Äußerung dieser euphori­
schen Verstimmung, die zugleich den Boden 
für seine Verbreitung darstellt. 

In den Bereich der Abwehr der unerträgli­
chen Wirklichkeit der Gefahr gehört auch die 
Rückkehrtendenz Geretteter oder Evakuier­
ter. Sie kann in allen Phasen des Katastro­
phengeschehens beobachtet werden. 
Neben anderen Ursachen spielt bei der Rück­
kehrtendenz ebenfalls das zumeist unbe­
wußte Verneinen oder Verniedlichen der 
Gefahr eine Rolle: mit der örtlichen Distanz 
zum bedrohlichen Geschehen wird sie offen­
bar leichter möglich und verleitet dann zur 
Rückkehr in die Gefahr. 
Besonders zu Beginn einer Katastrophe 
macht sich eine Neigung zu kindlich anmu­
tender Unselbständigkeit breit. Da das 
Geschehen unfaßbar erscheint, möchten 
viele Menschen möglichst wenig damit zu 
tun haben. So verzichten sie darauf, sich 
selbst um das Nötige zu kümmern und 
haben den Wunsch, geführt zu werden. Die­
ses lenkungsbedürfnis kann die Behörden 
verwirren, die von der üblichen Regierungs­
und Verwaltungstätigkeit her zumeist ein 
ganz anderes Verhalten der Bevölkerung 
gewohnt sind. 
Auch bei Informationen aller Art müssen 
Unselbständigkeit und Lenkungsbedürfnis 
beachtet werden. Bekanntmachungen dür­
fen nicht bloß schützende Verhaltensweisen 
vorschreiben, sondern sie müssen die 
Gefahren darlegen und zeigen, wie und 
warum man sich dagegen schützen kann. 
So wird das Mitdenken angeregt und 
dadurch der Unselbständigkeit entgegen­
gewirkt. 

4. Der Wunsch nach Erklärungen 
Das komplexe Geschehen der Katastrophe 
ISt, besonders zu Beginn, nur schwer zu 
begreifen, was ein starkes Bedürfnis nach 
Erklärungen weckt. Dabei werden vor allem 
einfache Erklärungen gesucht, welche die 
Komplexität des Geschehens vermindern 
sollen. Da das rationale Erfassen der Zusam­
menhänge schwierig ist, werden auch 
magische Deutungen angenommen, was 
zu Verhaltensweisen führen kann, in die man 
sich nur schwer einfühlen kann. 
Verständlicherweise reagieren die Opfer, 
aber auch jene, die nur indirekt betroffen 
sind, mit Zorn auf die Verluste und Schädi­
gungen. Dieser Zorn kann sich im Auflehnen 
gegen das Schicksal oder in Anklagen gegen 
die Verursacher der Katastrophe äußern. 
Mitten im komplexen Geschehen bleiben 
aber häufig Ursachen und Verursacher ver­
borgen. Bald setzt darum eine eifrige Suche 
nach Sündenböcken ein, deren schnelle 
und drakonische Bestrafung gefordert wird. 
Diesem Verhalten liegt offenbar ein magi­
scher Gedankengang zu Grunde: Die Kata­
strophe hat den Frieden in der Gesellschaft 

~ 
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gestört und nun soll durch die "Opferung" 
der Sündenböcke der vormalige Frieden wie­
der hergestellt werden. 
An den Sündenböcken können aber auch, 
wie an einem Blitzableiter, die eigenen zorni­
gen Gefühle entladen werden, was die 
Betroffenen entlastet. 
Irritierend sind die Schuldgefühle der Über­
lebenden. Sie fühlen sich schuldig, weil sie 
davonkamen und fragen sich, warum gerade 
sie davongekommen seien, andere, die 
umkamen, hätten doch die Schonung besser 
verdient. 
Solche Schuldgefühle sind besonders häufig 
bei Menschen, die selbst nur knapp dem 
Tode entronnen sind. Dieses knappe Entrin­
nen machte ihnen ihre eigene Verletzlichkeit 
und Endlichkeit deutlich. Diese Erkenntnis ist 
schwer zu ertragen. Sie wird darum in 
Schuldgefühle gegen jene umgewandelt, die 
statt ihnen den Tod erlitten haben, und auf 
diese Weise abgewehrt. 
In dieser ÜBERSICHT wurden lediglich die 
wichtigsten Formen des veränderten Verhal­
tens in der Katastrophe dargestellt. Nicht 
behandelt wurden psychische Spätfolgen 
von Katastrophen wie die noch lange andau­
ernde, erhöhte Angstbereitschaft in der 
betroffenen Bevölkerung oder die posttrau­
matischen Belastungsstörungen, deren 
große Bedeutung erst in den letzten Jahren 
erkannt wurde und die eine eigene Darstel­
lung rechtfertigen würden. 

Zwei besondere Fragenkreise zum 
menschlichen Verhalten in Katastrophen sol­
len abschließend dargestellt werden : Wei­
che psychischen Veränderungen sind bei den 
Helfern zu erwarten? und: Wie wirken die 
von der Katastrophe ausgehenden Gefühle 
auf Führungsorgane ein? 

Psych ische Veränderungen bei 
den Helfern 
Bei den Helfern (Feuerwehr, Polizei, Ber­
gungsequipen, Ärzte, medizinisches Perso­
nal usw.) können typische psychische Ver­
änderungen auftreten : Sie gehen mit Eifer 
an die Arbeit, sind aber bald mit dem Elend 
und dem Mißverhältnis zwischen den massi­
ven Anforderungen und den Unzulänglichkei­
ten der Hilfsmaßnahmen konfrontiert. Sie 
neigen darum dazu, sich durch übermäßigen 
Einsatz zu überfordern und auf den notwen­
digen Schlaf zu verzichten. Dabei erschöpfen 
sie sich. 
Folgen dieser Erschöpfung sind einerseits 
Reizbarkeit, Verlangsamung des Denkens 
sowie fehlerhafte Arbeit, die Schuldgefühle 
auslösen kann . Andererseits können durch 
die Erschöpfung auch die Gefühle abstump­
fen, was zum Zynismus führen kann. 
Darum brauchen in Katastrophen auch die 
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Helfer eine psychohygienische Führung, die 
die notwendige Erholung ermöglicht und 
durchsetzt. 
Eine extreme affektive Belastung der Hel­
fer bedeutet die Konfrontation mit einer gro­
ßen Zahl von Verletzten und Toten und 
besonders mit Leichen, die verstümmelt, 
verbrannt oder zerfetzt sind. Auch Verzwei­
felte, die nach ihren Angehörigen suchen und 
deren Fragen im Durcheinander nicht beant­
wortet werden können, so daß sie in Unge­
wißheit gelassen werden müssen, bedeuten 
eine große Belastung. 
Werden Helfer, die solches durchgemacht 
haben, mit ihren Eindrücken allein gelassen, 
so können Apathie, depressive Verstimmun­
gen, Schuldgefühle und - oft erst nach einer 
Latenzzeit - psychosomatische Störungen 
auftreten. 
Es ist darum nötig, daß nach dem Einsatz die 
Helfer im Gruppengespräch ihre Eindrücke 
verarbeiten können . Die Arbeit ist in ihrem 
Ablauf zu besprechen, wobei die erbrachten 
Leistungen gelobt und allfällige Selbstankla­
gen oder Selbstherabsetzungen in Frage 
gestellt werden müssen. Die Helfer müssen 
auch die Möglichkeit haben, in diesem Kreise 
ihre belastenden Gefühle loszuwerden. Die 
Tatsache, daß die anderen Gruppenteilneh­
mer in der gleichen Situation gestanden 
haben, erleichtert das gegenseitige Ver­
ständnis und die gemeinsame Verarbeitung 
der belastenden Erlebnisse. Einige werden 
darüber hinaus noch individuelle, psychothe­
rapeutische Hilfe benötigen, die in unbüro­
kratischer Weise gewährt werden muß. 

Die psychische Belastung 
der Behörden 
Die in den Katastrophenstäben eingesetzten 
Männer und Frauen können ebenfalls von 
den in der Übersicht genannten Verhaltens­
änderungen betroffen sein. Wohl erzeugen 
eine spezifische Ausbildung und die Erfah­
rungen aus Einsätzen und Übungen eine 
erhöhte Resistenz gegen solche Störungen; 
sie sind jedoch andererseits in besonderem 
Maße durch die von der Katastrophe ausge­
henden Gefühle belastet, die in dreierlei 
Weise auf sie einwirken : 
Wie die heimgesuchte Bevölkerung sind 
auch sie direkt den Gefühlen ausgesetzt, die 
von der Katastrophe ausgehen. Zweitens 
sind sie auch mit den in der Bevölkerung ent­
stehenden Gefühlen und Verhaltensweisen 
konfrontiert: besorgte und zornige Telefon­
anrufe, die Hilferufe Betroffener und überfor­
derter Hilfsmannschaften, die Suche nach 
Sündenböcken in Regierung und Verwaltung 
und vieles anderes mehr wirken als zusätzli­
che affektive Belastung auf sie ein. Drittens 
werden aber auch in belastender Weise 

Gefühle und gefühlsbetonte Äußerungen 
aus den Bereichen außerhalb der Katastro­
phe, die durch die Medien mit dem Gesche­
hen verbunden sind, an sie herangetragen. 
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Gemeinsam Hilf' in gemeinsamer Not I 
hat Reiche und Staaten gegründet; 
der Mensch ist ein Einsamer nur im Tod, 
doch Leben und Streben verbindet. 

Franz Grillparzer 

" Ohne die internationale Hilfe 
könnte unsere Armee gar nicht 
bestehen. " 
Eine serbische Soldatin vor Sarajevo 
über den" Wegezoll", der darin besteht. 
sich an Hilfslieferungen für die not­
leidende Zivilbevölkerung schadlos zu 
halten 
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CMARLES AZNAVOUR, 
aus Armenien stammender französischer 
Chansonsänger, wird sich künftig in offizieller 
Mission um die humanitäre Hilfe für die not­
leidende Bevölkerung seiner ehemaligen 
Heimat kümmern . Den Auftrag dazu bekam 
er von dem derzeit zu einem offiziellen 
Besuch in Paris weilenden armenischen Prä­
Sidenten Lewon Ter-Petrossjan, der den 
künstler zum Sonderbotschafter für huma­
nitäre Aktion~n" ernannte. Die feierliche 
Ernennung fand am 13. März 1993 in Paris bei 
einem Treffen zwischen Ter-Petrossjan und 
den in Frankreich im Exil lebenden Armeniern 
statt. 

8EVÖLKERUNGSSCHUTZ -
NlAGAZIN FÜR ZIVIL· UND 
lATASTROPHENSCHUTZ 
Peter Eykmann - Landesstellenleiter des 
BVS in Nordrhein-Westfalen und seit 1. Mal 
1992 neuer Chefredakteur des "Bevölke­
rungsschutz" - prägt zunehmend das mit rd . 
49000 Exemplaren auflagenstärkste Fach­
magazin. Neben einem verbesserten Layout 
Im Inneren wird in der Rubrik "Dialoge" das 
Gespräch mit namhaften Repräsentanten im 
ZiVilschutz via Interview geführt. Vermehrte 
Fachbeiträge und eine umfassende Bilddo­
kumentation zeigen das veränderte Bild. 
ZUdem hat die redaktionelle Zusammenar­
beit zwischen dem "Bevölkerungsschutz " 
Und der" Notfallvorsorge " weiter zugenom­
men, um die unterschiedlichen Leser/Fach­
kreise sach- und themengerecht zu informie­
ren. 

(hs) 

UNKLARHEIT VOR KLIMAKATA· 
STROPHE 
EXPERTEN SIMULIEREN DIE 
ZUKUNFT - PROBLEME MIT DEM 
EINFLUSS DER WOLKEN 
Klimatologen streiten längst nicht mehr dar­
über ob es einen von Menschen verursach­
ten Treibhauseffekt tatsächlich gibt. Es gibt 
ihn. Die Indizienlast dafür ist erdrückend. 
Gestritten wird nur noch über die Folgen. In 
den Supercomputern der Klimaforscher fin­
det das Wetter von morgen deshalb schon 
heute statt. Mit Hilfe komplexer mathemati­
scher Formelsysteme, den Klimamodellen, 
wird simuliert, wie sich das Erdklima in 
Zukunft entwickeln wird und welche Folgen 
sich aus dem Treibhauseffekt ergeben. Ziel 
ist die möglichst genaue Vorhersage der Fol­
gen, denn: Wann was wo passiert, ist noch 
unklar. 
Steigt der Meeresspiegel? Verschieben sich 
die Vegetationszonen? Wer Wird Im globalen 
"Klimaroulette" Gewinner sein und wer Ver­
lierer? 
Noch sind die Klimamodelle für eine Vorher­
sage regionaler Folgen nicht genau genug, 
sagt der Klimaforscher Professor Hartmut 
GraßI vom Max-Plank-Institut für Meteorolo­
gie in Hamburg. Ungenauigkeiten beruhen 
bisher vor allem auf SChWierigkeiten, den 
Effekt der Wolken für das Erdklima vorherzu­
sagen. Kühlend wirken tiefhängende,. dicke 
Wolken weil sie die von der Sonne In den 
Erdhau~halt eingspeiste Energie wieder in 
den Weltraum zurücksenden. Hohe, dünne 
Wolken hingegen wirken wie Energiefallen, 
sie verstärken den Treibhauseffekt. Gegen­
wärtig überwiegt der Kühleffekt, das heißt, 
die Wolken strahlen mehr Energie in den 
Weltraum zurück, als sie in das Klimasystem 
einschließen. 
Völlig offen ist aber die Frage, w~lcher Wol­
kentyp bei einer weiteren Erhohung des 
weltweiten Mittels der Lufttemperatur vor­
herrschen wird. "Die Frage, ob der Kühlef­
fekt bei einer Erwärmung der Erdatmosphäre 
Bestand haben wird, gehört zu den wichtig­
sten die sich die Klimaforschung derzeit 
stellt", sagt GraßI. Bisher weiß niemand eine 
Antwort. 
Dagegen hält es Prof. GraßI für sehr wahr­
scheinlich, daß "es aufgrund derTemperatur­
erhöhung überall zu neu~n Klimaextremen 
kommen wird". Dürren, Uberflutungen und 
schwere Stürme werden sich häufen . Die 
Folgen sindunabsehbar Vor allem ist unklar, 
ob sich die Okosysteme an die Sich rasch ver­
ändernden Klimabedingungen anpassen 
können. Können sie es nicht, wird es nuryer­
lierer geben. "Über die Anp~,ssung der Ok?­
systeme wissen wir wenig , so GraßI. Fur 
ihn gibt es ein Mittel gegen die fatalen Fol­
gen : den Anlaß für die Störung des globalen 
Klimasystems vermeiden, also den Kohlen­
dioxid- und Spurenausstoß drastisch eindäm-
men. 

(fwt) 

JAHRESTAGUNG 
DER SCHUTZKOMMISSION 
VOM 20. BIS 22.MAI1993 
IN BAD DÜRKHEIM 
Die diesjährige Jahrestagung der Schutz­
kommission beim Bundesminister des Inne­
ren findet zwischen dem 20. und 22. Mai 
1993 in Bad Dürkheim statt. Tagungsort ist 
das Dorint Hotel. 
Es sind bereits folgende Vorträge eingeplant: 
1) Der C-Waffen-Vertrag und dessen Verifizie­
rung 
2) Organisation und praktische Umsetzung 
von Katastrophenschutzmaßnahmen bei 
Chemieunfällen 
3) Verhalten von Menschen in Belastungssi­
tuationen 
4) Überlegung zur Neukonzeption der medi­
zinischen Versorgung in Katastrophensitua­
tionen 
Zu TOP 1 werden erwartet als Vortragenden 
ein Mitglied der Deutschen Abrüstungskon­
ferenz in Genf, zu TOP 2 wie in den letzten 
Jahren israelische Gäste. Außerdem werden 
Gäste aus Frankreich (Direction de la Securite 
Civil) an der Tagung teilnehmen. 
Informationen zur Tagung können beim 
Geschäftsführer der Schutzkommission, Dr. 
Wolfgang Weiss, IAR, Rosastr. 9, 7850 Frei­
burg i. BR., angefordert werden. 

MIT GIPSBEIN IM JET: 
FLUGZEUGE TRANSPORTIEREN 
IMMER MEHR KRANKE 

FÜR VIELE VERLETZTE IST DIE 
PASSAGE IM LINIEN-J ET DIE 
BILLIGERE ALTERNATIVE 
Frankfurt/Main (dpa) . Eigentlich hatte er sich 
nur ein bißchen in der Türkei umschauen wol­
len. Doch der Kurzurlaub am Bosporus 
endete für den in Deutschland stationierten 
US-Soldaten am Kühlergrill eines entgegen­
kommenden Autos. Problem für den Mann: 
Er wollte so schnell wie möglich in eine Spe­
zialklinik seiner Heimat gebracht werden. 
Solche Wünsche gehören für Peter Meier bei 
der Reservierungszentrale der Deutschen 
Lufthansa in Frankfurt zum Alltag. 
Meier organisiert mit seinen drei Kolleginnen 
rund um die Uhr den Transport von Verletz­
ten, Kranken, Behinderten in Verkehrsma­
schinen seiner Gesellschaft rund um den 
Erdball. Über Arbeitsmangel kann das Team 
nicht klagen. Täglich muß der Transport von 
zwei bis drei Verletzten oder Kranken gema­
nagt werden; und ihre Zahl wächst von Jahr 
zu Jahr. Allein 1991 wurden 707 sogenannte 
Liegendkranke in ihre Heimat oder zu Opera­
tionen in Spezial kliniken geflogen. Bis Ende 
Oktober dieses Jahres waren es bereits 731 . 
Während Patienten, die noch aufrecht sitzen 
können, vergleichsweise problemlos zu 
befördern sind, ist für Bettlägrige ein relativ 
großer Aufwand erforderlich. Lufthansa hat 
beispielsweise eigene Krankentransport-Lie­
gen entwickeln und bauen lassen. Die lie­
gen - 34000 Mark pro Stück - lassen sich 
nach Abmontieren der Rückenlehne auf die 
Flugzeugsitze schnallen. 
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Drei Plätze in der Touristen-Klasse werden 
dafür in der Regel benötigt und mindestens 
sechs blockiert. Verglichen mit den morma­
len Flugtarifen ist der Krankentansport im Jet­
Tempo deshalb nicht billig. Für jeden Lie­
gend-Patienten berechnet die Lufthansa den 
vierfachen Preis eines Touristenklassen-Tik­
kets. Wer sich also beim Joggen im New Yor­
ker Central Park das Bein bricht und lieber in 
Deutschland kuriert werden möchte, zahlt 
zwischen 8200 und 9600 Mark. hinzu 
kommt noch das Ticket für eine Begleitper­
son, auf die die Lufthansa besteht. 
Für viele Verletzte ist die Passage im Linien­
Jet dennoch die billigere Alternative. Ein 
Transport mit der Rettungsflugwacht koste in 
der Regel das Drei- bis Vierfache und scheide 
daher für viele aus, gibt Meier zu bedenken. 
Auch Reiseversicherungen wählten - wo 
immer es der Krankheitszustand und der 
Flugplan erlauben - eine Linienmaschine für 
den Heimtransport. 
Doch bevor der Verletzte von Sanitätern ins 
Flugzeug gebracht werden kann, hat er mit 
der Bürokratie zu kämpfen. "Das ist leider 
unvermeidbar. Wir müssen vorher genau klä­
ren, ob der Fluggast überhaupt reise- und 
flugfähig ist", erläutert Meier. Wegen des 
geringen Luftdrucks in großen Höhen kann 
der Flug für Herzinfarkt-Patienten unter 
Umständen den Tod bedeuten. Den Patien­
ten mit engen Gipsverbänden blühen bei der 
Ausdehnung ihres Gewebes wahnsinnige 
Schmerzen - vom Thrombose-Risiko ganz 
abgesehen. 
Vor dem "grünen Licht" von Meier steht des­
halb die Diagnose eines Lufthansa-Arztes. 
Weltweit verfügt die Gesellschaft über ein 

56 NY + %V, 2/1993 

Netz von Vertragsmedizinern, die - wenn es 
sein muß - mitten in der Nacht - ins Kranken­
haus eilen, um die Flugtauglichkeit des Pech­
vogels zu prüfen. 
Meist sind es Auto- oder Sportunfälle, die 
Reisende fern der Heimat aufs Krankenbett 
zwingen. Aber auch die zunehmende Reise­
freudigkeit der älteren Generation beschert 
Meier und seinem Team in Frankfurt immer 
mehr Arbeit. Hinzu kommt eine wachsende 
Zahl von Herzpatienten, die sich zu Spezialkli­
niken fliegen lassen. 

Quelle: DIE RHEINPFALZ. Ludwigshafen 
vom 6.3. 1993 

ERDBEBEN - DIE REGION PROBT 
DEN ERNSTFALL 

600 JAHRE NACH DEM BASLER 
BEBEN SETZEN EXPERTEN AUF 
DIE TRINATIONALE ZUSAMMEN­
ARB EIT 
Basel - Die Basler Innenstadt ist Katastro­
phengebiet. Die Zahl der Verletzten und 
Toten ist noch unbekannt. Zahlreiche Häuser 
sind eingestürzt, viele weisen breite Risse 
auf. Heruntergefallene Ziegel und Holzbalken 
erschweren die Rettungsarbeiten. Häuser, 
die einzustürzen drohen, gefährden Helfer 
und Überlebende. Die Wasserversorgung ist 
zusammengebrochen, aus lecken Leitungen 
strömt Gas, das Telefonnetz funktioniert 
nicht mehr. Niemand weiß, ob die Großtanks 
der chemischen Industrie dem schweren 
Beben standgehalten haben. 
Ein fiktives Horrorszenario, glücklicherweise. 
Aber ein durchaus realistisches. So schildert 
Peter Plattner, Dozent an der Basler Inge­
nieurschule, die Folgen eines Bebens, das 
dem schwersten Erdbeben in der Region im 
Jahr 1356 (6,5 auf der Richter-Skala) nach­
empfunden ist. Damals lag das Epizentrum 
nahe bei Basel. 
Was passiert bei einer vergleichbaren Kata­
strophe? Diese Frage beschäftigte 400 Fach­
leute aus der Schweiz, dem Elsaß und 
Baden-Württemberg, die sich in Basel zum 
ersten gemeinsamen Seminar trafen. Ziel 
der "Regio-Kat 93" war, die Möglichkeiten 
zur grenzüberschreitenden Alarmierung und 
Hilfe vorzustellen. Am 17. Juni wird das Erör­
terte in einer Stabsübung geprobt. 
Ist die Gefahr eines Bebens so groß? Im Prin­
zip nein! Das Risiko eines schwereren Erdbe­
bens ist nach Meinung der Geologen "gering 
bis mittel". Aber warnt Ulf Koerner, Direk­
tor des Geologischen Landesamtes in 
Freiburg, auch bei relativ geringer Wahr­
scheinlichkeit könne sich jederzeit ein 
schweres Beben in einer prinzipiell aktiven 
Zone ereignen. Und eine exakte Vorhersage 
des Zeitpunktes und der Stärke ist immer 
noch unrnöglich . 
Daß der Schwarzwald, der Rheingraben, die 
Vogesen und das Schweizer Juragebirge zu 
den erdbebengefährdeten Gebieten gehö­
ren, ist eine Folge der Kontinentbewegung. 
Schwarzwald und Vogesen, die 400 bis 280 
Millionen Jahre alten und einst zusammen­
gehörenden Gebirge, wurden durch das Aus­
einanderdriften der mitteleuropäischen Erd­
platten getrennt. Langsam und mit 
zahlreichen Brüchen sank der Graben, in dem 

heute der Rhein fließt, vor 40 bis 20 Millionen 
Jahren ein - und zwar um 4000 bis 5000 
Meter. 
Daß diese enormen Höhenunterschiede 
heute nicht mehr sichtbar sind, liegt am 
Rhein. Er, der durch die Absenkung gen Nor­
den umgeleitet wurde, füllte sein neues Bett 
mit Kies und Schotter auf. Die tiefen Brüche 
ließen geschmolzenes Gestein am Kaiser­
stuhl an die Oberfläche schießen. Auch 
heute ist noch keine Ruhe eingekehrt: 
Schwarzwald und die Vogesen schrammen 
aneinander vorbei und verkanten sich mitun­
ter - Ursache vieler kleinerer Beben, die die 
Geologen mit empfindlichen Meßangaben 
regelmäßig wahrnehmen. 
"In den achtziger Jahren wurde ein recht star­
kes Beben in Sierenz im Oberelsaß und meh­
rere leichtere am Grabenrand bei Müllheim 
registriert; sichere Indizien dafür, daß der 
Rheingraben nach wie vor aktiv ist", berich­
tet Ulf Koerner. 
Weil die Region am Oberrhein erdbebenge­
fährdetes Gebiet ist -der Bereich um Lörrach 
wurde in die höchste Zone eingestuft -, 
haben die drei Staaten spezielle Vorschriften 
für Wohn- und Industriebauten festgesetzt. 
Zusätzlich wird noch nach der Bedeutung der 
Bauwerke unterschieden. Für Krankenhäu­
ser gelten strenge Auflagen, sie sollen ein 
Erdbeben ohne größere Schäden überste­
hen und funktionstüchtig sein. 
In den Anlagen der chemischen Industrie in 
Basel seien, sagt Plattner, mit hohem finan­
ziellen Aufwand mögliche Risiken erfaßt und 
die Sicherheit erhöht worden. Wie sich Groß­
tanks bei einem Erdbeben verhielten, sei 
noch wenig bekannt; in Japan seien solche 
Tanks geborsten. 
Die Sicherheit von Atomkraftwerken war 
übrigens kein Thema. Behörden und Exper­
ten gehen davon aus, daß sie einem Beben 
standhalten. 

Quelle: Badische Zeitung, Freiburg/Br. 
vom 27 1. 7993 

ZlnERN VOR DEM GROSSEN 
BEBEN 

JAPAN LEISTET SICH EIN 
AUFWENDIGES VORHERSAGE­
PROGRAMM 
Tokio (ap) . Die Verantwortung lastet schwer 
auf Hiroji Yamamoto: Womöglich setzt er 
eines Tages eine Reihe von Ereignissen in 
Gang, an deren Ende Japans Ministerpräsi­
dent dem Volk mitteilen muß, daß das 
"Große Beben" bevorsteht. "Bei meiner 
Arbeit bin ich nervös und sehr angespannt", 
sagt Yamamoto, während sein Blick von 
einem Computermonitor zum nächsten 
hetzt. 
Sein Arbeitsplatz ist das elektronische Herz­
stück der japanischen Erdbebenwarte im 
Zentralen Metereologischen Institut von 
Tokio. An Yamamoto ist es, Alarm zu schla­
gen, wenn der kaum zu überblickende Daten­
strom aus dem extrem erdbebengefährde­
ten Tokai-Gebiet nahe Tokio einen stärkeren 
Erdstoß erwarten läßt. Kritiker fürchten aller­
dings, die Sicherung des DatenwusteS 
könne für den Ernstfall vergebens sein. 



"Nach meinem Gefühl wird es diesen Leuten 
sehr schwer fallen, ein großes Beben anzu­
kündigen, wenn es den je stattfindet", meint 
etwa Seiya Uyeda, emeritierter Professor 
des Instituts für Erdbebenforschung an der 
TOkioter Universität. "Unser Land ist so dicht 
besiedelt und so hochindustrialisiert, daß ein 
falscher Alarm Schlimmes anrichten 
könnte", fügt er hinzu. Er und andere Kritiker 
haben sich mittlerweile soviel Gehör ver­
SChafft, daß die japanische Regierung ein 
Gremium unabhängiger Experten beauftragt 
hat, das Prognoseprogramm zu überprüfen. 
Kein anderes Land ist so anfällig für Erdbeben 
wie Japan, auf das ungefähr zehn Prozent 
der ErSChütterungen auf der ganzen Erde 
entfallen. Wie ein roter Faden zieht sich der 
SChrecken katastrophaler Beben durch seine 
Geschichte, darunter auch jenes von 1923, 
dem in und um Tokio 140 000 Menschen zum 
Opfer fielen. Kein Wunder, daß die Japaner 
bemüht sind, sich mit allen Kräften und so 
gut es geht auf das nächste große Beben ein­
ZUstellen. 
In den Stadtteilen der Hauptstadt beispiels­
Weise weisen Straßenkarten Fluchtwege zu 
freien Plätzen; Behörden geben Ratschläge 
Zur Vorsorge und zum Verhalten bei Beben, 
~nd jedem Japaner ist es in Fleisch und Blut 
ubergegangen, den Gashahn zu schließen, 
Um verheerende Brände abzuwenden. Für 
NeUbauten ist Erdbebensicherheit ein selbst­
verständliches" Muß". Ein eingeschossiges 
Bürogebäude in Tokio benutzt sogar den 
Computer und Gegengewichte, um Erschüt­
terungen auszugleichen. 
Am vorteilhaftesten wäre natürlich ein zuver­
lässiges Vorwamsysstem. Tokio hat schon 
Millionen für eine Untersuchung ausgege­
ben, die zeigen sollte, ob beispielsweise 
Welse ein Beben vorausahnen und dem 
~enschen frühe Hinweise geben könnten. 
Sie kam zu keinem schlüssigen Ergebnis. 
Insgesamt sieben Milliarden Yen (etwa 80 
Millionen Mark) bringt Japan jährlich für sein 
~rognoseprogramm auf, einen Teil davon für 
Jenes weltweit einziges permanent betrie­
bene Vorhersagesystem, an dem Yamamoto 
arbeitet. 
Sein Chef Michio Takahashi räumt ein, die 
PrOPhezeiung des "Großen Bebens" sei 
nicht einfach. "Wir machen hier alles, was 
mit Beobachtung und Aufzeichung möglich 
ISt", sagt er. "Und unsere Methoden werden 
Immer besser." Auf die Frage, wie sehr er auf 
eine zuverlässige Vorhersage vertraue, gibt 
er nach langem Überlegen zu, daß mit einem 
Vergleichsfall vieles einfacher wäre. "Jeder 
SOllte wissen, daß Voraussagen schwierig 
Sind", erklärte er. "Aber wenn selbst wir kei­
nen Erfolg damit haben, dann ist die ganze 
VOrstellung hinfällig, daß Erdbeben vorher­
sagbar sind", meint er. 

Quelle: RHEINPFALZ vom 25. 1. 1993 

PRESSEMITTEILUNG AUS DER 
SCHWEIZ 
ZIVILSCHUTZ 95 - ARMEE 95 -
FEUERWEHR 95 

EFFIZIENZ DANK VERBUND­
LÖSUNG 
Oie neuen Leitbilder für den Zivilschutz, die 
Armee und die Feuerwehren sehen eine bes­
sere Koordination der Tätigkeit dieser drei 
Partnerorganisationen vor. Mit Verbundlö­
sungen sollen für alle Lagen Synergieeffekte 
erreicht und Doppelspurigkeiten vermieden 
werden. Einzelheiten dieser Koordination 
abzusprechen, war das Ziel einer Fachta­
gung, die am 20. Januar im Zivilschutz-Aus­
bildungszentrum in Schwarzenburg stattfand 
und an der erstmals die Spitzen des Bundes­
amtes und der kantonalen Ämter für Zivil­
schutz, des Schweizerischen Feuerwehrver­
bandes sowie der Luftschutztruppen 
gemeinsam teilnahmen 

Der Direktor des Bundesamtes für Zivil­
schutz, Paul Thüring, erläuterte den erweiter­
ten Auftrag des Zivilschutzes, der gemäß 
dem neuen Leitbild nicht nur aus dem Schutz 
bei bewaffneten Konflikten besteht, sondern 
ebenso aus der Hilfe bei Katastrophen und 
in anderen Notlagen. Daraus folgt, daß der 
Zivilschutz neue Strukturen schaffen muß, 
die in jeder Situation einen möglichst effizien­
ten Einsatz gewährleisten. Unter dem Motto 
"Einfach, rasch und im Verbund" sollen nach 
Meinung Thürings die sich aus dem neuen 
Auftrag des Zivilschutzes ergebenden Berüh­
rungspunkte mit den andern Partnern einer 
möglichst effizienten Lösung zugeführt wer­
den. Dabei soll der Grundsatz gelten, daß 
jede Organisation das macht, was sie am 
besten kann, sich aber auch bereithält, die 
Partner zu unterstützen. Bei einem Aufgebot 
in außerordentlichen Lagen wie auch bei 
bewaffneten Konflikten sollen deshalb künf­
tig die Einsätze der Feuerwehr durch den 
Feuerwehrkommandanten, diejenigen der 
Rettungsformationen des Zivilschutzes 
durch den Chef der Zivilschutzorganisation 
befohlen werden. Der Einsatz der Ret­
tungstruppen der Armee soll in jeder 
Lage weiterhin subsidiär, das heißt im 
Sinne der Unterstützung und Schwerge­
wichtsbildung erfolgen. In jedem Fall ist es 
aber wichtig, daß die Partner gemeinsam 
ausbilden und üben und einen ständigen 
Informationsaustausch pflegen. 

Für Willy Gabl, den Zentralpräsidenten des 
Schweizerischen Feuerwehrverbandes, 
erhält die Feuerwehr mit dem Konzept Feuer­
wehr 95 unter dem Motto "So normal wie 
möglich, so außerordentlich wie nötig" eben­
falls einen erweiterten Auftrag in dem Sinn, 
daß die Feuerwehr künftig auch im Aktiv­
dienstfall das Ersteinsatzmittel der Ge­
meinde für Rettung, Brandbekämpfung und 
Schadenabwehr wird. Probleme ergeben 
sich bei der Sicherstellung der Bestände, ins­
besondere in kleinen Gemeinden mit weni­
ger als 1000 Einwohnern. Sie können aber 
mit einer großzügigen Freistellungspraxis 
seitens der Armee und des Zivilschutzes 
gelöst werden. Weitere Lösungen sind 
zudem auch in der Frage der sozialrechtli­
chen Gleichstellung der Feuerwehrleute mit 

den Wehr- und Schutzdienstpflichtigen beim 
Militärpflichtersatz, beim Erwerbsersatz 
sowie dem Versicherungsschutz zu finden. 
Brigadier Peter Bieder, Direktor des Bun­
desamtes für Luftschutztruppen, erläu­
terte das Einsatzkonzept der Luftschutztrup­
pen, die gemäß Leitbild Armee 95 
Rettungstruppen heißen werden. Mit der Bil­
dung des Katastrophenhilferegimentes 
soll die Hilfeleistung der Armee bei Kata­
strophen in Friedenszeiten noch schneller 
und effizienter gestaltet werden. 
In einzelnen Arbeitsgruppen wurden ver­
schiedene Fragen der Zusammenarbeit ein­
gehend erörtert. Dabei wurde klar, daß nur 
das offene Gespräch unter Partnern zu 
befriedigenden Lösungen führen kann. Erste 
Lösungsansätze sollen nun verfeinert und so 
konkretisiert werden, daß der Übergang von 
den heutigen Strukturen auf die Strukturen 
von Zivilschutz 95 - Armee 95 - Feuerwehr 
95 auf den 1. 1. 95 geWährleistet ist. 

Quelle: Eidgenössisches Justiz- und 
Polizeidepartement 
Informations- und Pressedienst 
Bundesamt für Zivilschutz 
eH-3003 Bem 
Monbljoustr. 91 

OBERLEUTNANT VERWEIGERT 
ZIVILSCHUTZ 

BUNDESGERICHT BESTÄTIGT 
30 TAGE GEFÄNGNIS 
(sda) 800 Militärdiensttage sind kein Grund, 
einem Zivilschutzverweigerer mildernde 
Umstände zuzubilligen. Damit hat das Bun­
desgericht in Lausanne die Nichtigkeitsbe­
schwerde eines ehemaligen Aargauer Ober­
leutnants abgelehnt und die von den 
Vorinstanzen ausgesprochene 30tägige 
Gefängnisstrafe bestätigt, wie am Montag 
bekannt wurde. Der 60jährige Arzt wurde 
aus dem Zivilschutz ausgeschlossen. Der 
verurteilte Psychiater weigerte sich aus 
Gewissensgründen, in den Zivilschutz einzu­
rücken. Der Hauptgrund seiner Verweige­
rung liege in den dem Zivilschutz zugrunde 
liegenden militärischen Denkschemen. 
Dienstleistungen im militärischen Umfeld 
hätten zudem bei vielen von ihm behandel­
ten Männern zu einem eigentlichen Entwick­
lungsstillstand, zu einer Infantilisierung und 
zu Duckmäusertum geführt, begründete der 
Arzt sein Vorgehen weiter. 
Das Bundesgericht kam nun Ende Jahr zum 
Schluß, daß es sich bei der kategorischen 
Weigerung des Arztes um eine "Tat mit 
besonders intensivem deliktischem Willen" 
gehandelt hat. Für die Abgrenzung zwischen 
einem schweren und einem einfachen Fall 
seien auch die rund 800 Diensttage des 
Angeklagten unerheblich. Die Weigerung, 
Schutzdienst zu leisten, sei angesichts des 
rein humanitären Zwecks des Zivilschut­
zes weder ethisch noch religiös zu recht­
fertigen, und ein Handeln aus schwerer 
Gewissensnot sei nicht vorstellbar. 

Quelle: Neue Zürcher Zeitung 
vom 26. 1. 1993 

~ 
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KATASTROPHENSCHUTZ BEI 
DER DEUTSCHEN BUNDESBAHN 
Eine Anfrage eines Kaiserslauterer Kommu­
nalpolitikers, der selbst Bediensteter der DB 
war, machte die Konsequenzen der Deut­
schen Bundesbahn nach dem Zugunglück 
von Northeim offenkundig . (NV + ZV berich­
tete darüber in H. 1/93, S. 48/49) : 
Der RHEINPFALZ vom 5. März 1993 entneh­
men wir: " Hilfszug wieder in Kaiserslautern 
stationieren . 
Ein bisher im Bahnbetriebswerk Kaiserslau­
tern beheimateter Hilfszug der Deutschen 
Bundesbahn ist durch Verfügung der Haupt­
verwaltung der Bundesbahn (HVB) nach 
Saarbrücken abgezogen worden. 
Aus diesem Grund hat sich der Vorsitzende 
der FDP-Stadtratsfraktion an den rheinland­
pfälzischen Wirtschafts- und Verkehrsmini­
ster mit der Bitte gewandt, sich beim Bun­
desverkehrsministerium und der Hauptver­
waltung der Bundesbahn dafür einzusetzten, 
daß diese für ihn nicht nachvollziehbare Ent­
scheidung rückgängig gemacht wird. 
,Dieser Hilfszug, ein Gerätewagen mit ent­
sprechender Ausstattung, wird bei Unfällen, 
Entgleisungen und Katastrophen eingesetzt. 
Das Einsatzgebiet umschließt den Raum 
Homburg - Kirn - Simmern - Pirmasens -
Hochspeyer und, je nach Situation, auch 
andere Gebiete. Der Hilfszug war im Jahre 
1992 insgesamt 32 Mal im Einsatz.' 
Nach Auffassung der Hauptverwaltung 
der Bundesbahn solle der Einsatzwagen 
künftig von Saarbrücken aus die Einsatz­
steIle anfahren, und das Personal, das 
nach wie vor in Kaiserslautern sei, solle 
mit Personenwagen zur EinsatzsteIle 
gebracht werden. 
Aus betrieblichen Gründen - seit dem 
Unfall in Northeim - müsse der Einsatz­
wagen auf dem Weg zum Einsatzort an 
jedem Bahnhof anhalten und eine Stich­
probe und Meldung im Hinblick auf Schä­
den an den Puffern durchführen. Dies 
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bedeute, daß je nach Lage des Einsatzor­
tes, der Hilfszug unter Umständen stun­
denlang unterwegs sei und so wertvolle 
Zeit verstreiche . 
Der Raum Kaiserslautern ist nach Meinung 
der FDP-Fraktion durch militärische Einrich­
tungen w ie Munitionsdepot Miesau und 
Flugplatz Ramstein besonders gefährdet. 
Allein daraus ergebe sich die Notwendigkeit, 
den Hilfszug wieder in Kaiserslautern zu sta­
tionieren. " 
Trifft die im Text (durch die Red. besonders 
gekennzeiChnete) veri?,ffentlichte Entschei­
dung der OB und die Anderung der Einsatz­
taktik zu, ist den Verantwortlichen bei der 
Bundesbahn die Fähigkeit zum Katastro­
phenschutz und zur -vorbel;!gung wohl 
schwerlich zu bescheinigen. Ubrigens gab 
die OB bis zum 25. April 1993 keine Stellung­
nahme ab. 

(Horst Schättler) 

DEUTSCHE RETTUNGSFLUG­
WACHT (DRF) STELLT DREI NEUE 
HUBSCHRAUBER IN DIENST 
CHRISTOPH - DIE FLI EGENDE 
INTENSIVSTATION 
Der Auftrieb in Halle vier von " Stuttgart-Air­
field", dem amerikanischen Teil des Flugha­
fens, wäre eines Staatsbesuchs durchaus 
würdig . Nur daß es keine Staatsoberhäupter 
sind, denen 350 geladene Gäste die Ehre 
erweisen, sondern nur drei Rettungshub­
schraubervom Typ BK 117. Die aber haben es 
in sich. Vollgestopft mit modernster Technik, 
die geeignet ist zur Erhaltung aller lebens­
wichtigen Funktionen, sollten sie in Zukunft 
helfen, "Leben zu retten, Kranke zu versor­
gen und Wunden zu heilen", sagt Prälat 
Alfred Ebert. Der Bedeutung des Ereignisses 
angemessen, gibt auch die Kirche ihren 
Segen zur In-Dienst-Stellung der rotierenden 
High-Tech-Lebensretter. 
Es ist, jedenfalls für die deutsche Rettungs­
flugwacht (DRF) mit Sitz in Filderstadt, ein 
historischer Tag . Auf den Tag genau vor 20 
Jahren startete zum ersten mal ein DRF-Ret­
tungshubschrauber (Christoph 41) vom Stutt­
garter Flughafen aus zum Einsatz. Mittler­
weile kann DRF-Gründer und -Präsident 
Siegfried Steiger auf eine stolze Bilanz ver­
weisen. Die drei neuen BK 117 hinzugerech­
net, gehören "seiner" Flotte nun 19 Hub­
schrauber und drei Ambulanz-Jets an. Die 
DRF beschäftigt 190 Notärzte und hat 59 Pilo­
ten fest angestellt. Allein 1992 wurden mehr 
als 11600 Einsätze geflogen : alle 45 Minuten 
einer. 
Björn Steiger, der Sohn des Winnender Archi­
tekten Siegfried und seiner Frau Ute, kam 
1969 bei einem Verkehrsunfall ums Leben . 
Jede Hilfe kam damals zu spät. So tragisch 
dieses Unglück für die Betroffenen war : es 
hatte auch Initialwirkung. Siegfried und Ute 
Steiger machten sich den Aufbau eines Ret­
tungsflugdienstes zur Lebensaufgabe und 
halfen damit der damals darniederliegenden 
deutschen Notfallhilfe aus der Bredoullie. Nur 
so ist zu erklären, daß selbst der Bundeskanz­
ler und der Bundesinnenminister Staatsse­
kretäre nach Stuttgart entsandt haben und 
die herzlichsten Grüße ausrichten lassen. 

Eine " fliegende Intensivstation" wie der BK 
117 kostet rund 5,5 Millionen Mark. Ein tele­
fonischer Notruf (110 oder 112) genügt, dann 
ist der Hubschrauber in zwei Minuten start­
klar. Seine Aufgabe ist über die Jahre die glei­
che geblieben : Es geht um die "schnellst­
mögliche Versorgung von Notfallpatienten", 
sagt Siegfried Steiger, nicht ohne bei der 
Gelegenheit einen Seitenhieb anzubringen 
gegen "wirtschaftliche und sogar Prestigein­
teressen" , die das Prinzip der Wirtschaftlich­
keit über das Gebot der schnellen und direk­
ten Verbindung stellen. 
Auch die Zusammenarbeit zwischen den mit 
der Luftrettung beauftragten Organisationen 
klappt nicht so, wie sich Steiger das vorstellt: 
Das Verhältnis der DRF zum ADAC sei zwar 
gut, das aber zu den staatlichen Organisati­
onen, Bundeswehr und Katastrophenschutz, 
sei geprägt durch "weitgehende Sprachlo­
sigkeit" . So müssen die Staatssekretäre 
dem Bundeskanzler an diesem Festtag auch 
übermitteln, daß Siegfried Steiger die staatli­
chen Überlegungen in Sachen Luftrettung für 
"nicht vorhersehbar und nicht berechenbar" 
hält. 
Übrigens: die drei neuen DRF-Rettungshub­
schrauber werden in Freiburg, Mannheirn 
und Dresden stationiert. Die haben noch 
keine Namen, daß sie aber wie alle ihre Vor­
gänger Christoph heißen werden, gilt als 
sicher. 
Quelle : Stuttgarter Zeitung vom 20. 3. 1993 

NEUE THW-BUNDESSCHULE 
Die bisherige Außensteile der Katastrophen­
schutzschule des Bundes (KSB) in Hoya a.d. 
Weser ist seit 1. Januar 1993 die Bundes­
schule des Technischen Hilfswerks. Damit 
wurde der verselbständigten Bundesanstalt 
THW auch die Aus- und Weiterbildungsver­
antwortung und -kompetenz übertragen. 

(hs) 

WARNDIENST-KONZEPTION 
Eine Lösung zeichnet sich in der WD-Organi­
sation ab. Unter Leitung von Sts. Dr. Walter 
Priesnitz trafen sich am 9. März 1993 Vertre­
ter der Abt. KN im GMI, des BZS und deS 
Hauptpersonalrates, um über den Bestand 
der Warnämter und deren personelle Beset­
zung zu beraten. 
Das Ergebnis, das vor allem der haushalts­
rechtlichen und -technischen Absicherung 
bedarf, sieht den Erhalt von 9 der insgesamt 
10 Warnämter in den alten Bundesländern 
vor. Ein neues Amt wird in den neuen Län­
dern errichtet; der Personalbestand wurde in 
einer Größenordnung von 15-20 Mitarbei­
tern als notwendig diskutiert. Damit sind die 
Unsicherheiten des WD zunächst einmal 
beseitigt. 
Sts. Dr. Priesnitz besuchte am 16. März 
demonstrativ in Begleitung der Abt. Ltr. KN 
und des Präsidenten der BZS das Warnamt V 
in JÜlich . Er wollte damit ein Signal für die 
Bedeutung und Erhaltung des WarndiensteS 
setzen. 

(hS) 
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Thomas H. Fiebig 

RUNDFUNK DURCH DIE 
BUNDESWEHR 

Rechtliche Zulässigkeit der Bevölke­
rungsinformation in Krise und Krieg 

1
7S992, 368 S., brosch., 78,- DM, 

BN 3-7890-2793-6 
N
7

omos Verlagsgesel/schaft, Postfach 670, 
570 Baden-Baden 

~ie erstmalige Realanalyse und rechtliche 
d ewertung der Hörfunkaktivitäten der Bun-
~swehr im Frieden, Spannungs- und Vertei­

digungsfall. Die massen medialen Aktivitäten 
~erden. als Presse-/Öffentlichkeitsarbeit, 
truppeninformation und Psychologische Ver­
eidigung (PSV) systematisiert. Ein besonde-

res Gewicht wird dem Aufgabenbereich PSV 
(heute: Operative Information) beigemes­
~en. Zielsetzungen, Methoden, Formen und 
d rogrammelemente im Hörfunkbereich wer­
li ehn aufg~arbeitet. Der Zugriff auf die öffent-
c. -rechtlichen Rundfunkanstalten bzw. 

PI' nvaten Rundfunkveranstalter wird verdeut­
Icht. 

Rechtlich gesehen ermöglicht der Verteidi­
gungsauftrag (Art. 87 a) des Grundgesetzes 
es grundsätzlich, die Hörfunkaktivitäten in 
Knse und Krieg verfassungsrechtlich zu legiti­
rl'1leren; dies bedeutet aber andererseits 
~ICht eine Freistellung von grundrechtlichen 
.Indungen (Art. 5 GG). Notwendig ist aller­

~Ings ein entsprechendes Streitkräfterund­
Unk-Gesetz 

Die Monog;aphie ist für alle an rundfunk­
(VerfassungS-)rechtlichen Fragen Interes­
Sierte, aber auch für die in Politik, Bundes­
~ehr und Rundfunk Tatigen bestimmt. Sie ist 
:In Beitrag zur konstruktiven Bewältigung 
Ines rechtsstaatlichen Defizits. 

(Materialien zur interdisziplinären Medienfor­
SChung, Bd 23) 

Institut fü r Friedenssicherungsrecht 
und Humanitäres Völkerrecht 
(Hrsg.) 

Bochumer Schriften 
zur Friedenssicherung und 
zum Humanitären Völkerrecht 
Band 19 

Beiträge zum humanitären 
Völkerrecht, zur völkerrechtlichen 
Friedenssicherung und zum 
völkerrechtlichen Individualschutz 
- Festgabe für Georg Bock 
zum 70. Geburtstag -
ISBN 3-8196-0079-5,282 Seiten, DM 39,80 

In diesem Band äußern sich Mitarbeiter des 
Instituts für Friedenssicherungsrecht und 
Humanitäres Völkerrecht und des DRK-Gene­
ralsektariats zu aktuellen völkerrechtlichen 
Problemen, die zum Teil sehr kontrovers dis 
kutiert werden . 
Eröffnet wird das Buch durch einen Artikel 
von Knut Ipsen unter dem Titel "Gedanken 
zur Effektivität des humanitären Völker­
rechts" . Aktuelle Erfahrungen aus dem Golf­
krieg werten H. Fischer und M. Wallenfels in 
der Analyse "Bildberichterstattung und 
Schutz der Kriegsgefangenen im Zeitalter 
des Satellitenfernsehens" aus. Mit einem 
völkerrechtstheoretischen Thema setzt sich 
H. Spieker auseinander, indem sie unter­
sucht, inwieweit der Schutz der Umwelt im 
bewaffneten Konflikt bereits Völkergewohn­
heitsrecht ist. Weitere humanitar-völker­
rechtliche Erörterungen befassen sich mit 
völkerrechtlichen Beschränkungen des Ein­
satzes von Seeminen (W Heintschel von Hei­
negg), der Integrität von nationalen Rotkreuz­
und Rothalbmondgesellschaften (Th. Klemp) 
und des Mißbrauchs von Ausländern als 
"menschliche Schutzschilde" in bewaffne­
ten Konflikten (Ch. Sticher). 
Zum Problemkreis des Friedenssicherungs­
rechts äußern sich V. Epping (Rüstungs­
exportbeschränkung als Mittel der Friedens­
sicherung), J. Nowlan (Der Begriff der 
Friedensbedrohung) und O. Schäfer (Die 
Anerkennung als Mittel der Kriegsverhinde­
rung?) sowie M. Kuhn (Friedenssicherung im 
Wandel?) . Den Abschluß bilden zwei men­
schenrechtliche Themen. H.-J. Heintze 
äußert sich zu den Herausforderungen an 
das UN-Menschenrechtssystem nach dem 
Ende der Ost-West-Konfrontation und B. 
Reschke untersucht die Fortgeltung von 
Menschenrechtsstandards nach dem Zerfall 
der UdSSR und Jugoslawiens. 

(Dr. H.J. Heintze) 

Bochumer Schriften zur 
Friedenssicherung und 
zum Humanitären Völkerrecht 

Band 1 
Knut Ipsen (Hrsg.) 
Europa im Spannungsfeld der Weltmächte, 
Grenzen und Möglichkeiten der Friedenssi­
cherung in und für Europa in den neunziger 
Jahren mit Beiträgen u.a. von Robert S. 
McNamara und Lord Solly Zuckerman, 1989, 
81 S., DM 19,80. 

Band 2 
Rainald Maaß 
Der Söldner und seine kriegsvölkerrechtliche 
Rechtsstellung als Kombattant und Kriegsge­
fangener, 1990, 248 S., DM 39,80. 

Band 3 
H. FischerlW. von Heinegg (Eds.) 
The Law of Naval Warfare, A Select Bibliogra­
phy, 1989, 219 S., DM 34,80. 

Band 4 
Michael Gimmerthal 
Kriegslist und Perfidieverbot im Zusatzproto­
koll vom 10. Juni 1977 zu den vier Genfer Rot­
kreuz-Abkommen von 1949, 1990, 302 S., 
DM 29,80. 

Band 5 
Dieter Fleck (Ed) 
The Gladisch Committee on the Law of Naval 
Warfare, 1990, 76 S., DM 19,80. 

Band 6 
PalDunay 
Verifying Conventional Arms Limitations, The 
Case of ~he November 19,1990 Treaty on the 
Conventlonal Armed Forces in Europe, 1991, 
141 S., DM 29,80. 

Band 7 
Wolff Heintschel von Heinegg (Ed) 
The Military Objective and the Principle of 
Distinction in the Law of Naval Warefare 
1991, 177 S., DM 34,80. ' 

Band 8 
Wolff Heintschel von Heinegg (Ed) 
Methods and Means of Combat in Naval 
Warefare, 1992, 136 S., DM 29,80. 

Band 9 
Jürgen Schmidt 
Vorbehalte zu multilateralen Verträgen unter 
dem Aspekt des intertemporalen Völker­
rechts - eine Untersuchung am Beispiel des 
Genfer Giftgasprotokolls vom 17. Juni 1925, 
1992,154 S., DM 29,80. 

Band 10 
Helke Spieker 
Waffenwirkung und Umwelt I, Gewohnheits­
rechtlicher Schutz der natürlichen Umwelt im 
internationalen bewaffneten Konflikt (in Vor­
bereitung). 

Band 11 
Stephan Witteler 
Waffenwirkung und Umwelt 11. Die Regelun­
gen der neuen Verträge des humanitären Völ­
kerrechts und des Rechts der Rü­
stungsbegrenzung mit direktem Um­
weltbezug (in Vorbereitung). 

Band 12 
Regina Buß 
Der. Kombattantenstatus - Die kriegsge­
schlchtl.lche Entwicklung eines Rechtbegriffs 
und seine Ausgestaltung in Verträgen des 
19. und 20. Jahrhunderts, 1992, 265 S., 
DM 59,80. 

Band 13 
Hans-Joachim Heintze (Hrsg.) 
Von der .Koexistenz zur Kooperation, Völ­
kerrecht In der Periode der Ost-West An­
näherung Ende der 80er Jahre, 1992, 129 S., 
DM 29,80. • 
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Hans-Joachim Heintze (Ed.) 
Remote Sensing under Changing Condi­
tions, Proceedings of the Immenstaad 
Workshop, 1992 (im Druck) 

Band 15 
Wolfgang Voit (Hrsg.) 
Das humanitäre Völkerrecht im Golfkrieg und 
andere Rotkreuz-Fragen - 35. Tagung der 
Justitiare und Konventionsbeauftragten des 
Deutschen Roten Kreuzes vom 12. bis 14. 
September 1991 in Köln - (im Druck) 

zu beziehen bei 
UVB-Universitätsverlag 
Dr. N. Brockmeyer, 
UNI-Tech-Center, Gebäude MC, 
4630 Bochum 1 

Institut für Friedenssicherungsrecht und Hu­
manitäres Völkerrecht (lFHV), NA 02/28, 
Ruhr-Universität Bochum, Postfach 102148, 
4630 Bochum 

Friedhelm Vogelbusch 

KATASTROPHENSCHUTZ IN 
ARBEITSST Ä DEN 
Selbstschutz in Behörden, Betrieben 
und Verwaltungen 
Loseblattwerkreihe, 48. Ergänzungslieferung, 
ecomed Verlag, Justus-von-Liebig-Str. 1, 
8910 Landsberg 

Das bewährte Standardwerk in Loseblatt­
werkform mit strapazierfähigem Ordner hat 
seine 48. Ergänzungslieferung veröffentlicht 
und weist in dieser Lieferung u.a. darauf hin, 
daß die PostITelecom den Temex-Dienst ein­
geschränkt betreibt und man daher vor der 
Beschaffung neuer Geräte zur Meldungs­
weitergabe vor Ort nach der Kapazität 
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dieses Dienstes fragen sollte. Not- und 
Sicherheitsbeleuchtungen erfahren ausführ­
liche Behandlung mit Hinweisen für die 
Architekten zur Planung. Ein Schwerpunkt 
dieser 48. Lieferung ist es, Anleitungen zu 
geben fürzielgerechte Ausbildung von haupt­
und nichthauptamlichen Mitarbeitern, deren 
Kenntnisse und Fertigkeiten in Übungen zu 
erproben. 

Zahlreiche Skizzen und Abbildungen erleich­
tern die Einführung in den abzuhandelnden 
Bereich, Tabellen sind hilfreich. Anregungen, 
sogar Empfehlungen von Spielen werden 
gegeben, um leichter in das Problem um die 
Sicherheit am Arbeitsplatz einzuführen und 
heranzuführen. Ein nützliches Werk für den 
Praktiker im kommunalen Bereich und in 
sämtlichen Arbeitsstätten - und stets auf 
dem neuesten Stand durch die jeweils über­
arbeiteten Ergänzungslieferungen. 

49. Ergänzungslieferung 
Katastrophenschutz in Arbeitsstätten 
Die 49. Ergänzungslieferung dieses Lose­
blattwerks legt ausführlich dar, daß nach der 
politischen Entspannung in Mitteleuropa kei­
neswegs auf den vorbeugenden Katastro­
phenschutz verzichtet werden kann. Mit wei­
chen künftigen Risikofaktoren und Natur­
katastrophen gerechnet werden muß, wird 
aufgezeigt und begründet. 
Z. B. besteht für lebens- und verteidigungs­
wichtige Arbeitsstsätten die Pflicht, sich am 
öffentlichen Warnsystem mit einer Warn­
stelle anzuschließen, bzw. diesen Anschluß 
bestehen zu lassen. Nutzen und künftige 
Möglichkeiten, die sich in Verbindung mit 
dem öffentlichen Warnnetz abzeichnen, las­
sen sich klar erkennen. Da es im Katastro­
phenfall auf das Verhalten der Betroffenen 
ankommt, damit Panik nicht erst eintritt, gibt 
Professor Schuh Aufschluß über Katastro­
phenreaktionen und Verhaltensweisen. 
Muster-Einsatzpläne und -Anordnungen, 
Tabellen, Skizzen und Abbildungen erlauben 
eine praxisnahe Einarbeitung in die Möglich­
keiten des Katastrophenschutzes in den ver­
schiedenstens Arbeitsstätten, und auf diese 
praxisorientierte Arbeitshilfe kommt es an. 

(emo) 

Das Beste - Readers Digest 

KATASTROPHEN, DIE DIE WELT 
ERSCHÜDERTEN 
320 Seiten, Bildbandformat, geb., DM 64,90 
ISBN 3-87070-394-6 
Umschau Buchverlag Breidenstein GmbH, 
Stuttgarterstr. 18-25, 6000 Frankfurt am Main 

Wurde bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs 
nationale Geschichte, aber auch Weltge­
schichte, an Kriegen und Regentschaftszei­
ten von Herrschern chronologisch festgehal­
ten, so ist hier nun ein Geschichtsbild der 
Welt - von ihren Anfängen her - an den die 
Welt verändernden Katastrophen aufge­
zeichnet. Es sind dies nicht etwa - wie in 
unseren Tagen - zumeist durch Menschen 
mitverursachte Katastrophen, sondern sol­
che aus der Urgewalt der Natur entfesselte 
oder verursachte. Selbst Seuchen ungeheu­
ren Ausmaßes, deren Ursache nicht bekannt 
war und gegen die der Mensch kein Entrin-

nen fand, haben das Zeitbild geprägt und ver­
ändert. 
Das Buch beschreibt für den Laien in gut ver­
ständlicher und flüssiger Sprachführung rund 
80 Katastrophen vom Anbeginn der Zeit bis in 
unsere Gegenwart. 
Eines stimmt nachdenklich bei Lektüre und 
Anschauen der farbigen Bilder: Wie kann es 
möglich sein, daß wir noch heute, gewapp­
net mit z. B. medizinischen Kenntnissen, Vor­
sorgemaßnahmen und gegen Seuchen, aus­
gerüstet mit Erdbebenvoraussagen, Flut­
und Hurrikanvorwarnungen und Satellitenbe­
obachtungsauswertungen, noch immer so 
machtlos sind im Beherrschen von Katastro­
phen . 
Für die Helfer des THW ist dies Ansporn zu 
weiterem ständigen Hilfseinsatz - wo immer 
auf der Welt er nötig wird. 
Ein Buch, das zum Weiterlesen animiert und 
begreifen läßt, daß Vorsorge und Helfen die 
einzige Linderung sein können in der Kata­
strophe. 
Eine Chronik der Katastrophen und ein aus­
führliches Register sind leserfreundlich und 
zeigen auf die schnelle das verheerende Aus­
maß der die Welt verändernden Katastro­
phen. 
Die Bundesrepublik Deutschland liegt dem­
nach in einem wenig katastrophenanfälligen 
Gebiet der Erde und hat deshalb um so mehr 
die Pflicht, sich um die betroffenen Men­
schen in häufig von Katastrophen heimge­
suchten Gebieten hilfreich zu bemühen. 

(emo) 

Jörg Schönbohm 

ZWEI ARMEEN UND 
EIN VATERLAND 

- Das Ende der 
Nationalen Volksarmee -
1992, 256 Seiten, gebunden, DM 39,80 
ISBN 3-88680-452-6 
Siedler Verlag, Berlin 

Hans Peter von Kirchbachl 
Manfred MeyerslVictor Vogt 

ABENTEUER EINHEIT 

- Zum Aufbau der Bundeswehr in 
den neuen Ländern -
1992, 206 Seiten, gebunden, DM 39,80 
ISBN 3-9802828-1-3 
Report Verlag, Frankfurt/M. 

Die rechtliche Einheit Deutschlands am 
3. Oktober 1990 hat alle Lebensbereiche 
erfaßt und erfordert überall Veränderungen 
und Anpassungen an "West"-Standard . Die 
Einheit ist nirgendwo so weit fortgeschritten 
wie im Bereich der Bundeswehr, die eine Art 
Vorreiterfunktion übernommen hat. Eine 
Armee ist ein so sensibeler Tei l der Exeku­
tive, daß die sofortige Übernahme der ein­
heitlichen Befehls- und Kommandogewalt 
zwingend vorgegeben war. Der schnelle 
damit verbundene Angleichungsprozeß ließ 
die Einigung daher innerhalb der Armee 
besonders konzentriert ablaufen. Seine Dar­
stellung hat somit Bedeutung weit über den 
eigentlichen Bereich der Bundeswehr hin­
aus. 



Auch heute gibt es naturgemäß immer noch 
große Unterschiede zwischen Ost und West. 
Diese Unterschiede gilt es beiderseits zu 
überwinden. Erste Voraussetzung hierfür ist 
es, die Unterschiede zu erfassen. Man muß 
sie selber vor Ort erleben und kann sie kaum 
schildern. Die heute relevanten Unterschiede 
liegen nämlich primär im Detail. Erst die klei­
nen Begebenheiten, die völlig anders aufge­
faßt, erwartet und eingeordnet wurden (und 
oft immer noch werden) lassen die Schwie­
rigkeiten erkennen, die es zu meistern galt 
und weiterhin gilt. 
Die Bücher von Schönbohm und Kirchbach/ 
MeyersNogt verdeutlichen diese Schwierig­
keiten der Umstellung des DDR-Staates auf 
unser freiheitlich demokratisches System 
am Beispiel der Armee. Erst die vielen 
Details geben den erforderlichen Einblick in 
Verhältnisse. Unterschiede, Wandel, Tren­
nendes, Verbindendes, Erreichtes und noch 
zu Leistendes. 
Das Buch von Staatssekretär Schönbohm 
schildert die Zeit bis zum 1. Juli 1991, dem Tag 
der Auflösung des Bundeswehrkommandos 
Ost. Kein anderer war so wie der Autor in den 
Einigungsprozeß der deutschen Streitkräfte 
eingebunden: er hat als Leiter des Planungs­
stabes die Vorarbeiten mitgesteuert und 
sodann als Leiter des Bundeswehrkomman­
dos Ost die wohl zentralste Stelle für die ein­
heitliche Armee der deutschen Vereinigung 
innegehabt. Sein Buch ist weitgehend in der 
Form eines Tagebuches geschrieben. Es ist 
ein Dokument der Zeitgeschichte. 
Auch von Kirchbach, Meyers und Vogt waren 
Männer der ersten Stunde beim Aufbau der 
Bundeswehr der deutschen Einheit. Sie 
haben als Kommandeur, G 3 und G 1 großen 
Anteil an der Umgestaltung der Eggesiner 
,,9. autonomen Panzerrepublik" der NVA zur 
Heimatschutzbrigade 41 der Bundeswehr. 
Hautnah haben sie ein bedeutendes Stück 
deutscher Geschichte erlebt. Ihre höchst per­
sönliche Schilderung der Eindrücke und 
Erlebnisse sind ebenfalls Zeugnisse der Zeit­
geschichte. In kurzen Abhandlungen schil­
dern sie jeweils typische Erlebnisse, Pro­
blemkreise und Aufgaben. Das Erlebte war 
So intensiv, daß wahrscheinlich in späteren 
Zeiten bestritten werden wird, die Schilde­
rungen seien eigene Wahrnehmungen von 
nur drei Personen in dem so kurzen Zeitraum 
September 1990 bis Dezember 1991 . All die­
jenigen, die den Neuaufbau in den neuen 
Ländern nicht selber miterlebt haben, wer­
den - zu Unrecht - Übertreibungen vermu­
ten. Gerade deswegen ist das Buch allen zu 
empfehle, die sich mit den Verhältnissen in 
den neuen Ländern befassen, darüber reden 
oder gar darüber mit entscheiden wollen. 
Beide Bücher sind weit mehr als eine 
Bestandsaufnahme. Sie leisten - ganz im 
Sinne des persönlichen Engagements ihrer 
Autoren - einen allgemeinen Beitrag zur Ver­
einigung des einen deutschen Vaterlandes. 

(Dr. A. Poretschkin) 

Jörg Kuklinski - Windjammer Video 

Video-Produktion und Photographie 
in Bremerhaven wurden Ende 1992 drei 
Grundausbildungsvideos für die Feuerweh­
ren produziert. 

Die Videos sind für die ersten Schritte der 
Grundausbildung gedacht. Sie sollen die Ein­
führung in die Materie durch klares Bildmate­
rial unterstützen und Details zeigen. 
Der Preis von DM 49,- pro Stück bzw. alle 3 
Videos komplett für nur DM 139,- soll es 
auch freiwilligen Feuerwehren ermöglichen, 
ihre Ausbildung mit dem Medium zu gestal­
ten. 
Die Filme sind besonders für kleine Feuer­
wehren sowie in den neuen Bundesländern 
geeignet und erleichtern die Erstausbildung 
von Helfern und die Wiederholungs-Ausbil­
dung. 

Rickmersstraße 1 . Postfach 210540 
0-2850 Bremerhaven 
Telefon (0471) 53362 
Telefax (0471) 52251 

FirmendarsteIlung 
Unterrichts- und Schulungs filme 
Instruktionsfilme 
Arbeitsabläufe auf Video 
PiOc!uktionsdarstellungen 
WindJammer- ideos 
7iefiihrgut-Videos 
Photographie 

Andrews Ewald, geb. 1930 
Dr. jur., Präsident der Akademie für zivile Ver­
teidigung, Bann 
Nach Verwendungen im Innenministerium 
SH, Kiel, beim BGS, Lübeck und im BMI von 
1968-74 Direktor bei der Bundesakademie 
für öffentliche Verwaltung. 
Von 1974-1991 Leiter der Arbeitsgruppe KN2 
im BMI, seit September 1991 Präsident der 
AkZV. 

Coellen Beate, geb. 1955 
Regierungsdirektorin, Diplom-Sozialwissen­
schaftlerin 
Von Februar 1981 bis Oktober 1991 Lehrerin 
an der Katastrophenschutzschule des Bun­
des als Fachbereichsleiterin VI, Sanitäts- und 
Gesundheitswesen; seither stv. Referatslei­
tenn KatSIRettD im Innenministerium des 
Landes Brandenburg in Potsdam; ehrenamt­
liche Tätigkeit im DRK sowie in verschiede­
nen Arbeitskreisen. 

Franke Dieter, geb. 1954 
Oberregierungsrat. höheres Lehramt 
(Mathematik, Physik) 
Seit Dezember 1983 Lehrer an der Katastro­
phenschutzschule des Bundes (KSB). 
Derzeit Fachbereichsleiter 111, Führung im 
Katastrophenschutz, verschiedene ehren­
amtliche Funktionen im Katastrophenschutz, 
so bei DRK, THW und der FF Ahrweiler; 
Mob-beordert als Nachrichtenstabsoffizier. 

Neuhauser Stefan, geb. 1951 
Dr. med., Am für Allgemeinmedizin. Seit 
zehn Jahren notfallmedizinisch und notär.zt­
lieh aktiv tätig. Qualifikation "Leitender Not-

ar.zt" in Hessen. Katastrophenmedizinische 
Hauptarbeitsbereiche sind Katastr0-
phenpharmazie und medizinische Gefahren­
abwehr. Rettungsdienstdezernent im Regie­
rungspräsIdium Darmstadt. 

Schmidt Heiko, geb. 1955 
RegRat z.A., Diplom-Pädagoge, als Fachbe­
reichsleiter an der KSB zuständig für die 
Gebiete Menschenführung sowie Rede- und 
Gesprächstraining. Krisenerfahrung u.a. als 
EG-Beobachter im ehemaligen Jugoslawien. 
Reserveoffizier. 

Schättler Horst, geb. 1941 
Dr. phiI., Dipl.-Geograph, Dipl.-Ing., Beigeord­
neter a. 0., Sachverständiger und wiss. Bera­
ter für Bevölkerungsschutz. Chefredakteur 
der Fachzeitschrift "Notfallvorsorge und 
Zivile Verteidigung N. Als Fachautor und 
Dozent zur Thematik Katastrophenschutz, 
Zivil-militärische Zusammenarbeit, humanitä­
res Völkerrecht seit 1975 tätig. Ehrenamtli­
cher Bundesbeauftragter für Bevölkerungs­
schutz der JUH. 

Walter Bemd, geb. 1939 
Direktor im BGS. Seit 1960 Angehöriger des 
Bundesgrenzschutzes. Bis 1991 Stellvertre­
ter des Kommandeurs und Chef des Stabes 
des Grenzschutzkommandos Küste, seither 
als Abteilungsleiter 1 im Grenzschutzpräsi­
dium Ost in Berlin u.a. für die Ausbildung ver­
antwortlich. Verfasser zahlreicher Fachbei­
träge über polizeifachliche Sicherheitsfragen. 
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PRESSEINFO 
ÖLFREIE DRUCKLUFT 
Eine neue Generation von Hochdruck-Kom­
pressoren (Arbeitsdruck 220 - 300 bar / 3000 
- 4480 psi) für Luft und technische Gase 
(Helium, Stickstoff, Argon USw.) wird (von 
Aerosub, Brescia)angeboten. Der italieni­
sche Hersteller ist seit 1971 international tätig 
(hauptsächlich USA und Südeuropa) und 
stellt nun seine Produkte auf dem deutschen 
Markt vor. Eingesetzt werden die Kompres­
soren in der krygenologischen Universitäts­
forschung, in Kliniken, der industriellen Preß-, 
Fließpress- und Spritzpreßtechnik, im Zivil­
und Brandschutz, in der Landwirtschaft, 
beim Tauchsport und im Automobilrenn­
sport. 

Die Produktpalette umfaßt drei Pumpen­
gruppen mit Nominalleistung von 6000 
Litern (3,53 ofm), 13000 Litern (7,65 ofm) 
und 20000 Litern (11,77 ofm). Geliefert wer­
den die Grundmodelle mit den Antriebsvari­
anten: Benzinmotor (Honda oder 
Briggs&Stratton), Drehstrom (4 PS). und Ein­
phasenstrom (3 PS). Auf Wunsch werden 
auch Dieselmotoren eingebaut. 
Besondere Aufmerksamkeit wurde auf die 
aktive und passive Sicherheit beweglicher 
Teile und der Druckelemente gelegt, um 
Unfälle auch durch unachtsame Bediener 
auszuschließen. Für die Verarbeitung wurde 
ein sehr hoher Qualitätsstandard festgelegt. 
Weitere Informationen erhalten Sie von 
Wolfgang Enzler 
Neue Bahnhofstr. 18 
W-8873 (89335) Ichenhausen 
Tel. 08223/5543 
Fax. 08223/1784 
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SPEKTRUM 
DAS MAGAZIN FUR ZIVI 

DER ÖLTANKER MIT 
EINGEBAUTER SICHERHEIT 

BLAUPAUSEN FÜR DOPPEL­
WAND-SCHIFFE LIEGEN BEREITS 
IN DEN SCHUBLADEN DER 
WERFTEN 

Bremen - Nach den jüngsten Tankerunglük­
ken vor den Shetland-Inseln und dem spani­
schen Hafen La Corunia ist die Diskussion 
um sichere Transportschiffe für Öl neu ent­
brannt. 45 Prozent der heute im Einsatz be­
findlichen Öltanker sind älter als 15 Jahre. 
Und noch kein einziger Supertanker besitzt 
eine doppelte Außenwand. 

Bei der Bremer Vulkan Werft arbeitet man ge­
meinsam. mit anderen europäischen Schiffs-

bauern seit zwei }ahren an der Entwicklung 
des Sicherheits-Oltanker "E3 Tanker" (E3 
steht für "Ecological, Economical, Euro­
pean"). Kernstück der Sicherheitstechnik ist 
eine doppelte Außenhaut, die nach Aussa­
gen der Werft bei Kollisionen die Ölver­
schmutzung bis zu 90 Prozent reduzieren 
soll. 

Zwar schreibt die" International Maritime Or­
ganisation" (lMO) bei Schiffsneubauten ab 6. 
Juli 1993 die Doppelhüllen-Technologie ver­
bindlich vor. Das Bremer Konzept geht 
jedoch weit über diese Übereinkunft hinaus. 
So übertrifft der geplante "E3 Tanker" die 
IMO-Forderung mit einem Dopppelwandab­
stand von fast vier Meter um 100 Prozent. 
Die Aufteilung in 24 Einzel- und zwei Rest­
stofftanks verringert das Auslaufrisiko noch 
einmal. Nach dem Vorbild atomgetriebener 
Schiffe dienen horizontal eingebaute Verstre­
bungen der erhöhten Festigkeit der Au­
ßenhaut. Spezielle Elektroden aus Zink sollen 
den Innenraum der Doppelwandkonstruktion 
vor Korrosion bewahren. Ein Nachteil der 
Doppelhüllen-Technologie war bislang der 
Aufwand bei der Inspektion der Hohlräume 
sowie die.mögliche Explosionsgefahr durch 
flüchtige Olbestandteile. Mit besonders gut 
erreichbaren Laufgängen und der Mög­
lichkeit, unbrennbare Schutzgase in die Kam­
mern einzufüllen, wurden diese Probleme 
gemeistert. 

Durch ein zweigeteiltes Ruder soll die "E3" 
auch noch dann manövrierfähig bleiben, 
wenn ein Teil der Ruderanlage ausfallen 
sollte. 

Gegenüber vergleichbaren Supertankern 
ohne Doppelwand soll die "E 3" 15 bis 20 
Prozent teurer sein. Der Bau eines herkömm­
lichen Supertankers kostet heute rund 200 
Millionen Mark. Mehrausgaben, denen nach 
Angaben der "E3" Entwickler Treibstoffein­
sparungen von bis zu 15 Prozent durch eine 
verbesserte Schiffsform gegenüberstehen. 

Obwohl ein Sprecher der Bremer Vulkan sich 
sicher ist, daß die Shetland-Katastrophe mit 
einem E 3-Tanker "mit Sicherheit vermeidbar 
gewesen" wäre, gibt es noch keine Bestel­
lung eines E 3-Tankers. 

Am 13. Januar 1993 erklärte in Bonn der Par­
lamentarische Staatssekretär im Verkehrsmi­
nisterium, Dieter Schulte, nach einer Kabi­
nettsitzung, daß über staatliche Förderhilfen 
für den Bau sicherer Tanker auf deutschen 
Werften nachgedacht wird. 



WENN DIE BOJE UM HILFE RUn 

EIN NEUES SATELLlTEN-RU FSY­
STEM KANN SCHIFFE IN SEENOT 
BIS AUF 100 METER GENAU 
ORTEN 
Von Wolfgang Engelhardt 

Bremen - Schnelle Hilfe bei Schiffskatastro­
phen auf den Weltmeeren kann künftig das 
neue Seenot-Rufsystem Immarsat-E brin­
gen, das jetzt bei der Deutschen Gesellschaft 
zur Rettung Schiffbrüchiger (DGzRS) in Bre­
men vorgestellt wurde. Es besteht aus drei 
Kernelementen : einigen Immarsat-Satelli­
ten, den auf Schiffen mitgeführten Seenot­
bojen und den Bodenfunkstellen, wo die Hil­
ferufe empfangen und an die nächsten 
Rettungsstationen weitergeleitet werden. 
Das satellitengestützte Schiffahrts-Alarmie­
rungssystem wurde im Auftrag des Bundes­
verkehrsministeriums entwickelt. Hauptauf­
tragnehmer ist die Deutsche Aerospace 
(früher Dornier) in Friedrichshafen. Die für 
maritime Anwendungen entwickelten 
Immarsat-Trabanten befinden sich auf geo­
stationären Umlaufbahnen über dem Äqua­
tor und haben damit ein "Sichtfeld" bis 80 
Grad nördlicher und südlicher Breite, wo sie 
alle von der kommerziellen Schiffahrt genutz­
ten Seewege erfassen. 
Insgesamt zwölf Immarsat-Satelliten in vier 
Alarmzonen gewährleisten zuverlässige 
Funkverbindungen rund um die Uhr. "Mit der 
Anbindung an das GPS-Satellitensystem läßt 
sich bei einer Havarie sofort die letzte Posi­
tion des Schiffs auf 100 Meter genau fest­
ste~len", erläutert Matthias Pikelj von 
Dornier. 
Die Seenotboje enthält alle für eine Notruf­
übertragung erforderlichen Systeme: den 
Ein-Watt-Sender mit Elektronik, GPS-Emp­
fänger, Blitzlampe und Batterien für einen 
48-Stunden-Betrieb. Bei der manuellen oder 
automatischen Aktivierung der Boje (durch 
Aufschwimmen auf dem Wasser) liefert der 
Notruf alle für eine schnelle Rettungsaktion 
erforderlichen Informationen: Schiffsken­
nung, aktuelle Position, Kurs und Geschwin­
digkeit, Datum und Uhrzeit des Alarms sowie 
die Art des Notfalls. Bei einem Schiffsun­
glück im Ärmelkanal zum Beispiel gelangt 
das Notsignal schon zwei Minuten nach Aus­
lösung des Alarms über die Boje an die 
Zuständige Seenotleitstelle. Für die Nordsee 
gehört dazu auch die DGzRS-Zentrale in Bre­
men, die dann sofort den nächsten Seenot­
rettungskreuzer alarmiert oder in eiligen Fäl­
len einen Hubschrauber. 
Jährlich w ird die Seenotrettungsleitstelle in 
Bremen bei etwa 170 Notfällen mit deut­
scher Beteil igung, aber außerhalb des eige­
nen Zuständigkeitsbereichs tätig auf eigene 
Initiative oder zur Unterstützung anderer Ret­
tungsorganisationen. "Die Satellitenverbin­
dung erhalten wir über die Telekom-Station in 
Raisting/Bayern", erklärt Andreas Lubkowitz 
Von der DGzRS-Pressestelle in Bremen. 
Für die Einführungsphase hat Dornier erst 
einmal 25 Stück der einen Meter langen und 
zehn Kilogramm schweren, leuchtendroten 
Bojen an drei deutsche Reedereien für erste 
Tests ausgeliefert. Im Frühjahr sollen größere 
Stückzahlen über etablierte Ausrüstungs-

firmen verkauft werden. Für die deutsche 
Schiffahrt wird mit einem Bedarf von etwa 
500 Bojen gerechnet. Der Anschaffungs­
preis beträgt circa 5000 Mark. 
Wenn sich das Bojenmodell von Dornier zu­
sammen mit dem Immarsat-E-Satellitennetz 
weltweit durchsetzt, dann dürften einige 
10000 Exemplare fällig werden. Jedes Schiff 
muß gemäß internationalen Vorschriften 
eine Seenotrettungsboje an Bord haben. Bis­
her teilen sich den Markt mehrere Hersteller. 
Quelle: DIE WELT vom 21.1.1993 

HILFE FÜR QUERSCHNlnSGE­
LÄHMTE 

ERSTER AACHEN ER INNOVA­
TIONSPREIS FÜR DAS FOR­
SCHUNGSPROJEKT "LlNGU­
CONTROL" 
Am 10. Oktober 1992 wurde im Krönungssaal 
des Aachener Rathauses erstmals der mit 
5000 DM dotierte "Preis der Stadt Aachen 
für Innovation und Technologie" verliehen. 
Diesen Preis erhielten zwei Wissenschaftler 
der Aachener Region für ihre erfolgreiche Zu­
sammenarbeit im Rahmen des Forschungs­
projektes "lingu-Control". Die beiden Wis­
senschaftler, Privatdozent Dr. med. dent. 
Walter Schmitt, Oberarzt der Klinik für Zahn-, 
Mund-, Kiefer- und Plastische Gesichtschirur­
gie der RWTH Aachen und Prof. Dr. Werner 
Zang, Fachgebiet Sensorik und elektronische 
Instrumentierung der Fachhochschule 
Aachen, Abteilung Jülich, haben mit lingu­
Control ein zungengesteuertes Manipula­
tionsystem für Querschnittsgelähmte ent­
wickelt. Mit Hilfe einer Gaumenplatte, die 
wie eine Zahnspange im Mund getragen 
wird, können Querschnittsgelähmte 
bestimmte Funktionen auslösen. Auf der 
Gaumenplatte befinden sich Sensoren, die 
der Behinderte mit seiner Zunge antasten 
kann. Damit ist er zum Beispiel in der Lage, 
ohne fremde Hilfe ein Fernseh- oder Radio­
gerät ein- bzw. auszuschalten oder seinen 
Elektrorollstuhl zu steuern. Gedacht ist aber 
auch an eine Anwendung bei Nichtbehinder­
ten, überall dort, wo eine manuelle Eingabe 
von Informationen erschwert möglich ist, 
zum Beispiel unter Wasser, in der operativen 
Medizin, in der Industrie oder in der Raum­
fahrt. 
Quelle: "Keep in Touche" RWTH Aachen 

RAUCH IN EXPLOSIONSGE­
FÄHRDETEN RÄUMEN 

Rauch in explosionsgefährdeten Räumen 
entdeckt ein neuer optischer Rauchmelder 
von Siemens. Das Gerät ist eigensicher und 
verbraucht so wenig Strom, daß es in explo­
sionsgefährdeten Bereichen nach DIN VDE 
0165 zugelassen ist. Damit aber der Melder 
an der Meldeprimärleitung einer normalen 
Brandmeldezentrale betrieben werden kann, 
trennt ein Leitungskoppler die Primärleitung 
galvanisch vom Leitungsteil im explosionsge­
fährdeten Bereich. Außerdem begrenzt der 
Koppler die Spannung und den Strom auf die 
im explosionsgefährdeten Anlagenteil für 

eigensicheren Betrieb zulässigen Werte. Der 
optische Melder selbst arbeitet nach dem 
Streulichtprinzip: Wenn Rauchteilchen in das 
Gehäuse des Melders eindringen, reflektie­
ren sie das licht auf einen Empfänger, der 
durch ein Labyrinth vom direkten Lichtstrahl 
abgeschirmt ist. Die Auswertung nur der 
rückwärts gestreuten lichtmenge bewirkt 
ein gleichmäßiges Ansprechverhalten bei 
Bränden mit dunklem und hellem Rauch. 
Quelle: Siemens AG, Anl/A33AV 
Hofmannstraße 51 
W-BOOO München 70 

INFRAROT-SCHEINWERFER 
BRINGT LICHT IN DIE DUNKEL­
HEIT 

Auch bei schlechtem Licht oder völliger Dun­
kelheit kann eine Infrarot-Kamera noch 
beweiskräftige Aufnahmen von Tatort und 
Tatem liefern. Die Infrarot-Kamera ZI R-15 von 
Zettler ist jetzt mit zusätzlichem I nf ra rot­
Scheinwerfer, dem ZIR-14 LED, erhältlich. Er 
steigert die Reichweite der Kamera von drei 
auf acht Meter. Der Scheinwerfer wird unmit­
telbar über der Kamera montiert und strahlt in 
einem Winkel von neunzig Grad infrarotes 
licht mit 880 Nanometer Wellenlänge ab. 
Einsatzfelder sind zum Beispiel Kundentre­
sore, Geldschleusen und Parkhäuser. Auch 
bei der Patientenüberwachung in Kranken­
häusern kann die Kamera in Verbindung mit 
dem Infrarot-Scheinwerfer sinnvoll einge­
setzt werden. 
Quelle: Zettler Pressedienst 
Postfach 202626 
W-BOOO München 2 

INFO-LINER: NEUES ÜBERWA­
CHUNGS-UNDINFORMA­
TIONSSYSTEM FÜR HAUS UND 
WOHNUNG 

Bosch brachte zur Security das Überwa­
chungs- und Informationssystem "Info­
Liner" auf den Markt. Die mit einem Mikro­
prozessor gesteuerte Zentrale kommuniziert 
mit den Meldern digital über einen zweiadri­
gen Bus. Aufgrund seiner flexiblen Ausle­
gung und seines niedrigen Preises ist das 
Info-liner-System für die erweiterten Aufga­
ben bei der Wohnungs- und Haussicherung 
geeignet. Neben den typischen Aufgaben 
von Brand- und Einbruchmeldeanlagen kön­
nen über das Tastenfeld weitere Funktionen 
kodiert werden: zum Beispiel Zugangskon­
trolle und -begrenzung sowie die Überwa­
chung von elektrischen Geräten und Maschi­
nen. In der Grundausführung ist die Anlage 
mit dreißig Adressen für Sensoren und Mel­
der ausgerüstet. Diese Zahl kann auf sechzig 
erweitert werden. Die Menüführung erfolgt 
im Dialogverfahren und ermöglicht so dem 
Anwender eine einfache Bedienung. Durch 
die Zweidraht-Technik ist es möglich, auch 
ältere Anlagen auf das Info-liner-System 
umzurüsten. 
Duelle: Robert Bosch GmbH 
Postfach 106050 
W-7000 Stuttgart 10 
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ERSTER SERIEN-PANTHER 8 )( 8 
AUSGELIEFERT 

Anfang Oktober 1992 wurde bei Rosenbauer 
International in Leonding bei LinzlÖsterreich 
das erste Flughafenlöschfahrzeug Panther 
8 x 8 ausgeliefert. In diesem Jahr erhielten 
Flughafen Leipzig und Flughafen Dresden je 
ein Fahrzeug dieses modernen Typs, der 
sogar nach Japan verkauft werden konnte. 
Duelle: Rosenbauer International AG 
Paschingerstraße 90 
A-4060 Leonding 

sn Run AN, WENN zu HAUSE 
WAS NICHT STIMMT 

Telenorma stellte auf der Security die inte­
grierte Telefonalarmanlage SET für private 
Haushalte vor. SET kostet weniger als zwei­
tausend Mark. Das Scharfschalten erfolgt 
durch Abschließen der Wohnungstür. Wenn 
man zu Hause ist, klingelt das Telefon und 
meldet per Sprachansage, ob ein Einbrecher 
eingedrungen ist oder ob ein Feuer- oder 
Wasseralarm ausgelöst wurde. Damit erfährt 
man sofort von einem ungebetenen Gast, 
ohne daß dieser durch eine Sirene gewarnt 
wird. 

Ist man nicht zu Hause, so betätigt man beim 
Verlassen der Wohnung einen Knopf an der 
Alarmzentrale. Damit wird die Anlage umge­
stellt, so daß bei einem Alarm nacheinander 
zwei verschiedene Telefonnummern ange­
wählt werden, beispielsweise ein Sicher­
heitsdienst oder die Telefonnummer vom 
Büro. 

Duelle: " Sicherheit aktuell " 

SCHWERVERLETZTE SENDEN 
AUTOMATISCH NOTSIGNAL 

Notrufsignale sollten von einem Verunglück­
ten auch dann ausgehen, wenn er selbst 
nicht mehr in der Lage ist, diese bewußt aus­
zulösen. Bei einem Unfall auf einem Werks­
gelände beispielsweise sollte die Einsatzlei­
tung sofort wissen, wo sich eventuell schwer 
verletzte Mitarbeiter befinden. Hier muß die 
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Ortung und Rettung automatisch erfolgen, 
nicht erst auf Knopfdruck des Verletzten. 
Dies ermöglicht die Personen-Notsignalan­
lage PNA 2000 mittels Infrarot-Ortung. Alarm 
wird beispielsweise bei Sturz der Person aus­
gelöst - über Neigungswinkelsensoren -
oder bei Bewegungslosigkeit der Person. Ein 
Alarm wird ebenfalls ausgelöst, wenn eine 
Regelabfrage nicht quittiert wird. 

Um bei größeren Unglücken eine Überlap­
pung der Signale zu vermeiden, ist jedem Si­
gnalgeber ein Zeitschlitz zugeordnet. Bei 
einem Notsignal sieht die Zentrale sofort, 
welche Art von Alarm vorliegt und wo sich die 
betroffene Person gerade befindet. 

Duelle : Robert Bosch GmbH 
Postfach 10 60 50 
W-7000 Stuttgart 10 

KEIN ÖL INS ERDREICH 

Transformatoren haben zur Isolation und 
Kühlung eine Ölfüllung. Zum Schutz der 
Umwelt sind hier, genau wie bei Öllagerbe­
hältern, Auffangwannen vorgeschrieben, die 
im Bedarfsfall den gesamten Ölinhalt aufneh­
men können. Regen und Schmelzwasser 
können im Freien liegende Wannen jedoch 
ganz oder teilweise mit Wasserfüllen, so daß 
die Schutzeinrichtung ihren Zweck nicht 
mehr erfüllen kann. 
"Aqua-Sentry" löst dieses Problem: Das 
System besteht aus einer Fühlereinheit, 
einer Auswerteeinheit und einer Tauch­
pumpe. In der Fühlereinheit meldet ein Füh-

ler, ob und wieviel Wasser in der Auffang­
wanne ist, damit über die Auswerteeinheit 
Alarm ausgelöst oder die Pumpe eingeschal­
tet wird. Ein weiterer Fühler meldet, wann 
der Wasserspiegel wieder gesunken ist und 
die Pumpe abgeschaltet werden kann. Die 
Niveausteuerung kann so eingestellt wer­
den, daß eventuell auf dem Wasserspiegel 
schwimmendes Öl nicht mit abgepumpt 
wird. Ein in der Höhe einstellbarer Ölschwim­
mer gibt Alarm, wenn sich Öl angesammelt 
hat, gleich ob dieses auf dem Wasser 
schwimmt oder nicht. 
Duelle: Dr. Alfred Ristow GmbH & Co. 
Postfach 41 08 60 
W-7500 Karlsruhe 41 

FEUERSCHUTZ IST UMWELT­
SCHUTZ MIT SICHERHEIT 
ÖKOLOGISCHES ENTSOR­
GUNGSKONZEPT FÜR HALON 
Die Total Feuerschutz GmbH in Ladenburg 
führt - wie angekündigt - bundesweit eine 
Umtauschaktion mit dem Ziel durch, ihre mit 
dem Gas Halon 1211 gefüllten Feuerlöscher 
vom Markt zu nehmen und zu entsorgen. 
Damit geht sie als erstes Unternehmen der 
Branche über die gesetzlich bestehende 
Rücknahmepfl icht (ab 1. 11 .92) hinaus, indem 
sie das umstrittene Halon auch einer thermi­
schen Entsorgung zuführt, die ökologisch 
unbedenklich ist. Total hat die Gemehmigung 
zwischenzulagern und ist in der Lage, durch 
ein "technisch rationelles Verfahren" das 
Halon von Feuerlöschern in Großbehälter 
umzufüllen. 
Duelle : Fischer & Partner 
Agentur f. Öffentlichkeitsarbeit 
Friedrichstr. 10 
6148 Heppenheim 

INNOVATIVE SICHERHEITS­
TECHNIK FÜR DIE FEUERWEHR 

Die Drägerwerk AG, Lübeck, hat den Füh­
rungskräften der Deutschen Feuerwehren 
aus Kommune und Industrie neue Gerätefa­
milien aus Atemschutz und Gasmeßtechnik 
vorgestellt. 
Die neuen Preßluftatmer-Generation mit der 
Bezeichnung PA 94 vereinigt moderne Tech­
nik mit hohem Tragekomfort sowie wirt­
schaftlicher Wartungsfreundlichkeit. ~ 



Auch der Atemanschluß wurde weiterent­
wickelt. Die neue Atemschutzmaske futura 
bietet dem Geräteträger 30 Prozent mehr 
Sichtfeld, hat einen deutlich verbesserten 
Tragekomfort und sitzt sicher und dicht, 
unabhängig von der Kopf- und Gesichtsform. 
Abgerundet wurde das neue Atemschutzge­
räteprogramm durch eine neue Kreislaufge­
räte-Generation. Die Langzeit-Atemschutz­
geräte Tramix und BG 4 mit zwei bis vier 
Stunden Tragezeit gewinnen wieder zuneh­
mend an Bedeutung, insbesondere beim 
Einsatz in weitläufigen Gebäudekomplexen 
mit langen An- und Abmarschwegen zum 
Unglücksort. 
Ergänzend zu den neuen Atemschutzgeräten 
bringt Dräger mit ChemMaster einen neuen, 
leichten Chemikalienschutzanzug für wirksa­
men Schutz bei hohem Tragekomfort auf den 
Markt. 
Zur Erhöhung der Sicherheit bei Feuerwehr­
einsätzen hat Dräger ein kompaktes perso­
nenbezogenes Meßgerät Pac-Ex zur Über­
wachung der Umluft auf Explosionsgefahr 
entwickelt. 

Ouelle: Dräger AG 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Moislinger Allee 53/55 
2400 Lübeck 1 

EIN ALPTRAUM: 
DER AUFZUG BLEIBT STECKEN 

WARTUNGSFIRMA IST MIT 
"CHEKKER" SCHNELLER VOR ORT 
BETRIEBSFUNK REICHT NICHT AUS 
Ein leichter Ruck, die Fahrt nach oben ist 
abrupt beendet. Stillstand zwischen dem 12. 
Und 13. Stock. Nichts zu machen, die Türen 
öffnen sich keinen Spaltbreit. Vollbesetzt 
hängt der Aufzug fest, ein Alptraum ist Wirk­
lichkeit geworden. Bange Frage: Wann 
kommt Hilfe? 
Spezia list für solche Fälle ist beispielsweise 
die Firma Klug + Böschel in Köln. Bis vor 
Vvenigen Jahren war es für die Zentrale 
schwer, ihre Techniker im Außendienst sofort 

zu erreichen, um die Eingeschlossenen zu 
befreien. 
Die Firma hat deshalb vor zwei Jahren 
"Chekker" angeschafft. Der "Bündelfunk­
dienst" der Telekom deckt ganze Wirt­
schaftsregionen ab, zum Beispiel den Raum 
Leverkusen - Köln - Bonn. In Notfällen alar­
miert der Einsatzleiter jetzt per Rundruf alle 
Wagen: Personenbefreiung . Wer am näch­
sten dran ist, übernimmt den Auftrag. 
Früher funkte oft jemand dazwischen. Mit 
"Chekkers" gibt es diese Probleme nicht 
mehr, denn beirn "Bündelfunkdienst" steht 
dem Kunden für die Dauer des Gesprächs 
eine Frequenz exklusiv zur Verfügung . 

Ouelle: " Technik Reporter" 
RPA GmbH 
Kantstr. 46 
1000 Berlin 12 

SCHNELLEINSATZZELT SR 

Das SEZ wurde speziell für den Einsatz bei 
Feuerwehren und Rettungsdiensten entwik­
kelt. 
Aus einem handlichen Paket mit den Pack­
maßen von lediglich 90 cm Länge und 50 cm 
Durchmesser entwickelt sich in ca. 40 
Sekunden ein standfestes Zelt mit einer nutz­
baren Innenfläche von 16 m 2 bei einer durch­
gehenden Standhöhe von 2 m. 
Die Konstruktion und das große Raumvolu­
men machen das SEZ besonders geeignet: 

bei Hilfeleistungs- und Rettungeinsätzen als 
- Schutz und Unterbringung verletzter Per-

sonen bei Erstversorgung; 

- Witterungsschutz bei Rettung und Ber­
gung, wenn das SEZ ohne Boden über die 
Arbeitsstelle gestülpt wird; 

- Witterungsschutz für sensible Geräte; 

- Umkleide- und Ruheraum bei Taucheinsät-
zen. 

Bei Gefahrguteinsätzen als: 
- Umkleide- und Aufenthaltsraum für Träger 

von Chemikalienschutzanzügen ; 

- Raum zu Meßauswertungen; 

- Raum zum Anlegen, Austauschen und 
Zwischenlagern von Atemschutzgeräten; 

- Dekontaminationsraurn (mit spezieller 
Deko-Zelle) . 

Bei Großeinsätzen als: 
- Einsatzleitung; 
- VerpflegungsausgabeNersorgung für die 

Einsatzkräfte. 
Das Schnelleinsatzzelt besteht aus einem 
mit Druckluft gefüllten Schlauchgerüst, das 
mit wasserdicht beschichtetem Gewebe 
bespannt ist. Der Fußboden ist mittels Klett­
verschluß eingezogen und leicht heraus­
nehmbar. 
Das Schlauchgerüst ist als Einkammerrah­
men ausgeführt, mit zwei seitlichen 
Schlauchschwellern, von denen auf jeder 
Seite vier Schlauchsäulen über Schlauch­
sparren zum Schlauchfirst führen. 
Am Schlauchschweller an der Fensterseite 
des Zeltes, seitlich links aus der Mitte ver­
setzt, sind der Köcher zur Aufnahme der 
Druckluftflasche, der flexible Anschlußstut­
zen am Schlauchgerüst und die beiden Ent­
lüftungsventile angebracht. 

An beiden Stirnseiten befinden sich große 
Turöffnungen mit Abschlußplanen, die mit 
grobzahnigen gegenläufigen Reißverschlüs­
sen eingezogen sind. Mittels der eingenäh­
ten Reißverschlüsse ist es auch möglich, 
zwei Zelte miteinander direkt zu verbinden 
und damit das Raumvolumen zu verdoppeln . 
Oberhalb der Turöffnungen sind zusätzliche 
Belüftungsöffnungen mit aufrollbaren 
Abdeckplanen eingelassen. Näheres erfra­
gen Sie bei: 

ALERT ZIEGLER GmbH & Co. KG 
Postfach 1680 
7928 Giengen/Brenz 

INFEKTIONSSCHUTZ 

FÜR AUTOVERBANDKASTEN, 
BETRIEBSVERBANDKASTEN UND 
ANDERE ERSTE-HILFE­
EINRICHTUNGEN 
Über Infektionsgefahren wird in den Medien 
sehr umfangreich berichtet. Hierbei geht es 
jedoch nicht ausschließlich um AIDS mit sei­
nen furchtbaren Folgen, sondern auch um 
andere Infektionskrankheiten, die bei Erste­
Hilfe-Leistungen übertragen werden können. 
Genannt seien hierbei insbesondere Hepati­
tis B, Hirnhautentzündung (Meningitis) und 
TBC. 
Grundsätzlich gilt Vorbeugung als bester 
Schutz vor Infektionen: das heißt in diesem 
besonderen Falle das Ergreifen von Schutz­
maßnahmen zur Vermeidung von Blutkon­
takt. Deshalb gilt vor allem: Handschuhe 
anziehen! ~ 
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Die Hände haben direkten Kontakt mit dem 
Verletzten und dessen Wunden. 
Schützen Sie beim Umgang mit Verletzten 
jede, auch die kleinste eigene Verletzung -
beispielsweise Hautrisse, Schnitte, Abschür­
fungen - vor Kontakt mit Material, das infi­
ziert sein könnte! Also auch hier: Schutz­
handschuhe tragen. Denken Sie bei der 
Hilfeleistung daran, im Umgang mit spitzen 
oder scharfen Gegenständen besonders vor­
sichtig u sein. Vermeiden Sie, sich selbst zu 
verletzen! Schutzhandschuhe erhöhen auch 
hierbei die Sicherheit. 
Eine weitere Vorschriftsmaßnahme ist das 
Tragen einer Mundschutzmaske, um einer 
Tröpfchenaerosolübertragung vorzubeugen. 
Zusätzlich gilt : benutzen Sie möglichst noch 
siegelverpacktes Einwegmaterial, und desin­
fizieren Sie Ihre Hände. Desinfektionsmittel 
mit 70 - 80% Alkoholanteil sind hierfür gut 
geeignet. 
Mehr kann man nach aktuellem Stand der 
Wissenschaft eigentlich nicht tun. 
Die Fa. Söhngen GmbH bietet Mundschutz­
masken, Schutzhandschuhe und sämtliches 
Erste-Hilfe-Gerät an, besonders in Sets: 
Safe-Set, Safe-Set Autopack, Infekt-Set u.a. 
Quelle: Söhngen GmbH 
Erste Hilfe + Notfallmedizin 
0-6204 Taunusstein 4 

DIE ZEIT ATOMARER ALP· 
TRAuME IST VORBEI­
ATOMBUNKER SIND HEUTE 
ÜBERFLÜSSIG 

Sp. Düsseldorf. Die Ära der atombombensi­
cheren Bunker geht zu Ende. Als erstes Bun­
desland gibt NRW dieses Jahr seinen Regie­
rungsbunker in der Eifel auf. Zugleich wurden 
die Planungen für einen neuen Funkbunker 
des WDR in Wuppertal gestoppt. Das spart 
sieben Millionen Mark Baukosten für den 
Funkbunker und eine Million Mark jährliche 
Unterhaltungskosten für den Regierungs­
bunker. Nur die fünf Regierungspräsidenten 
behalten ihre sicheren Quartiere. 
In Urft in der Eifelgemeinde Kali sichert ein 
massives Stahltor die Zufahrt zu einem nor­
malen Wohnhaus mit Doppelgarage. Doch 
nur in der einen Garage parkt ein Auto. Die 
andere ist der getarnte Eingang zur gehei­
men Unterwelt. Vier Stockwerke mit drei 
Meter dicken Betonmauern sind in den Berg 
eingelassen. Im Notfall sollten in der mit Kli­
maanlage, Strahlfiltern und Lebensmittelvor­
rat ausgestatteten Kommandozentrale 120 
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Regierungsmitglieder und Beamte 30 Tage 
überleben. 
Das Alptraum-Szenario, das 1964 zum Bau 
der Anlage für zehn Millionen Mark führte, 
entbehre heute jeder vernünftigen Grund­
lage, entschied der für Katastrophen zustän­
dige Innenminister Schnoor. Der Bunker soll 
jetzt vermietet werden. Für den Fall, daß sich 
die weltpolitische Lage wieder verschlech­
tern sollte, will sich die Landesregierung die 
Möglichkeit zur Reaktivierung des Bunkers 
innerhalb von drei Wochen offenhalten. 
Quelle: "Welt am Sonntag" 

"EISKALTE11 ATEMLUn? 
Es gibt viele Gründe, warum sich kontami­
nierte Umgebungsluft auch nicht durch Filter 
zu atembarer Luft aufarbeiten läßt (z.B. bei 
Sauerstoffmangel in Tanks). In diesen Fällen 
muß reine Luft als Atemluft zugeführt wer­
den. Meist steht diese in Form von Druckluft 
zur Verfügung. 
Wird Druckluft aber auf Verbrauchsdruck ent­
spannt, kühlt sie sich ab. Ist sie im Winter 
bereits kalt, macht sich der Abkühlungseffekt 
noch stärker bemerkbar. 
Nun ist es nicht gerade angenehm, 
geschweige denn gesund, "eiskalte" Luft ins 
Gesicht oder gar in die Lungen geblasen zu 
bekommen. 
FONDERMANN bietet deshalb für die 
Benutzer seiner druckluftunterstützten 
Atemschutzgeräte ein "Luftanwärm-Rohr" 
an. Dieses nach dem Vortex-Prinzip (vortex, 
engl.: Wirbel) arbeitende und deshalb übli­
cherweise auch Vortex-Rohr genannte Gerät 
kann durch einfache, jederzeit vornehmbare 
Änderungen den Effekt auch umdrehen: 
Warme Druckluft läßt sich abkühlen und z.B. 
durch Kühljacken leiten. 
Quelle: FONDERMANN GmbH 
Max-Volmer-Straße 14 
0-4010 Hilden 

COMPUTERGESTÜT%TES NOT· 
FALL·MANAGEMENTSYSTEM 

ERSTMALS SOWOHL STATIONÄR 
ALS AUCH MOBIL EINSETZBAR 
Zum ersten Mal wird das computergestützte 
Notfall-Management System SAFER sowohl 
ortsfest als auch in einem Einsatzwagen ver­
wendet. Dieses kombinierte System zur 
Bewältigung von Gefahrstoff-Freisetzungen 
wird von der Feuerwehr des französischen 
Departements Seine-Maritime eingesetzt, 
wie Feuerwehr-Hauptmann Patrick Lions, 
Fachmann für die Bekämpfung technischer 
Störfälle, kürzlich im Rahmen eines in Köln 
abgehaltenen Seminars berichtete'-' 

Der Service d'lncendie et de Secours (SDIS) 
der Seine-Marit ime ist zuständig für die 
Häfen Le Havre, Port-Jerome und Rouen 
sowie für insgesmt 53 Industrie-Anlagen, die 
der EG-Seveso-Richtlinie oder ähnlichen 
gesetzlichen Bestimmungen unterliegen. 
Darüber hinaus muß die Feuerwehr für alle 
Unfälle gerüstet sein, die bei einem Gefahr­
stoff-Transportvolumen von 85 Millionen Ton­
nen pro Jahr in der Region eintreten können. 

In der Feuerwehrleitstelle dienen die Not­
fallszenarien des Systems (in Zusammenar­
beit mit der Leitung des jeweiligen Produk­
tionsbetriebes) zur Ermittlung des optimalen 
Zeitpunkts für die Auslösung der öffent lich 
Alarmsirenen. 

Bei einem Störfall wird das System vor Ort 
eingesetzt und ist dabei in Echtzeit mit einer 
eigenen, mobilen Weatherpack-Wettersta­
tion online verbunden. Das hochmoderne 
System berechnet die Entwicklung einer 
Gefahrstoffwolke zwei Stunden voraus und 
hilft damit der Feuerwehreinsatzleitung, SO 

früh wie möglich die richtigen Entscheidun­
gen zu treffen. 

"Dieses Seminar über inner- und außerbe­
triebliche Gefahrenabwehrplanung wurde 
von Min. Rat Dr. Hans-Jürgen PetteikaU 
(BMU, Bonn) und Dipl.-Ing Neuhoff (Berufs­
feuerwehr Köln) geleitet. 

Quelle: Publik Relations Marketing 
Communications 
Postfach 2705 70 
5000 Köln 27 
Fa. Du Pont Nemours (France) S.A. 
ist der Hersteller des SAFER-Systems. • 




